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1. DER IMPERIALISMUS – SEIN 
WESEN UND SEINE OFFENSIVE
Unsere Gesellschaft befindet sich in einer 

tiefen Krise. In aller Welt werden Kriege ge-

führt, die Umwelt wird systematisch zerstört 

und wir stürzen von einer Wirtschaftskrise in 

die Nächste. Nicht gute Bildung, Ausbildung 

und Arbeit stehen auf dem Programm der 

herrschenden Parteien, sondern das Interes-

se der Banken und Konzerne. Tagein, tagaus 

wird uns erklärt, an unseren Löhnen und der 

öffentlichen Daseinsvorsorge müsse gespart 

werden. Mit Milliarden werden Profite von 

Unternehmen unterstützt, Pleiten von Groß-

unternehmen verhindert und Kriege geführt, 

während sich in Deutschland Armut ausbrei-

tet und die Reallöhne immer weiter sinken. 

Uns als Schüler*innen, Auszubildenden, jun-

gen Arbeiter*innen, Angestellten, Erwerbs-

losen und Studierenden wird keinerlei Zu-

kunftsperspektive mehr zugestanden. 

Die Arbeitslosenquote unter Jugendlichen ist 

höher als in der Gesamtbevölkerung. Immer 

mehr Jugendliche werden mit Warteschlei-

fen wie Bewerbungstrainings, Praktika und 

anderen Übergangsmaßnahmen abgespeist. 

Diejenigen, die Arbeit haben, bekommen im-

mer stärkeren Druck zu spüren. Die Angst vor 

Jobverlust geht um. Mehr und mehr Jugend-

liche werden psychisch krank. Alle staatlichen 

Ausgaben, die nicht den Wirtschaftsinteres-

sen dienen, werden gekürzt oder gestrichen. 

Jugendzentren, Krankenhäuser, Sportstätten 

und Schwimmbäder schließen, Wohnraum 

wird unbezahlbar teuer. Die Infrastruktur ver-

fällt und das Gesundheitssystem wird dem 

Markt unterworfen. 

Die Begründung für all diese Sparmaßnah-

men und Kürzungen: die Wettbewerbsfähig-

keit des „Standorts Deutschland“, die Auf-

rüstung oder Umweltschutz als Deckmantel. 

Dabei etablieren sich gerade in dieser Zeit 
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rechte und faschistische Organisationen als 

vermeintliche Alternativen. Tatsächlich aber 

spalten sie uns und dienen mit ihren Forde-

rungen als Stichwortgeber für Demokratie-

abbau. Unsere Lern-, Arbeits- und Lebens-

bedingungen befinden sich in einer ständigen 

Krise. Immer mehr Jugendliche sind unzufrie-

den und suchen einen Ausweg aus dem Übel.

Krise heißt für uns: Soziale Krise
Dass sich unsere Lebens- und Arbeitsverhält-

nisse weiter verschlechtern, während eine 

Handvoll Deutsche so viel Vermögen be-

sitzt wie die unteren 50% der Bevölkerung in 

Deutschland zusammen. Teilweise mehr als 

40 Stunden Arbeit die Woche, Arbeitsverdich-

tung und miese Löhne bestimmen unseren 

Alltag. Häufig haben wir mit befristeten Ar-

beitsverträgen zu kämpfen oder sind in Leih-

arbeit beschäftigt. Frauen und Migrant*innen 

sind davon besonders betroffen, da sie oft in 

schlechtere Arbeitsverhältnisse gezwungen 

und als billige Arbeitskräfte ausgenutzt wer-

den.

Oft werden wir Jugendlichen nach Abschluss 

der Ausbildung nicht übernommen. Wir sind 

die Ersten, deren Arbeitsverträge in Krisenzei-

ten nicht verlängert werden und die wegen 

mangelnden Kündigungsschutzes entlassen 

werden. Junge Erwerbslose haben wegen 

ihrer kurzen Beschäftigungsdauer oft keinen 

Anspruch auf Arbeitslosengeld, ihnen bleibt 

nur der Antrag auf das Bürgergeld. Sie müs-

sen jeden noch so prekären Job annehmen, 

da sie sonst besonders häufig von Sanktionen 

betroffen sind. So sind sie der Willkür der Un-

ternehmer und der Agentur für Arbeit schutz-

los ausgeliefert. Viele Bürgergeld-Empfän-

ger*innen haben einen Job, verdienen dort 

aber so wenig, dass sie mit 

Bürgergeld aufstocken 

müssen. Überall herrscht 

Konkurrenzdruck und In-

dividualisierung bestimmt 

unser soziales Leben.

Diejenigen, die einen Ausbil-

dungsplatz finden, können sich 

scheinbar glücklich schätzen.  Doch die Freu-

de über einen Ausbildungsplatz wird schnell 

getrübt durch ausbildungsfremde Tätigkeiten, 

fehlende fachliche Anleitung, Überstunden 

oder dadurch, dass sie in diesem Bereich ei-

gentlich nicht arbeiten wollen. Hinzu kommen 

die sowieso schon viel zu langen Arbeitszei-

ten. Längst nicht alle Azubis bekommen eine 

Ausbildungsvergütung, die überhaupt für das 

Nötigste reicht. Die gesetzliche Mindestaus-

bildungsvergütung ist ein schlechter Scherz. 

Vielfach müssen Praktika und schulische 

Ausbildungen ohne Entlohnung hingenom-

men werden. Viele ehemalige Ausbildungen 

werden akademisiert und damit die Kosten 

von den Konzernen auf uns abgewälzt. Damit 

sind Jugendliche immer häufiger von Armut 

betroffen. Das zeigt: Trotz Wirtschaftswachs-

tum sind wir die Generation, die schlechter 

lebt als ihre Eltern.

Krise heißt für uns: Bildungskrise
Dass der Staat sofort Milliarden zur Verfügung 

stellt, wenn Banken und Konzerne „in 

der Krise“ sind und nach Milliar-

den für Entlastung und Un-

terstützung schreien. Geld 

für Bildung, um fehlende 

Lernmittel zu beschaffen, 

Lehrer*innen einzustellen 

oder Mensapreise zu senken, bleibt jedoch 

aus. Stattdessen beschäftigt man sich mit 

drastischem Aussortieren: Immer mehr Ju-

gendliche werden durch Prüfungs- und Leis-

tungsdruck und die ständige Vergleichbarkeit 

durch Noten krank. Schon in der Grundschule 

fällt eine wichtige Vorentscheidung darüber, 

wer von uns mal auf die Uni gehen wird. So-
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wohl die Gymnasialempfehlung als auch der 

erfolgreiche Uni-Abschluss hängen stark vom 

Geldbeutel der Eltern ab, wirklich Reiche ge-

hen auf teure Privat- oder Hochschulen. Bil-

dung befähigt uns in diesem System nicht 

dazu, die Welt zu verstehen. Stattdessen 

werden Lehrpläne auf die bloße Verwertbar-

keit für Unternehmen ausgerichtet. Nicht nur 

die Schulgebäude sind marode, das gesamte 

Bildungssystem steckt in einer tiefen Krise. 

An den Hochschulen zeigt sich das gleiche 

Bild: Ständiger Druck durch Leistungspunkte, 

Klausuren und Benotung sieben unter denen 

aus, die es trotz Zugangsbeschränkungen und 

Studienkosten an die Hochschule geschafft 

haben. Dadurch wird nicht nur radikal ausge-

siebt, sondern so werden wir schon während 

unseres Studiums und unserer Schulzeit zu 

Konkurrenz und effizientem Arbeiten erzo-

gen. Für eine kritische, selbstständige Ausei-

nandersetzung mit den Lerninhalten bleibt so 

kein Raum. Mehr als die Hälfte der Studieren-

den arbeitet neben dem Studium, viele neh-

men Kredite auf und starten hoch verschuldet 

ins Berufsleben. Immer mehr Studierende 

sind von Armut betroffen.

Krise heißt für uns: Krise der öffentlichen 
Daseinsfürsorge
Dass der öffentliche und soziale Bereich ka-

puttgespart wird, während immer mehr Geld 

für Rüstung und Kriegseinsätze der Bundes-

wehr ausgegeben wird. Schwimmbäder und 

Jugendzentren schließen, Sport- und Kul-

turvereine bekommen kaum Geld, und 

Kino-, Konzert- und Theaterbe-

suche werden immer teurer. 

Die öffentliche Infrastruktur 

– etwa Schienen, Straßen, 

Brücken, Krankenhäuser 

und Schulgebäude – wird 

immer mehr dem Verfall 

ausgesetzt, da sie nicht un-

mittelbar dem Profit dient – 

oder sie wird direkt privatisiert. 

Mit der Schuldenbremse werden Län-

der und Kommunen durch Sachzwanglogik 

(angeblich sei kein Geld da) dazu angehalten, 

bei uns zu kürzen. Aber wenn Wirtschaft und 

Militär Geld brauchen, wird die Schulden-

bremse umgangen. 

Statt Mietpreisdeckeln gibt es immer weniger 

Sozialwohnungen, Gebäude der Städte wer-

den an Großkonzerne verscherbelt. Mit BAföG 

und Ausbildungsvergütung ist es kaum mög-

lich, von zuhause auszuziehen. Der öffentliche 

Nahverkehr wird immer teurer, auf dem Land 

existiert er oft gar nicht. In einem der „reichs-

ten Länder“ der Welt sterben Menschen in 

Krankenhäusern wegen Personalmangels 

und Patient*innen bekommen nicht die für sie 

beste, sondern die für das Krankenhaus profi-

tabelste Behandlung.

Krise heißt für uns: Krise des friedlichen 
Zusammenlebens
Dass die Gefahr eines großen Krieges auch 

innerhalb Europas wieder steigt und offen für 

Krieg und Aufrüstung geworben wird. Jähr-

lich wird der sogenannte Verteidigungshaus-

halt erhöht. Mit den größten Aufrüstungspro-

grammen seit 1945 und dem NATO-2%-Ziel 

soll Deutschland wieder Weltmacht werden. 

Ideologisch wird die Aufrüstung durch Hetze 

gegen andere Völker wie »die Russen« oder 

»die Chinesen« begleitet, um so die Bevölke-

rung schon jetzt auf den Kriegskurs vorzube-

reiten. Die Bundeswehr ist in Kriegseinsätzen 

in aller Welt aktiv. Damit werden die Interes-

sen der deutschen Konzerne an Rohstoffen, 
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Handelsrouten und Absatzmärkten auch mili-

tärisch durchgesetzt. 

Um Kanonenfutter für Krieg und 

Besatzung zu bekommen, wirbt 

die Bundeswehr auf Messen, an 

Schulen und auf Social Media. 

Sie ködert junge Menschen mit 

hohen Verdienstmöglichkei-

ten und einer scheinbar siche-

ren Zukunftsperspektive. Dabei 

scheut sich die Bundeswehr auch 

nicht minderjährige Jugendliche zu werben. 

Sie behauptet, ein Arbeitsplatz beim Bund sei 

ein „sicherer Job“ und nutzt so die Perspek-

tivlosigkeit und den Mangel an Ausbildungs-

plätzen unter Jugendlichen für ihre Nach-

wuchswerbung. Doch die hohen Zahlen an 

psychischen Problemen unter Soldat*innen 

und die regelmäßigen Skandale wegen un-

menschlicher Behandlung zeigen: Die Armee 

ist kein Ort für die Entwicklung junger Men-

schen.

Krise heißt für uns: Krise der Demokratie
Dass demokratische Rechte mehr und mehr 

ausgehöhlt werden. Ob durch die Verschär-

fung von Polizei- und Versammlungsgeset-

zen, Einschränkungen des Streikrechts oder 

Verbot von Demonstrationen und Organisa-

tionen: Widerstand gegen die herrschende 

Politik wird bekämpft. Meinungsäußerun-

gen, die nicht passen, werden diffamiert oder 

bspw. unter dem Vorwand der Volksverhet-

zung verboten. Denn das Krisenmanagement 

der Herrschenden bedeutet in aller erster Li-

nie die Interessen der Banken und Konzerne 

zu gewährleisten. Wir müssen immer mehr 

Einschnitte in unseren elementaren Bedürf-

nissen und Rechten hinnehmen. Dabei kön-

nen wir über wesentliche gesellschaftliche 

Fragen von vornherein nicht mitbestimmen. 

Die Herrschenden entscheiden was und wie 

es produziert wird, wofür Geld da ist 

und wofür nicht. Durch den Abbau 

demokratischer Rechte und den 

Ausbau der Repression sollen 

uns Möglichkeiten zur poli-

tischen Mitbestimmung ge-

nommen und wir eingeschüch-

tert werden.

Krise heißt für uns: Ökologische Krise
Dass die Umwelt und damit unsere Lebens-

grundlage Kapitalinteressen zum Opfer fällt. 

Das kapitalistische System betreibt Raubbau 

an der Natur und ist unfähig unsere Umwelt 

zu schützen. Denn statt gesamtgesellschaft-

lich zu planen und umweltfreundlich zu pro-

duzieren, versucht jedes Unternehmen den 

größtmöglichen Profit zu erreichen. Das geht 

direkt auf die Kosten der Umwelt. Produktion 

über den tatsächlichen Bedarf hinaus, mas-

senweise Müllproduktion, und der Müllexport 

aus der EU in andere Länder ist ein Ausdruck 

davon.

Die internationalen Klimavereinbarungen 

werden seit Jahren missachtet. Das Zeitfens-

ter zur Ergreifung wirksamer Maßnahmen 

gegen den Klimawandel schließt sich rasant. 

Wenn nicht schnell gehandelt wird, werden 

ganze Erdregionen in einigen Jahren un-

bewohnbar sein, einige sind es bereits jetzt. 

Wetterextreme, Wasserknappheit, Hunger, 

Flucht und Verteilungskriege sind die Folge. 

Das trifft besonders arme Länder. Aber auch 

hier in Deutschland werden Hitzewellen, Dür-

re oder Überschwemmungen häufiger. 

Doch anstatt die Hauptproduzenten von 

Treibhausgasen in Deutschland – wie RWE, 

Heidelberg Materials, E.ON und die Rüstungs-

industrie – darin zu stoppen und zur Kasse zu 

bitten, anstatt den öffentlichen Verkehr aus-

zubauen und auf erneuerbare Energien zu 

setzen, werden unter dem Deckmantel des 

Umweltschutzes Steuern und Abgaben auf 

unsere Kosten eingeführt und mit Kampag-
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nen von Unternehmen, wie dem CO2-Fußab-

druck von BP die Schuld, auf den Einzelnen 

abgewälzt. Der Widerspruch zwischen unse-

rem Lebensbedürfnis nach einer intakten Na-

tur und Umwelt und der Profitlogik, die dem 

Kapitalismus innewohnt, könnte klarer kaum 

sein: Unsere Lebensgrundlage auf diesem 

Planeten wird unumkehrbar und immer weiter 

zerstört.

All diese Krisenerscheinungen treffen uns 

nicht als unerklärliches Schicksal, sie haben 

eine Ursache. Die Ursache dieser Krise ist der 

Kapitalismus. Er befindet sich selbst in einer 

tiefen Krise und bringt permanent neue Kri-

sen hervor. Darum kann das Interesse der ar-

beitenden und lernenden Jugend an Frieden, 

Bildung, Arbeit, Ausbildung und intakter Natur 

und Umwelt im kapitalistischen Deutschland 

nicht durchgesetzt werden. Es ist sogar so, 

dass einzelne erkämpfte Errungenschaften 

ständig unter Beschuss der Regierung und 

Unternehmerverbände stehen.

DIE OFFENSIVE DES KAPITALS
Begünstigt durch die politische Schwäche 

der Arbeiter- und demokratischen Bewegung 

findet seit Jahrzehnten eine beispiellose Of-

fensive der Unternehmerverbände gegen die 

lernenden und arbeitenden Menschen statt. 

Flächentarifverträge, Löhne, Urlaubs- und 

Weihnachtsgeld und die Wochenarbeitszeit 

sind mehr und mehr Angriffen ausgesetzt. Als 

Folge sinken die Reallöhne genauso wie der 

Anteil der Arbeiterklasse am gesellschaftli-

chen Reichtum. Die Regierenden unterstüt-

zen die Offensive des Kapitals direkt durch 

Eingriffe in die Verhandlungen zwischen Un-

ternehmen und Gewerkschaften oder indirekt 

durch Senkung von Sozialleistungen und Zu-

rückdrängung von sicheren Beschäftigungs-

verhältnissen. Gleichzeitig werden Unterneh-

men und Vermögende in jeglicher Hinsicht 

subventioniert.

Bereits in den 1990er Jahren wurden die ehe-

maligen ostdeutschen volkseigenen Betriebe 

von westdeutschen Konzernen für rein sym-
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bolische Preise aufgekauft und herunterge-

wirtschaftet. Das Ziel: Konkurrenz vernichten 

und ostdeutsche Absatzmärkte übernehmen. 

Infolge der entschädigungslosen Enteignung 

vom Volkseigentum der DDR-Bevölkerung 

und der damit einhergehenden Zerschlagung 

der Industrie und Landwirtschaft durch die 

Treuhand ist Ostdeutschland in weiten Tei-

len zu einer staatlich organisierten Armuts-

zone geworden. Bis heute bestehen deutliche 

Unterschiede in den Löhnen und Renten zwi-

schen Ost und West. Junge Werktätige müs-

sen ihren Heimatort verlassen, um eine Chan-

ce zu haben, einem unwürdigen Berufsleben 

im Niedriglohnsektor oder der Arbeitslosig-

keit zu entgehen. 

Mit der „Agenda 2010“ wurde ein Jahrzehnt 

später der größte Sozialraub in der Geschich-

te Deutschlands beschlossen. Unsichere Be-

schäftigungsverhältnisse wie Leiharbeit und 

Werkverträge wurden flächendeckend ein-

geführt, der Kündigungsschutz gelockert, der 

Arbeitnehmer*innenanteil an den Sozialver-

sicherungsbeiträgen erhöht und Leistungen 

der Krankenkassen zusammengestrichen.  

Mit Hartz IV (heute heißt es Bürgergeld) wur-

de die Arbeitslosenhilfe abgeschafft und die 

Sanktionierung bis hin zur völligen Leistungs-

streichung bei unter 25-Jährigen eingeführt. 

Erwerbslose werden gezwungen jeden Job 

anzunehmen – unabhängig von der eigenen 

Qualifikation.

Durch diese Disziplinierungsmaßnahmen und 

einem gesellschaftlichen Hetzklima gegen 

Erwerbslose und Furcht vor sozialer Äch-

tung bei Jobverlust wurden die permanente 

Unsicherheit und der Druck auf die Lohnab-

hängigen massiv erhöht. Durch die Agenda 

2010 wurden die Beschäftigten gespalten, 

ihre Kampfbedingungen geschwächt und der 

Preis der Ware Arbeitskraft gesenkt. Damit ist 

Deutschland bewusst zum Niedriglohnland 

gemacht worden und sozu einem Land mit 

einem der größten Niedriglohnsektoren in der 

EU. 

Ob durch Erhöhung der Massensteuern, durch 

Privatisierungen, Streichung von notwendi-

gen Sozialleistungen, Beitragserhöhungen 

oder Abschaffung der Parität z.B. bei Kran-

kenkassen: Das Kapital setzt seine Offensive 

weiter fort und wälzt immer mehr Kosten auf 

Arbeiter*innen ab. Nicht nur Arme, Langzeit-

erwerbslose und Sozialhilfeempfänger*innen 

sind betroffen: Die Gesundheitsversorgung 

für breite Bevölkerungsteile hat sich in den 

letzten Jahren enorm verschlechtert. Täglich 

sterben Menschen in Deutschland wegen 

Sparmaßnahmen im Gesundheitssektor, zu 

wenig medizinischem Personal oder zu lan-

gen Anfahrtswegen zum Krankenhaus. Das 

Rentenalter wird immer weiter hochgesetzt. 

Währenddessen wird versucht ältere Arbei-

ter*innen gegen jüngere zu schlechteren Be-

dingungen auszutauschen.

In den Kommunen werden immer mehr An-

gebote und Leistungen gestrichen und pri-

vatisiert. Denn die Kommunen werden durch 

Abwälzung von Kosten von Bundes- und Lan-

desebene bewusst kaputtgespart. 

Das alles zeigt: Staat und Regierung machen 

unentwegt Politik gegen die Interessen von 

Arbeiter*innen, Erwerbslosen, Schüler*innen, 

Auszubildenden und Studierenden – im In-

teresse des Kapitals. Nach außen hin nutzt 

Deutschland diese Offensive für den erneuten 

Griff nach der Weltmacht. Hohe Produktivität 

und sinkende Reallöhne machen Deutsch-

land zu einer der größten Exportnationen und 

einem Niedriglohnland, in dem die Unterneh-

mensgewinne steigen.
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IMPERIALISMUS – DER KAPITALISMUS 
UNSERER ZEIT

Wir leben im Kapitalismus, einer Gesellschaft, 

in der einige wenige Kapitalisten durch ihr 

Eigentum in der Lage sind, sich an der Arbeit 

Anderer zu bereichern. Sie bestimmen darü-

ber, wie und was produziert wird. Statt für die 

Befriedigung unserer Bedürfnisse zu produ-

zieren, konkurrieren die Kapitalisten auf dem 

Markt um den größtmöglichen Profit. Den 

Kapitalisten steht die übergroße Mehrheit 

der Bevölkerung gegenüber, die keine Unter-

nehmen, kein Privateigentum an Produktions-

mitteln besitzt, mit denen sie aus der Arbeit 

anderer Profit schlagen könnte. Die Mehrheit 

der Bevölkerung ist deshalb gezwungen ihre 

Arbeitskraft an die Kapitalisten zu verkaufen, 

um das nötige Geld zum Leben zu verdienen. 

Und auch diejenigen, die formal selbstständig 

sind, sind oftmals hochgradig abhängig von 

den Kapitalisten, die am meisten Eigentum in 

ihren Händen vereinen.

Im Jahr 2021 erbrachten nur etwa 0,7 Pro-

zent der über drei Millionen Unternehmen in 

Deutschland ca. 2/3 der Umsätze. Während 

es im Frühkapitalismus noch ausschließlich 

viele kleinere Unternehmen gab, bildeten 

sich im Laufe der Entwicklung des Kapitalis-

mus wenige Großkonzerne heraus. Durch die 

Konkurrenz zwischen den Kapitalisten gin-

gen kleinere Betriebe massenhaft zugrunde 

oder wurden von Größeren geschluckt. Pro-

duktionsmittel und Kapital wurden in immer 

weniger Händen konzentriert. Heute vereinen 

Großkonzerne wie Siemens, SAP, Mercedes 

Benz und die Deutsche Bank einen so bedeu-

tenden Teil der Produktion und des Absatzes 

einer oder mehrerer Branchen in ihren Hän-

den, dass sie auf Kosten kleinerer Zulieferer, 

Konkurrenten und der Bevölkerung Monopol-

profit erzielen können. Diese Großkonzerne, 

die wir als Monopole bezeichnen, beherr-
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schen Markt und Produktion und konzentrie-

ren damit enorme Macht. Der Kapitalismus 

unserer Zeit ist Monopolkapitalismus.

Bank- und Industriekapital sind heute zum 

Finanzkapital verschmolzen: Die Deutsche 

Bank ist zum Beispiel seit ihrer Gründung eng 

mit Siemens, Bayer, BASF und Krupp verbun-

den. Aufsichtsräte werden wechselseitig mit 

führenden Vertretern besetzt. Ohne immense 

Kredite, das Aktienwesen und die Beteiligun-

gen durch Banken könnten die Monopole ihre 

Produktion nicht aufrechterhalten. Die Banken 

werden ihrerseits über Zinsen selbst am Profit 

beteiligt. Um ihre Profite zu maximieren, agie-

ren die Monopole über Landesgrenzen hin-

aus. Bereits im Jahr 1848 schrieben Marx und 

Engels im Kommunistischen Manifest „Das 

Bedürfnis nach einem stets ausgedehnteren 

Absatz für ihre Produkte jagt die Bourgeoisie 

[Kapitalistenklasse, Anm. SDAJ] über die gan-

ze Erdkugel“. Mittlerweile herrscht eine den 

ganzen Globus umfassende kapitalistische 

Konkurrenz. Seit Ende des 19. Jahrhunderts 

ist allerdings nicht mehr allein der Export von 

Waren, sondern auch der Export von Kapital 

bestimmend. Kapital wird exportiert, wenn 

VW Fabriken in aller Welt baut, wenn die 

Deutsche Bank Anteile ausländischer Unter-

nehmen kauft, wenn Bayer Monsanto über-

nimmt – alles, um das Kapital möglichst ge-

winnbringend anzulegen. 

Die Herausbildung von Monopolen, die Ver-

schmelzung von Bank- und Industriekapital 

und der Kapitalexport sind Merkmale des 

Imperialismus, wie sie der russische Revo-

lutionär Lenin zu Anfang des vergangenen 

Jahrhunderts beschrieben hat. Der Imperia-

lismus ist das höchste Stadium des Kapitalis-

mus. Er ist Anfang des letzten Jahrhunderts 

zum Weltsystem „kolonialer Unterdrückung 

und finanzieller Erdrosslung der übergroßen 

Mehrheit der Bevölkerung der Erde durch 

eine Handvoll ‚fortgeschrittener Länder‘ ge-

worden“, wie Lenin schrieb. Die Welt ist unter 

den Kapitalistenverbänden und Großmäch-

ten aufgeteilt. Grundlegend für den Impe-

rialismus ist die ökonomische und politische 

Macht der Monopole, die sich gesetzmäßig 

aus dem Kapitalismus entwickelt hat. Damit 

ist der Imperialismus weder eine besondere 

Form der Politik, noch ist er bloß ein vergan-

gener Zeitabschnitt, in dem viele Kolonien er-

obert wurden. Stattdessen entsteht er durch 

die ökonomische Entwicklung des Kapitalis-

mus. Durch die ungleiche Entwicklung der 

Monopole und der imperialistischen Staaten 

verändern sich die Kräfteverhältnisse stän-

dig. Alte Bündnisse brechen, neue entstehen. 

Immer wieder kommt es zum Kampf um die 

Neuaufteilung der Welt. So drängte insbeson-

dere das deutsche Monopolkapital Anfang 

des 20. Jahrhunderts auf mehr Einflussgebie-

te und lösten damit den ersten Weltkrieg der 

Menschheitsgeschichte aus. Der imperialis-

tisch gewordene Kapitalismus trägt den Krieg 

in sich wie die Wolke den Regen. Er bedeutet 

Aggression nach außen wie auch nach innen, 

gegen die eigene Arbeiterklasse, zur Siche-

rung der Profite.

Der Staat ist, wie Engels treffend formulierte, 

„ideeller Gesamtkapitalist“ und vertritt das 

Gesamtinteresse der Kapitalistenklasse. Sei-

ne grundlegende Aufgabe besteht in der Si-

cherung der allgemeinen Existenzbedingun-

gen des Kapitalismus mithilfe der öffentlichen 

Gewalt. Zu diesen Existenzbedingungen ge-

hört auch der im Grundgesetz festgehaltene 

Schutz des Privateigentums an Produktions-

mitteln, also an Unternehmen. Der Staat muss 

heute ständig in die Wirtschaft eingreifen, 

um die Monopolprofite abzusichern und zu 

erhöhen. Ob öffentliche Infrastruktur privati-

siert wird, Steuermilliarden in die Kassen der 

Großkonzerne gehen, Freihandelsabkommen 

abgeschlossen werden, massiv aufgerüstet 

wird oder soziale und demokratische Rech-

te abgebaut werden: Die Monopole nutzen 

ihren Staat, um ihre Produktionsbedingungen 

in Deutschland, die Investitionsmöglichkeiten 

in anderen Ländern oder den Zugang zu an-

deren Märkten zu verbessern. Ohne den Staat 

wären sie nicht in der Lage die riesigen Inves-

titionen zur Aufrechterhaltung und Sicherung 

der kapitalistischen Produktionsbedingungen 

IMPERIALISMUS – DER KAPITALISMUS 
UNSERER ZEIT
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zu tätigen und die gesamte Gesellschaft ihren 

Interessen zu unterwerfen. Deshalb brauchen 

die Monopole, auch wenn sie weltweit agie-

ren, eine Basis in ihrem „Heimatstaat“.

Die Herausbildung der Monopole und des 

Imperialismus führt zu einem gigantischen 

Fortschritt in der Vergesellschaftung der Pro-

duktion. Das bedeutet, dass eine ungeheure 

Zahl an Menschen an der Herstellung einzel-

ner Produkte beteiligt sind. Die Planung der 

monopolistischen Produktion durch das Fi-

nanzkapital vertieft die Arbeitsteilung und die 

wechselseitige Abhängigkeit von Unterneh-

men – selbst auf globaler Ebene. In seinem 

imperialistischen Stadium führt der Kapitalis-

mus daher bis dicht an die allseitige Verge-

sellschaftung der Produktion heran. Es wird 

noch stärker gesellschaftlich produziert, aber 

die kapitalistischen Eigentumsverhältnisse 

stehen der vollständigen Vergesellschaf-

tung entgegen. Zu einer solchen vollständi-

gen Vergesellschaftung gehört, dass nicht 

nur große Teile der Gesellschaft am Produk-

tionsprozess beteiligt sind, sondern dass die 

gesamte Gesellschaft demokratisch darüber 

entscheidet, was und wie produziert wird und 

gemeinsam über die Arbeitserzeugnisse ver-

fügt. Stattdessen erfolgt die Aneignung der 

Arbeitserzeugnisse im Kapitalismus aber wei-

terhin privat und in immer weniger Händen. 

Der Widerspruch zwischen gesellschaftlicher 

Produktion und privater Aneignung ist die 

Ursache für die zahlreichen Krisenerschei-

nungen des Kapitalismus. Der Kapitalismus 

als Gesellschaftssystem befindet sich in einer 

tiefen allgemeinen Krise.

DEUTSCHLANDS GRIFF NACH DER 
WELTMACHT

Das deutsche Kapital ist heute ein gewichti-

ger „Global Player“ und mischt beim Kampf 

um Einfluss auf der ganzen Welt mit. Der anti-

faschistische Schwur „Nie wieder Faschis-

mus! Nie wieder Krieg!“ als Lehre aus dem 

deutschen Faschismus und Zweiten Welt-

krieg war in der Bundesrepublik Deutsch-

land nie Teil eines Regierungsprogramms. 

Bis heute sind dieselben Konzerne, die vom 

deutschen Faschismus profitierten, an der 

Macht. Mit der Remilitarisierung der Bundes-

republik wurde auch der Grundsatz eines 

friedlichen Deutschlands bereits kurz nach 

Ende des Zweiten Weltkriegs wieder über 
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Bord geworfen. Im Jahr 1999 ging mit der 

völkerrechts- und grundgesetzwidrigen Be-

teiligung der Bundeswehr am Überfall auf 

Jugoslawien erstmals seit 1945 wieder ein 

Angriffskrieg von deutschem Boden aus. Seit-

her ist Deutschland, direkt oder indirekt, an 

Kriegen in aller Welt beteiligt. Ob im Balkan, 

im Nahen Osten, in Afghanistan, in Afrika oder 

mit Truppen in Osteuropa – die Bundeswehr 

ist und war mit mehreren tausend Soldat*in-

nen weltweit im Einsatz. An den Ostgrenzen 

der NATO und auf der ganzen Welt beteiligt 

sich die Bundeswehr an Militärmanövern, si-

chert Einflussgebiete ab und bereitet neue, 

größere Kriege vor. Sie besetzt andere Län-

der, führt Aufstandsbekämpfung durch und 

sichert oder installiert die Herrschaft ver-

bündeter Regime. Vom Wiederaufbau pro-

fitieren hauptsächlich die Unternehmen der 

angreifenden Staaten. Als Rechtfertigung für 

Kriege dient die Erzählung, dass Deutschland 

Freiheit, Demokratie, Frauen- und Menschen-

rechte in die Welt bringen und den Kampf ge-

gen den Terror führen müsse. Immer häufiger 

verkünden die Regierenden Deutschlands 

aber auch offen ihr Ziel Weltmacht zu werden. 

So wird der Auftrag der Bundeswehr bspw. im 

dem von der Bundesregierung herausgege-

benem Weißbuch offen benannt: Eroberung 

von Handelswegen, Märkten und Rohstoffen 

für deutsche Konzerne.

Das Kriegsbündnis NATO und der aktuelle 

Hauptkriegstreiber USA sind wichtige strate-

gische Partner des deutschen Imperialismus 

beim Griff nach der Weltmacht. Gemäß der 

Strategie „NATO 2030“ stellen Russland und 

der Aufstieg Chinas die Hauptbedrohungen 

dar. Die NATO-Staaten fürchten um ihre Do-

minanz und Vorherrschaft auf der Welt; vor al-

lem in Süd- und Osteuropa, Asien und Afrika.

Seit Jahrzehnten führt die NATO Kriege in al-

ler Welt: Jugoslawien, Irak, Afghanistan, Liby-

en und Syrien. Mit der NATO-Osterweiterung, 

dem 2014 begonnenen Krieg in der Ukraine 

und der zunehmenden –auch militärischen 

– Einkreisung Chinas steigt die Gefahr einer 

direkten Konfrontation von Atommächten 

und eines dritten Weltkriegs. Neben militäri-

schen Mitteln setzen Deutschland und seine 

Verbündeten auch auf wirtschaftliche Über-

legenheit: Konkurrenten werden durch wirt-

schaftliche Kriegsführung mit Sanktionen und 

Blockaden am Aufstieg gehindert und in hu-

manitäre Notlagen gedrängt. Ärmeren Staa-

ten wird die Entstehung einer einheimischen 

Industrie durch billige Exporte unmöglich ge-

macht.

Im Rahmen der Europäischen Union (EU) 

setzt Deutschland darauf, die eigene Rolle 

in der Welt auch unabhängig von den USA 

auszubauen. Der freie Kapital- und Waren-

verkehr der EU kommt vor allem dem deut-

schen Kapital zugute: Deutschland ist größter 

Exporteur in andere EU-Länder und aus der 

EU heraus. Weil Deutschland mit der Agen-

da 2010 im Verhältnis zur Produktivität zum 

Niedriglohnland gemacht wurde, kann das 

deutsche Kapital andere Länder wirtschaft-

lich kaputtkonkurrieren. Mit dem Wegfall 

nationaler Währungen verfügen diese Volks-

wirtschaften nicht mehr über die Möglichkeit, 

deutsche Importe zu verteuern und so die 

eigene Wirtschaft zu stärken. Der Euro ist Teil 

einer aggressiven ökonomischen Außenpoli-

tik. Die Folgen lassen sich unter anderem in 

Griechenland und Italien deutlich erkennen; 

zwei Länder, die zeitweise nicht mehr selbst-

ständig über ihre Finanzhaushalte bestimmen 

konnten. Das hat auch Zerfallstendenzen in-

nerhalb der EU zur Folge. Die EU ist also nicht 

dazu da, nationalstaatliche Grenzen zu über-

winden oder den Frieden in Europa zu garan-

tieren, wie es die bürgerliche Propaganda uns 

weismachen will. Sie ist ein imperialistisches 

Staatenbündnis, das von den Interessen des 

deutschen und französischen Imperialismus 

dominiert wird. Die wirklichen Entscheidun-

gen werden nicht vom EU-Parlament getrof-

fen, das als einziges Gremium von den EU-

Bürger*innen gewählt wird, sondern von der 

EU-Kommission. Diese erstellt Richtlinien und 

Vorgaben zum Beispiel zur Ausweitung der 

Arbeitszeit oder zu Kürzungen bei Renten und 

Sozialleistungen.

3 C
C
 B
Y
-S
A
 2.0

 D
E
E
D
 /
  L
ast H

e
ro
 via 

fl
ickr.co

m



14

Nach außen will der deutsche Imperialismus 

durch die EU „strategische Autonomie“ errei-

chen, also die Fähigkeit eigenständig militä-

risch zu agieren. Mit Aufrüstungsverpflichtun-

gen, dem Einsatz von EU-Battlegroups, der 

gemeinsamen militärischen Zusammenarbeit 

im Rahmen von PESCO und der Rüstungs-

kooperation wird die EU weiter militarisiert. 

Damit wollen insbesondere Deutschland und 

Frankreich, deren Verhältnis von gleichzei-

tiger Kooperation und Konkurrenz geprägt 

ist, ihre Fähigkeiten für Militäreinsätze in al-

ler Welt erhöhen. Gleichzeitig schirmt sich 

die EU mit Frontex und ihrem Grenzregime 

gegen die Opfer ihrer Militär- und Handels-

politik ab und lässt Menschen im Mittelmeer 

ertrinken und an Grenzen erschießen. Die EU 

will, wie im „Strategischen Kompass“ festge-

legt, einem „umfassenden Verständnis von 

Sicherheit“ folgen und damit nicht nur das 

Militär, sondern weite Teile des zivilen Lebens 

von Wirtschaft über Kultur bis hin zu Sport für 

das „Kräftemessen des 21. Jahrhunderts“ mo-

bilisieren. Da wir in Deutschland leben und 

arbeiten, hier gegen den Aufrüstungs- und 

Kriegskurs kämpfen können und die Kapitalis-

tenklasse national organisiert ist, ist der deut-

sche Imperialismus unser Hauptfeind. Indem 

wir den deutschen Imperialismus schwächen, 

schränken wir zugleich die weltweite Kriegs-

treiberei ein und üben praktische Solidarität 

mit der Arbeiterklasse und den unterdrückten 

Völkern auf der ganzen Welt.

Durch Einsätze im Katastrophenschutz, Auf-

tritte und Werbung bei Messen, in Schulen 

und im öffentlichen Raum soll die Akzeptanz 

für die Bundeswehr in der Gesellschaft erhöht 

werden. Im Zweifel soll sie zur Verstärkung 

der Polizei zum Einsatz kommen, wenn Pro-

teste nicht mehr mit polizeilichen Mitteln be-

herrschbar sind. So half die Bundeswehr der 

Polizei schon im Jahr 2007 beim Bekämpfen 

der G8-Proteste in Heiligendamm im Rahmen 

der sogenannten Amtshilfe mit Kampfjets, 

Panzern und Kriegsschiffen. Und das, obwohl 

die Bundeswehr im Inland ursprünglich gar 

nicht – und selbst nach den gegen großen 

Widerstand 1968 durchgesetzten Notstands-

gesetzen nur im Katastrophenfall oder in dem 

im Sinne der Herrschenden weit auslegbaren 

Notstand –  tätig sein darf. Die Drohung mili-

tärischer Einsätze in Deutschland richtet sich 

gegen heutige, vor allem aber gegen zukünf-

tige Klassenkämpfe, die dem Kapital gefähr-

lich werden könnten. Und auch die herkömm-

lichen Methoden der „Inneren Sicherheit“ 

werden immer weiter ausgebaut: verschärfte 

Überwachung von Privatwohnungen, Video-

überwachung, Vorratsdatenspeicherung, Prä-

ventivhaft und Vorstöße bei Berufsverboten. 

Polizei-, Geheimdienst- und Militärbefugnisse 

werden immer weiter ausgebaut. 

Besonders seit der im Februar 2022 durch 

Bundeskanzler Scholz ausgerufene „Zeiten-

wende“ erleben wir eine qualitative Steige-

rung der Militarisierung. Deutschland liefert 

nun auch offiziell Waffen in Kriegsgebiete, gibt 

noch viel mehr Geld für Aufrüstung aus und 

bereitet sich auf einen großen Krieg auch auf 

europäischem Boden vor. Der militärisch-in-

dustrielle Komplex, also die Verschmelzung 

von Rüstungsindustrie und Staat, gewinnt 

massiv an Bedeutung. Forderungen nach 

Abrüstung und gegen die NATO werden ver-

urteilt; wer sich für Frieden einsetzt, wird zum 

Träumer oder gar zum Staatsfeind erklärt.

Medien, die der herrschenden Meinung wi-

dersprechen, werden trotz grundgesetzlicher 

Pressefreiheit und Zensurverbot zunehmend 

behindert und verboten. Angeblich gewaltsa-

me Demonstrationen werden von der Polizei 

zusätzlich mithilfe neuer oder verschärfter 

Versammlungsgesetze behindert, verboten 

und niedergeknüppelt. Das wichtigste Wi-

derstandsrecht gegen die Kapitalisten, das 

Streikrecht, wird immer weiter eingeschränkt. 

Ideologisch begleitet und gerechtfertigt wer-

den Demokratieabbau und Kriegskurs des 

deutschen Imperialismus durch antirussische 

und antichinesische Hetze. Mit Feindbildern 

wie dem „staatshörigen Chinesen“, dem „unzi-

vilisierten Russen“, den „faulen Arbeitslosen“, 

„kriminellen Ausländern“ und „terroristischen 

Muslimen“ wird von der Offensive des Kapi-
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tals abgelenkt. Damit sollen Menschen, die 

von der „etablierten Politik“ enttäuscht sind, in 

herrschaftskonforme Bahnen gelenkt werden. 

Rassismus dient der Spaltung der Arbeiter-

klasse. Rassistische und faschistische Organi-

sationen werden verharmlost, verschwiegen 

oder mittels Extremismusdoktrin mit dem 

Wirken von „Linksextremen“ gleichgesetzt. 

Mit dem NSU wurde bekannt, dass der Staat 

eine rechte Terrororganisation aufgebaut und 

unterstützt hat. Die Gewalt der Faschisten 

richtet sich vor allem gegen Migrant*innen, 

aber auch gegen alle fortschrittlichen Kräfte 

wie Antifaschist*innen, Demokrat*innen, Ge-

werkschafter*innen und Kommunist*innen.

GRUNDRECHTE DER JUGEND: NUR OHNE 
IMPERIALISMUS!
Der Kapitalismus im imperialistischen Stadi-

um hat nichts Fortschrittliches mehr an sich. 

Die Krisenerscheinungen in der Gesellschaft 

spitzen sich immer weiter zu, demokratische 

Rechte werden abgebaut, die Gefahr von 

Krieg und Faschismus nimmt zu. Statt die 

Produktivitätssteigerungen für ein besseres 

Leben der Menschen zu nutzen und das Geld 

für Bildung, Gesundheit und Soziales auszu-

geben, wird alles dem Profit der Monopole 

untergeordnet. Unsere Lebensgrundlage, die 

Natur, wird systematisch zerstört und immer 

mehr Geld wird in Aufrüstung, Krieg und Zer-

störung gesteckt. Der Imperialismus ist fau-

lender Kapitalismus.

Die Grundrechte der Jugend stehen zum Im-

perialismus in grundsätzlichem Widerspruch. 

Solange die Kapitalisten die Macht haben, ist 

keines der Rechte sicher, das sich die Arbei-

terbewegung in ihrer Geschichte erkämpft 

hat. Der heutige Imperialismus ist in seinen 

Grundzügen der gleiche Imperialismus, ge-

gen den sich die sozialistische Revolution 

1917 in Russland richtete und den sie mehr als 

siebzig Jahre lang einschränken konnte. Er ist 

der gleiche Imperialismus, gegen den sich die 

antifaschistisch-demokratische Umwälzung 

im Gebiet der späteren DDR richtete und der 

gleiche Imperialismus, gegen den die antiko-

lonialen Befreiungsbewegungen ankämpften. 

Damit wir unsere Grundrechte durchsetzen 

können, müssen wir den Imperialismus über-

winden.
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Die Durchsetzung unserer Interessen, die 

wir als Grundrechte der Jugend formulieren, 

stößt auf den Widerstand der Herrschenden, 

da ihre Macht-, Herrschafts- und Eigentums-

verhältnisse durch sie in Frage gestellt wer-

den. Das wollen wir nicht hinnehmen. Einen 

Teil unserer Forderungen können wir bereits 

in der bestehenden Gesellschaft erkämpfen 

und gegen den Widerstand von oben vertei-

digen. Für die dauerhafte und vollständige 

Umsetzung jedes Grundrechts braucht es je-

doch die Überwindung des Kapitalismus und 

seiner Profitlogik.

 

2. UNSERE GRUNDRECHTE
Wir leben in einem der reichsten Länder der 

Welt. Jahr für Jahr steigt die Produktivität, 

wächst der erzeugte Reichtum. Die Arbeiter-

klasse, die diesen Reichtum schafft, erhält 

davon den geringsten Teil. Sie wird mit einem 

Einkommen abgespeist, das immer weniger 

zum Leben reicht. Beim aktuellen Stand der 

gesellschaftlichen und technischen Entwick-

lung wäre längst ein höheres Lebensniveau 

für alle möglich: Armut könnte überwunden, 

der Klimawandel gestoppt und Kriege dauer-

haft verhindert werden; Bildung, Ausbildung, 

Arbeit und Gesundheit könnten für alle garan-

tiert werden.

Die Grundrechte Jugendlicher werden seit 

der Entstehung der Arbeiterbewegung von 

ihr eingefordert. Die Arbeiterjugend und ihre 

Bündnispartner haben sich diese Rechte nicht 

einfach ausgedacht, sondern sie sind in über 

100 Jahren Kampf um demokratische und 
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soziale Rechte entstanden. Sie bieten uns in 

kommenden Kämpfen Orientierung. Die For-

derungen zielen darauf ab unsere Lebensbe-

dingungen zu verbessern, gegen den Wider-

stand derjenigen, die sich den durch unsere 

Arbeit geschaffenen Reichtum aneignen: Die 

großen Banken und Konzerne und ihr Staat. 

Sie wollen unseren Anteil am gesellschaft-

lichen Reichtum geringhalten und unsere 

Mitbestimmung aushebeln, um ihren Profit 

zu maximieren. Gleichzeitig wollen sie ver-

hindern, dass wir unsere Interessen erkennen 

und sie durchsetzen.  Sie verweigern uns also 

ein besseres Leben.

Die Durchsetzung unserer Interessen, die 

wir als Grundrechte der Jugend formulieren, 

stößt auf den Widerstand der Herrschenden, 

da ihre Macht-, Herrschafts- und Eigentums-

verhältnisse durch sie in Frage gestellt wer-

den. Das wollen wir nicht hinnehmen. Einen 

Teil unserer Forderungen können wir bereits 

in der bestehenden Gesellschaft erkämpfen 

und gegen den Widerstand von oben vertei-

digen. Für die dauerhafte und vollständige 

Umsetzung jedes Grundrechts braucht es je-

doch die Überwindung des Kapitalismus und 

seiner Profitlogik.

DAS RECHT AUF EIN LEBEN IN FRIEDEN
Ein Leben in Frieden bedeutet mehr als die 

Abwesenheit von Krieg. Frieden haben wir 

erst, wenn überhaupt keine Kriegsgefahr 

mehr vorhanden ist, niemand mehr ein ökono-

misches Interesse an Krieg hat, Jugendliche 

nicht zum Kriegsdienst gezwungen werden 

und die Verschwendung von Ressourcen und 

Geldern für die Aufrüstung der Vergangenheit 

angehört. Ein Leben in Frieden bedeutet, sich 

frei und ohne Gefahr von Repression für die 

eigenen Interessen einsetzen zu können. Frie-

den bedeutet, dass von deutschem Boden 

keine Kriege mehr ausgehen dürfen. Ein Le-

ben in Frieden ist die Grundlage für die Durch-

setzung aller Grundrechte der Jugend.

In einer Welt, in der wir immer mit der Gefahr der 

Eskalation von Kriegen bis hin zum Atomkrieg 

leben müssen, ist selbst unser elementarstes 

Recht, das Recht auf das Leben schlechthin, 

dauerhaft gefährdet. Durch die sogenann-

te „nukleare Teilhabe“ wird Deutschland zu 

einem Atomwaffenstandort und es werden 

immer neue Waffensysteme angeschafft, um 

von deutschem Boden aus nukleare Angriffe 

führen zu können. Damit wird Deutschland im 

Falle einer militärischen Eskalation zum wich-

tigen Ziel.   Auch autonome Waffensysteme 

wie Drohnen stellen eine große Gefahr dar. 

Sie senken die Hürde Kriege zu führen erheb-

lich, weil keine Soldat*innen vor Ort benötigt 

werden. Die Rüstungsausgaben erreichen 

ständig neue Rekordhöhen. Deutschland ist 
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einer der größten Waffenexporteure weltweit. 

Kriegseinsätze der Bundeswehr sind zu einem 

gewöhnlichen Bestandteil der Außenpolitik 

geworden. Heute gibt es kaum noch Kriege in 

der Welt, an denen Deutschland nicht direkt 

oder indirekt beteiligt ist. Neben der weltwei-

ten Gewalt und Zerstörung, die Deutschland 

dadurch mitzuverantworten hat, steigt damit 

auch die Gefahr eines Krieges auf deutschem 

Boden.

Das geschieht nicht, weil Politiker*innen 

dumm oder machtgierig sind. Krieg ist die lo-

gische Folge aus internationaler Konkurrenz 

der großen Konzerne und ihrer Staaten, also 

die Fortführung imperialistischer Politik mit 

anderen Mitteln. Denn bei alldem geht es um 

die „ungehinderte Nutzung der Land-, Luft- 

und Seeverbindungen“ für die Versorgung 

mit Rohstoffen und den Zugang zu Absatz-

märkten (Weißbuch der Bundeswehr). Deut-

sche Konzerne verdienen auch direkt Geld 

am Krieg: So wurden z. B. in der deutschen 

Besatzungszone in Nordafghanistan zahlrei-

che Aufträge für den Wiederaufbau des Lan-

des an Siemens und das Bauunternehmen 

Hochtief vergeben. Angeblich ging es hier um 

den „Krieg gegen den Terror“. Aber der Be-

schluss über den NATO-Kriegseinsatz fiel zu 

dem Zeitpunkt, als in Afghanistan – ein Land 

mit wichtigen Rohstoffquellen – Kräfte an 

die Macht kamen, die weniger auf enge wirt-

schaftliche Beziehungen mit den westlichen 

Staaten setzten. Die Lage der Bevölkerung vor 

Ort verbesserte sich durch den Kriegseinsatz 

nicht. Durch die Besatzungspolitik konnten 

religiös-fundamentalistische Gruppen weiter 

an Zustimmung gewinnen.

Der Konflikt der NATO-Staaten mit Russland 

mit Stoßrichtung hin zum aufsteigenden Kon-

kurrenten China wird durch die Erweiterung 

der NATO, ihre Aufrüstung, Manöver und Mi-

litärbasen immer aggressiver eskaliert, um 

ihre weltweit bröckelnde Vormachtstellung 

militärisch abzusichern. Die Herrschenden in 

Deutschland stützen sich in ihrer Außenpolitik 

einerseits auf die NATO, andererseits auf eine 

eigenständigere Interessendurchsetzung 

mithilfe der EU, auch in Form einer eigenen 

EU-Armee.

Kriege werden heute nicht nur mit Waffen-

gewalt ausgetragen. Ebenfalls verheerend 

ist das Mittel des Wirtschaftskrieges. Die USA 

und die EU, mit Deutschland und Frankreich 

als führende Kräfte, nutzen ihre ökonomische 

Machtposition, um unliebsame Konkurrenten 

mit Sanktionen ins Aus zu spielen. So sollen 

feindliche Staaten wirtschaftlich geschwächt 

oder Regime-Changes erwirkt werden. Die 

Konsequenzen der Sanktionen wie Hunger, 

Elend und fehlende Medizinprodukte treffen 

dabei nicht nur die Bevölkerung in den an-

gegriffenen Staaten, sondern meist auch die 

Bevölkerung in anderen, armen Teilen der 

Welt. So müssen z. B. in afrikanischen und 

asiatischen Staaten viele Menschen hungern, 

weil durch europäisch-US-amerikanische 

Sanktionen der Lebensmittelhandel behin-

dert wird. Auch bei uns in Deutschland haben 

diese Sanktionen Auswirkungen, weil sie zu 

Preissteigerungen und einer deutlichen Ver-

schlechterung der wirtschaftlichen Lage der 

meisten Menschen führen.

Je mehr sich die internationalen Konflikte zu-

spitzen, desto wichtiger ist es für die Herr-

schenden in Deutschland, dass die Bevöl-

kerung im eigenen Land ihre Politik mitträgt. 

Zudem wurde die Bundeswehr durch den Um-

bau von einer Wehrpflichtigenarmee zu einer 

Berufsarmee professionalisiert. Dazu braucht 

es Nachwuchs.  Aus diesen Gründen erleben 

wir ein deutlich angestiegenes Propaganda-

Dauerfeuer in der Schule und Hochschule, auf 

Social-Media-Plattformen, in Zeitungen und 

im Rundfunk. Zudem wird die Präsenz der 

Bundeswehr im öffentlichen Raum gestärkt, 

so zum Beispiel durch das kostenlose 

Bahnfahren in Uniform. Wo man 

hinsieht, werden deutsche 

Kriegseinsätze und die Auf-

rüstung der Bundeswehr 

verherrlicht und entweder 

als Maßnahmen für die 

Menschenrechte oder zu-

mindest als notwendiges 
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Übel verklärt. Zugunsten von steigenden Aus-

gaben für Aufrüstung sollen wir uns mit Lohn-

forderungen und anderen Forderungen, die in 

unserem Interesse liegen, zurückhalten. Wäh-

rend militärische Mittel zur Durchsetzung von 

Interessen immer mehr als legitim angesehen 

werden, geraten Verhandlungen und Diplo-

matie zunehmend in Vergessenheit. Die Bun-

deswehr stellt sich als Top-Arbeitgeber dar, 

der auch im Inneren bei Überschwemmungen 

und Waldbränden hilft, weil es der kaputt ge-

sparte, zivile Katastrophenschutz nur unzurei-

chend schafft. Dabei macht sie auch vor der 

Rekrutierung von unter 18-Jährigen keinen 

Halt, trotz andauernder Kritik der UN-Kinder-

rechtskommission. Dass Schikanen, sexuelle 

Übergriffe und posttraumatische Belastungs-

störungen bei der Bundeswehr tagtäglich 

vorkommen oder einem der Job sogar das Le-

ben kosten kann, wird verschwiegen und ver-

harmlost. Die oft schlechten und fehlenden 

Arbeits- und Ausbildungsbedingungen und 

die Perspektivlosigkeit vieler Jugendlicher 

bieten für das Werben um Nachwuchskräfte 

einen optimalen Nährboden. 

Als junge Menschen sind wir besonders von 

all diesen Entwicklungen betroffen. Wir sind 

es, die als Kanonenfutter für die Kriege des 

Kapitals herangezogen werden sollen, wir 

sind es, die unter den immer schlechter wer-

denden Lebensbedingungen aufgrund von 

(Wirtschafts-)Kriegen und Aufrüstung leiden 

und die Folgen der fehlenden Investitionen in 

Bildung, Gesundheit und Soziales ausbaden 

müssen. Uns wird die Chance auf eine fried-

liche Zukunft genommen.

Wir sind gegen die Verherrlichung und Recht-

fertigung deutscher Kriegseinsätze in Schule 

und Hochschule. Deswegen fordern wir auch 

die Auflösung aller bisherigen Kooperations-

vereinbarungen zwischen Bundeswehr und 

den Landesregierungen sowie eine antimili-

taristische Friedenserziehung an Schulen und 

Hochschulen und die Einführung von Zivil-

klauseln, die das Forschen zu militärischen 

Zwecken untersagen.

Das Grundrecht auf ein Leben in Frieden kann 

nur gegen die deutsche Bundesregierung, 

gegen EU und NATO und gegen die Großkon-

zerne, die vom Krieg profitieren, durchgesetzt 

werden. 

Alle Aufrüstungsvorhaben und Rüstungs-

exporte müssen gestoppt werden. Die Rüs-

tungsindustrie muss enteignet und verge-

sellschaftet sowie auf die Herstellung ziviler 

Produkte umgestellt werden, dabei müssen 

alle Arbeitsplätze erhalten bleiben.

Auf Dauer kann das Recht auf ein Leben in 

Frieden jedoch erst erfüllt werden, wenn wir 

in einer Gesellschaft leben, die keinen Krieg 

benötigt.

Unsere Forderungen:

	👉 Nein zur Aufrüstung und zum NATO 2%-

Ziel! Geld für Bildung, Gesundheit, Klima-

schutz und Soziales statt Krieg! Weg mit 

den Kriegskrediten beispielsweise in Form 

von Sondervermögen!

	👉 Unterzeichnung des Atomwaffenverbots-

vertrags durch die Bundesregierung! 

Schluss mit der nuklearen Teilhabe! US-

Atomwaffen raus aus Deutschland, keine 

nukleare Aufrüstung!

	👉 Stopp aller Rüstungsexporte! Stopp aller 

Auslandseinsätze der Bundeswehr!

	👉 Enteignung der Rüstungsindustrie – Um-

wandlung in zivile Produktion!

	👉 Deutschland raus aus NATO und EU! NATO 

raus aus Deutschland! Nein zur EU-Armee!

	👉 Schluss mit Wirtschaftskriegen! Nein zu 

Sanktionen!

	👉 Gegen die Wiedereinführung der Wehr-

pflicht und gegen alle Zwangsdienste!

	👉 Kein Einsatz der Bundeswehr im Inneren!

	👉 Bundeswehr raus aus Schulen, Hochschu-

len, Arbeitsagenturen und Öffentlichkeit! 

Auflösung aller bisherigen Kooperations-

vereinbarungen zwischen Bundeswehr 

und Landesregierungen! Im Einklang mit 

der UN-Kinderrechtskonvention: Soforti-

ger Stopp der Rekrutierung Minderjähri-

ger!

	👉 Für zivile Forschung und antimilitaristi-

sche Bildung!
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DAS RECHT AUF ARBEIT
Arbeit ist die Grundlage jeder Gesellschaft. 

Nur durch gesellschaftliche Arbeit – also 

durch das arbeitsteilige Zusammenwirken 

vieler Menschen im Arbeitsprozess – erhal-

ten wir unsere Gesellschaft und treiben ihre 

Entwicklung voran. Jeder Mensch muss das 

Recht haben, an diesem wichtigen gesell-

schaftlichen Prozess teilzuhaben. Wir brau-

chen deswegen ein Recht auf Arbeit. Dieses 

Recht bezieht sich auf eine Arbeitstätigkeit, 

die den eigenen Fähigkeiten und Interessen 

entspricht, die eine Entwicklung dieser Fähig-

keiten befördert und ein selbstständiges Le-

ben – nicht nur Überleben – ermöglicht.

Im Kapitalismus kann dieses Recht nicht voll-

umfänglich verwirklicht werden. Hier eignet 

sich die Kapitalistenklasse, die im Besitz der 

Produktionsmittel ist, das Produkt der Lohn-

arbeiter*innen an. Die Lohnarbeiter*innen 

besitzen selbst keine Produktionsmittel und 

müssen deshalb ihre Arbeitskraft verkaufen, 

um Geld zum Leben zu verdienen. Sie pro-

duzieren den Profit für die Kapitalistenklas-

se und erhalten selbst nur einen kleinen Teil 

dessen, was sie an Werten geschaffen haben. 

Bei Arbeit im Kapitalismus geht es also nicht 

um gesellschaftliche Teilhabe mit den eige-

nen Fähigkeiten, sondern darum, Profit für die 

Kapitalisten zu generieren. Die Arbeiterklasse 

wird durch die Kapitalistenklasse ausgebeu-

tet.

Kapitalismus ohne Erwerbslosigkeit ist auf 

Dauer nicht möglich. Durch den technischen 

Fortschritt und die steigende Produktivität 

kann die gesellschaftlich notwendige Arbeit 

mit immer weniger Arbeitszeit geleistet wer-

den. Um die Profite der Konzerne zu steigern, 

wird technischer Fortschritt aber nicht für ein 

schöneres Leben für alle, sondern zur schär-

feren Überwachung, zur stärkeren Anpas-

sung der Arbeitenden an den Rhythmus von 

Maschinen und zur Einsparung von Arbeits-

kräften genutzt. Deshalb wird Massen von 

Menschen eine qualifizierte Arbeit verweigert. 

Zehntausende Jugendliche stecken in Maß-

nahmen der Arbeitsagentur und tauchen in 

der Erwerbslosenstatistik gar nicht erst auf. 

Viele Menschen stecken in der sogenannten 

„Teilzeitfalle“, sind also auf mehr Geld ange-

wiesen, bekommen jedoch keine Vollzeitstel-

len. Auf der anderen Seite leisten die Men-

schen mit Jobs immer mehr Überstunden, die 

Arbeitshetze steigt. Die gleiche Arbeitsmenge 

muss heute vielerorts von immer weniger Per-

sonal geleistet werden. In den letzten Jahren 

ist die Zahl von Menschen, die an psychischen 

Erkrankungen leiden, auch deswegen immer 

größer geworden; die Betroffenen werden im-

mer jünger.

Die Arbeitszeit ist also unter den Beschäf-

tigten sehr ungleich verteilt. Würde man 

die aktuell geleistete Arbeitszeit gleichmä-

ßig auf alle Erwerbsfähigen aufteilen, dann 

läge die wöchentliche Arbeitszeit bei ca. 25 
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Stunden – also 16 Stunden weniger als die 

Durchschnittsvollzeit. Doch stattdessen sind 

Arbeitszeiten mit weit über 40 Stunden pro 

Woche für viele Menschen Alltag und die 

Arbeitgeberverbände fordern noch mehr. In-

direkt wird eine Arbeitszeitverlängerung oft 

durch „flexible“ Arbeitszeiten bspw. im Ho-

meoffice umgesetzt. Ältere Menschen sollen 

noch später in Rente gehen oder müssen we-

gen der viel zu niedrigen Rente weiterarbei-

ten, während andere keine Arbeit und keinen 

Ausbildungsplatz finden.

Wenn wir erwerbslos sind, haben wir nicht nur 

keine Arbeit, sondern sind auch vom Großteil 

des gesellschaftlichen Lebens ausgeschlos-

sen. Teilnahme am gesellschaftlichen Leben 

muss man sich leisten können, Arbeitslose 

sind mit entsprechender Hetze konfrontiert 

und zusätzlich fallen die sozialen Kontakte 

aus dem Arbeitsumfeld weg. Armut und Iso-

lation schaden der physischen und psychi-

schen Gesundheit. Die einst erkämpfte so-

ziale Absicherung ist, bis auf wenige Reste, 

von den Herrschenden vernichtet worden. 

Um überhaupt Unterstützung zu bekommen, 

müssen wir jedes Angebot des Jobcenters 

annehmen. Wir sind der Willkür und Kontrol-

le unseres Privatlebens durch das Jobcenter 

ausgesetzt, extreme Mobilität und Flexibilität 

werden von uns erwartet. Undurchschaubare 

bürokratische Hürden sorgen dafür, dass das 

Beziehen unterstützender Leistungen zusätz-

lich erschwert wird. Jugendliche Erwerbslose 

sind oft dazu gezwungen bei ihren Eltern zu 

wohnen. Sie sind dreimal so häufig von Sank-

tionen durch die Jobcenter betroffen wie an-

dere Altersklassen. Die Angst vor Arbeitslo-

sigkeit unter solchen Bedingungen erhöht die 

Bereitschaft der Beschäftigten zu schlechte-

ren Bedingungen zu arbeiten und kampflos 

Zugeständnisse an die Unternehmer zu ma-

chen. So wird mit hoher Arbeitslosigkeit der 

Lohn gedrückt. Zudem dienen Arbeitslose als 

Sündenböcke, mit denen von den wirklichen 

Ursachen unserer Probleme abgelenkt wird. 

Auch ein bedingungsloses Grundeinkommen 

ist für diese Probleme keine Lösung. Es würde 

durch eine deutliche Erhöhung der Massen-

steuern von uns allen und damit anteilsmäßig 

am meisten von denen bezahlt, die am we-

nigsten haben. Stattdessen braucht es Arbeit 

für Alle und Löhne, die zum Leben reichen.

Unternehmerverbände und die Bundesagen-

tur für Arbeit klagen über den angeblichen 

Fachkräftemangel. Doch bei mehreren Hun-

derttausend fehlenden Arbeitsplätzen jähr-

lich und Millionen von Erwerbslosen fragt man 

sich, wo es denn da einen Mangel geben soll. 

Auch unter qualifizierten Fachkräften herrscht 

nach wie vor Erwerbslosigkeit, befristete Ver-

träge sind an der Tagesordnung, der Reallohn 

sinkt seit Jahren und Leiharbeit und andere 

prekäre Beschäftigungsverhältnisse werden 

immer weiter ausgeweitet. Die Wahrheit ist: 

Die Unternehmen brauchen zwar Fachkräfte, 

wollen ihre Ausbildung und Löhne aber nicht 

bezahlen. Die steigende Arbeitsbelastung, die 

in vielen Branchen zur massenhaften Berufs-

flucht führt, ist durch Einsparversuche der Un-

ternehmen wie Stellenabbau selbst verschul-

det. Durch den entsprechenden gesetzlichen 

Rahmen hilft der Staat den Unternehmen, die 

weiterhin miesen Jobs mit Arbeitsmigrant*in-

nen und Geflüchteten zu besetzen, die auf-

grund ihrer besonders prekären Lage der 

Willkür der Unternehmen noch stärker ausge-

liefert sind. Will man sich gegen diese immer 

untragbarer werdenden Arbeitsbedingungen 

wehren, werden einem Steine in den Weg ge-

legt, etwa wenn das Streikrecht gesetzlich 

eingeschränkt oder wenn gegen Streikende 

gehetzt wird.

Auch mit Lohnarbeit ist ein selbstbestimm-

tes Leben nicht möglich. Selbst gut bezahlte 

Arbeit dient in erster Linie nicht dem Wohl der 

Mehrheit der Gesellschaft, sondern dazu, das 

eigene Überleben und die Profite der Unter-

nehmen abzusichern.  So ist Arbeit im Kapita-

lismus für Viele vor allem eine lästige Pflicht. 

Die Reallöhne sinken kontinuierlich. Die Ar-

beitsverhältnisse werden immer unsicherer; 

befristete Verträge werden zunehmend Nor-

malität und ständig wird mit Entlassungen 

oder Kurzarbeit gedroht. Der Kündigungs-
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schutz wird immer weiter ausgehöhlt. Leih- 

und Zeitarbeit wurden in den letzten Jahren 

massiv ausgeweitet, Unternehmen gründen 

vermehrt Tochtergesellschaften, um Mindest-

löhne und Tarifverträge zu unterlaufen. Unsi-

cherheit und Konkurrenz führen auch dazu, 

dass immer mehr Menschen krank zur Arbeit 

gehen – vor allem junge Menschen, die befris-

tet beschäftigt sind. Mittlerweile arbeitet etwa 

jeder fünfte Vollzeitbeschäftigte unter solch 

prekären Verhältnissen, Tendenz steigend. 

In besonderem Maße sind Frauen davon be-

troffen. Sie arbeiten häufiger im Niedriglohn-

sektor und erhalten zudem weniger Geld für 

gleiche Arbeit. Zudem sind Menschen nicht 

deutscher Herkunft besonders oft gezwun-

gen, prekäre Arbeitsbedingungen hinzuneh-

men. Prekäre Beschäftigung bedeutet: Lohn, 

der kaum zur Existenzsicherung reicht, Leben 

in ständiger Ungewissheit über die Zukunft, 

keine oder sehr eingeschränkte soziale Absi-

cherung, häufig kein Kündigungsschutz und 

kein Betriebsratswahlrecht. Noch schlimmer 

als in West- sieht die Lage in Ostdeutschland 

aus: Jeder dritte sozialversicherungspflich-

tig Beschäftigte in Ostdeutschland arbeitet 

trotz Vollzeitbeschäftigung für einen Niedrig-

lohn und im Schnitt mehr Stunden pro Woche. 

Als Jugendliche müssen wir häufig in Prakti-

ka ohne Bezahlung schuften und sollen die 

Arbeit von Fachkräften ersetzen, ohne die 

entsprechende Qualifikation zu haben. Wir 

brauchen gleichen Lohn für gleiche Arbeit, 

unabhängig von Alter, Geschlecht, Herkunft, 

Ostdeutsch oder Westdeutsch, Stammbeleg-

schaft oder Leiharbeiter*in. Jugendliche, Aus-

zubildende, Pflichtpraktikant*innen, Langzeit-

arbeitslose, Gefangene und Beschäftigte in 

Behindertenwerkstätten dürfen nicht länger 

vom Mindestlohn ausgenommen werden.

Wir kämpfen für eine Gesellschaft, in der es 

keine Erwerbslosigkeit gibt. Denn erst mit ei-

nem Recht auf Arbeit ist es für alle Menschen 

möglich, am gesellschaftlichen Leben teilzu-

haben. Wir brauchen Löhne, die für ein selbst-

bestimmtes Leben reichen und eine Entlas-

tung durch die Einstellung von mehr Personal 

entsprechend gewerkschaftlich mitbestimm-

ter Personalschlüssel. Wir brauchen Arbeits-

zeitverkürzung bei vollem Lohn- und Perso-

nalausgleich. Dann könnten mehr Menschen 

ohne Überstunden und Arbeitshetze bei 

gleichbleibenden Monatslöhnen auf Kosten 

der Rekordprofite der Großkonzerne einge-

stellt werden. Letztendlich ist unser Ziel aber 

eine Gesellschaft, in der es kein Lohnsystem 

mehr gibt. Wir wollen nicht für den Profit von 

einigen Wenigen arbeiten und dafür nur einen 

kläglichen Lohn erhalten. Wir wollen Arbeit im 

Interesse der gesamten Gesellschaft verrich-

ten, unter Bedingungen, die uns nicht krank 

machen, sondern unter denen wir uns weiter-

entwickeln können. Wir wollen gemeinsam 

darüber entscheiden, was wie unter welchen 

Bedingungen und zu welchem Zweck produ-

ziert wird. 

Unsere Forderungen:

	👉 30-Stunden-Woche bei vollem Lohn- und 

Personalausgleich!

	👉 Gleicher Lohn für gleiche Arbeit! Ohne 

Ausnahme!

	👉 Ein Mindestlohn, der eine Teilhabe am ge-

sellschaftlichen Leben ermöglicht!

	👉 Verbot von Überstunden und unbezahlter 

Arbeit!

	👉 Verbot von Leih- und Zeitarbeit! Nein zu 

prekären Beschäftigungsverhältnissen 

und Umwandlung in reguläre, unbefristete 

Beschäftigungsverhältnisse!

	👉 Verbot von Zwangsdiensten für Erwerbslo-

se und Schluss mit der Schikane durch die 

Jobcenter! Ein Einkommen für Erwerbs-

lose, das dem Mindestlohnverdienst bei 

Vollzeitarbeit entspricht!

	👉 Rente mit maximal 60 Jahren, bei Bedarf 

auch früher und ohne Abschläge!

	👉 Recht auf einen Arbeitsplatz!
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DAS RECHT AUF BILDUNG
Bildung sollte uns dazu befähigen, uns unse-

rer Lage bewusst zu werden, die gesellschaft-

lichen Verhältnisse kritisch zu hinterfragen 

und entsprechend unserer Interessen zu han-

deln. Dazu gehört die theoretische und prakti-

sche Vermittlung des aktuellen Wissens- und 

Entwicklungsstandes der Gesellschaft. Erst 

das bildet die Basis für gesellschaftlichen 

Fortschritt. Dafür muss ein lebenslanger Lern-

prozess ermöglicht werden, sodass jeder 

Mensch jederzeit die Möglichkeit hat, seine 

Fähigkeiten und Interessen in alle Richtungen 

weiterzuentwickeln. Lernen darf dabei kein 

einseitiger Prozess sein, in dem einige Wenige 

allen anderen Wissen eintrichtern, sondern 

findet durch die gemeinsame Aneignung von 

Wissen statt.

Im Kapitalismus dient Bildung jedoch vor al-

lem der Herstellung von wirtschaftlich ver-

wertbaren Arbeitskräften. Hier soll unser Bil-

dungsstand über unsere Chancen in Beruf 

und Studium und damit über unsere Zukunft 

entscheiden. Während wir ein Interesse an 

möglichst umfassender Bildung haben, die 

sich nicht nur auf die Nützlichkeit im Job be-

schränkt, ist sie für die Herrschenden ein Kos-

tenfaktor. Es soll uns nur so viel Wissen ver-

mittelt werden, wie wir zur Erfüllung unserer 

Aufgaben im späteren Beruf brauchen. Sport, 

gesellschaftswissenschaftliche und künstle-

rische Fächer werden zunehmend gestrichen, 

bzw. gekürzt, weil sie nicht zur Verwertbar-

keit beitragen. Entsprechende Fachbereiche 

an den Hochschulen werden in besonderem 

Maße kaputtgespart. In immer mehr Bundes-

ländern werden, angestiftet von den „Arbeit-

geber“-Verbänden, politikwissenschaftliche 

Inhalte durch wirtschaftswissenschaftliche 

ersetzt. Wir sollen weniger gesamtgesell-

schaftliche Zusammenhänge verstehen und 

mehr „wirtschaftliches“ Denken im Sinne die-

ses Systems lernen.

In Schule und Hochschule ist zwar eine ver-

meintlich kritische Haltung erwünscht, aller-

dings nur solange wir damit die herrschen-

den Ansichten und das System nicht infrage 

stellen. So wird im Geschichtsunterricht die 

Finanzierung des Hitlerfaschismus durch 

die deutschen Monopole verschwiegen, im 

Politik- und Wirtschaftsunterricht lernen wir, 

wie angeblich alternativlos unser System 

ist, durch Jugendoffiziere soll uns die Bun-

deswehr als angebliche Friedenskraft und 

normaler Arbeitgeber verkauft werden. Das 
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Kapital nimmt immer stärker Einfluss auf die 

Bildungsinhalte – so zum Beispiel durch Lehr-

materialien von unternehmensnahen Stiftun-

gen oder direkt von Konzernen.

Mit dem „Bologna-Prozess“ wurde das Stu-

dium stark verschult, standardisiert und ver-

kürzt. Das Creditpoint-System und ständi-

ge Prüfungen erhöhen den Leistungsdruck 

enorm. Das Studium wird zunehmend auf die 

Anforderungen von Unternehmen ausgerich-

tet und ist immer weniger eine umfassende 

wissenschaftliche und kritische Auseinander-

setzung mit Inhalten.

Statt gemeinsam voneinander und mitein-

ander zu lernen, werden wir mit Konkurrenz, 

Leistungsdruck und Ellenbogenmentalität 

auf die Arbeitswelt vorbereitet. Schon in der 

Grundschule werden wir auf Basis unserer 

„Leistung“ entsprechend unserer späteren 

Verwertbarkeit für das Kapital vorselektiert. 

Die Aufteilung auf verschiedene Schulformen 

ist gleichbedeutend mit der Vergabe von Zu-

kunftsperspektiven und soll uns bereits im 

Kindesalter auf spätere Tätigkeiten festlegen. 

Denn das Kapital braucht nur eine begrenz-

te Menge gutausgebildeter Arbeitskräfte und 

daneben auch Menschen, die prekäre Jobs 

und einfache Tätigkeiten übernehmen. Ab-

schlussprüfungen und Noten verstärken den 

Leistungsdruck weiter – eine sinnvolle Rück-

meldung über unseren Wissensstand oder 

unsere Entwicklung sind sie nicht. Bei der Aus-

sicht auf prekäre Arbeitsverhältnisse wächst 

die Angst vor „schlechten“ Bewertungen, 

weil diese schlechtere Jobs oder gar Arbeits-

losigkeit bedeuten.  Auch ein abgeschlosse-

nes Studium ist schon lange keine Garantie 

mehr für eine sichere Zukunftsperspektive. 

An die Regelstudienzeit gebundenes BAföG 

verschärft den Leistungsdruck immens. Leis-

tungsdruck und Lernstress machen immer 

mehr junge Menschen krank. Dazu trägt auch 

die Tendenz zur bundesweiten Vereinheit-

lichung von Prüfungen bei: Sie soll eine grö-

ßere Vergleichbarkeit auf dem Arbeitsmarkt 

gewährleisten. Bei unterschiedlichen Aus-

gangsbedingungen in verschiedenen Schu-

len, Städten und Bundesländern führt auch 

das zu noch mehr Leistungsdruck. Täglich 

mehrere Stunden Hausaufgaben klauen uns 

dann auch noch die wenige Freizeit. Wenn 

unsere Eltern nicht helfen können, weil ihnen 

Wissen, Geld oder Zeit fehlen, werden wir da-

mit allein gelassen.

Der Bildungserfolg hängt immer noch vom 

Geldbeutel und Bildungsstand der Eltern ab. 

Ob Kopiergeld, Essen in der Schule, Nachhilfe, 

Klassenfahrten oder finanzielle Unterstützung 

beim Studium: Kinder aus ärmeren Familien 

haben es deutlich schwerer. Die herrschende 

Klasse schafft sich mit Eliteschulen und Pri-

vatunis ein eigenes Bildungssystem, während 

im öffentlichen Bildungssystem das Geld 

fehlt. Hier gibt es einen massiven Investitions-

stau: Gebäude sind marode, die Ausstattung 

ist unzureichend, überall fehlen Lehrer*innen, 

weil es an Ausbildungsplätzen und attrakti-

ven Arbeitsbedingungen mangelt. Das führt 

zu viel zu großen Klassen, Unterrichtsausfall 

und dem Alleinlassen der Schüler*innen, die 

in ihrer Freizeit den Stoff nachholen müssen. 

Nur wenn Lehrkräfte genug Zeit haben, kön-

nen die Möglichkeiten zum Lernen verbes-

sert werden. Ähnlich unterfinanziert sind die 

Hochschulen. Die Arbeitsverhältnisse für die 

Lehrenden sind hier oft besonders prekär. 

Besonders das Wissenschaftszeitvertrags-

gesetz (WissZeitVG) schafft die rechtlichen 

Grundlagen für Kurz- und Kettenbefristun-

gen in der Wissenschaft. Das verhindert eine 
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klare Perspektive für eine dauerhafte Be-

schäftigung an Hochschulen. Die vermeint-

liche Antwort der herrschenden Politik heißt 

(Hoch-)Schulautonomie: Es gibt zwar weiter-

hin viel zu wenig Geld, zwischen und in den 

Bildungseinrichtungen werden jetzt aber Ver-

teilungskämpfe geführt. Außerdem „können“ 

Drittmittel von privaten Sponsoren eingewor-

ben und Public-Private-Partnership-Projekte 

abgeschlossen werden. Die Konzerne können 

damit einmal mehr Einfluss auf das Bildungs-

system nehmen. Das schränkt die Mitbestim-

mungsmöglichkeiten von Schüler*innen- und 

Studierendenvertretungen weiter ein; eine 

ernsthafte Mitbestimmung über die Gestal-

tung des Bildungssystems und über Lern-

inhalte ist nicht vorgesehen. Zunehmender 

Leistungsdruck und Resignation erschweren 

das Engagement.

Um Freude am Lernen zu haben brauchen wir 

gute Lernbedingungen, Inhalte, die unseren 

Interessen entsprechen, und genügend gut 

ausgebildete Lehrende mit besseren Arbeits-

bedingungen. Wir wollen, dass wir Schüler*in-

nen und Studierende ernsthaft mitbestimmen 

können, wie und was wir lernen. Schüler*in-

nen- und Studierendenvertretungen sollen 

aber auch über bildungspolitische Themen 

hinaus für die Rechte der lernenden Jugend 

aktiv werden können. Es braucht also ein all-

gemeinpolitisches Mandat. Wir wollen eine 

rundum kostenfreie Schule für Alle ohne Se-

lektion in verschiedene Schulformen, ohne 

Hausaufgaben, Sitzenbleiben, Noten und Prü-

fungen. Eine Schule, in der wir von- und mit-

einander lernen können, in der wir individuell 

gefördert werden und nicht alle mit dem glei-

chen Frontalunterricht abgespeist werden. 

Das ist nur dann möglich, wenn das Bildungs-

system nicht mehr die Aufgabe hat, für den 

Arbeitsmarkt auszusortieren. Wir kämpfen 

für den freien Zugang aller Menschen zum 

gesellschaftlichen Wissen und zu den kultu-

rellen Errungenschaften. Denn erst wenn wir 

uns unserer Lage bewusst sind, können wir 

auch nach unseren Interessen handeln. Ziel 

von Bildung muss der allseitig gebildete, kri-

tisch denkende und selbstständig lernende 

Mensch sein und nicht nur die Vorbereitung 

auf einen Produktionsprozess im Profitinte-

resse der Großkonzerne. Unser Ziel ist ein 

Bildungssystem, in dem Bildung zur Berei-

cherung des Lebens führt statt zu Leistungs-

druck.

Unsere Forderungen:

	👉 Mehr Geld in die Bildung, damit baufällige 

Gebäude renoviert, Ausstattung erneuert 

und der Mangel an Lehrenden und Schul-

sozialarbeiter*innen bekämpft werden! 

Weg mit der (Hoch-)Schulautonomie!

	👉 Maximal 20 Schüler*innen bei zwei Leh-

rer*innen pro Klasse! Mehr Lehrende an die 

Hochschulen!

	👉 Vollständige Lehr- und Lernmittelfreiheit! 

Kostenlose Bildung für alle!

	👉 Für eine elternunabhängige Finanzierung, 

die ein selbständiges Leben ermöglicht! 

BAföG für Alle und BAföG erhöhen, gekop-

pelt an einen gesetzlichen Mindestlohn, 

der zum Leben reicht!

	👉 Mitbestimmung von Schüler*innen und 

Studierenden bei allen bildungspoliti-

schen Entscheidungen! Allgemeinpoli-

tisches Mandat für Schüler*innen- und 

Studierendenvertretungen! Recht auf Bil-

dungsstreik!

	👉 Keine Beeinflussung der Lehrinhalte durch 

Konzerne und ihre Stiftungen! Bundeswehr 

raus aus Schulen und Hochschulen! Keine 

Einflussnahme der Religion auf Lehrinhal-

te – Ethik- statt Religionsunterricht!

	👉 Bedingungsloses Recht auf einen Studien-

platz! Weg mit Studiengebühren und Se-

mesterbeiträgen!

	👉 Abschaffung von Noten, Hausaufgaben 

und Prüfungen!  Bologna rückgängig ma-

chen!

	👉 Verbot von Privatschulen, privaten Hoch-

schulen und Unis!  Bildung in die öffentli-

che Hand!

	👉 Weg mit dem gegliederten Schulsystem: 

Eine Schule für Alle! Für die Einführung der 

Polytechnischen Schule!
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DAS RECHT AUF AUSBILDUNG
Das Recht auf Ausbildung bedeutet, dass 

jedem Jugendlichen eine qualifizierte Aus-

bildung zusteht, die den eigenen Interessen 

und Wünschen entspricht, sowie ein eigen-

ständiges und unabhängiges Leben ermög-

licht. Wir wollen eine Ausbildung, in der je-

dem praktische wie theoretische Fähigkeiten 

vermittelt werden. Wir brauchen ein Ausbil-

dungssystem, das uns umfassende berufli-

che Kenntnisse und Fähigkeiten, Allgemein-

bildung und politisches Wissen vermittelt. 

In der Ausbildung wollen wir dazu befähigt 

werden, gesellschaftliche Zusammenhänge 

zu verstehen – unabhängig davon, ob wir An-

lagenmechaniker*in, Ingenieur*in, Friseur*in 

oder Wissenschaftler*in werden.

In einem Gesellschaftssystem, das auf der 

Ausbeutung unserer Arbeitskraft beruht, wird 

uns so eine Ausbildung nicht geschenkt wer-

den. Im Kapitalismus sind wir gezwungen 

unsere Arbeitskraft gegen Lohn zu verkau-

fen, um unser Leben zu finanzieren. Unser zu-

künftiges Leben hängt also maßgeblich von 

unserer Ausbildung ab. Wer keinen Abschluss 

vorweisen kann, ist in besonderem Maße von 

ständiger Unsicherheit bedroht. In diesem 

System dienen Ausbildungen einzig der öko-

nomischen Verwertbarkeit.

Die Anzahl der verfügbaren Ausbildungsplätze 

in der Bundesrepublik sinkt seit Jahren. Mitt-

lerweile bilden weniger als 1/5 der Unterneh-

men aus. In den letzten Jahren wurden immer 

mehr Ausbildungsplätze durch Studiengänge 

ersetzt, die einen höheren Schulabschluss er-

fordern und die die Unternehmen nichts kos-

ten. Auch für immer mehr Ausbildungen wird 

das Abitur zur Voraussetzung. Über 200.000 

Jugendliche, die keinen Ausbildungsplatz be-

kommen haben, hängen regelmäßig in schu-

lischen Warteschleifen, unbezahlten Praktika 

oder sogenannten Berufsvorbereitungsmaß-

nahmen fest. Die Regierung schönt mit sol-

chen „Qualifizierungsmaßnahmen“ die Statis-

tiken zur Jugendarbeitslosigkeit. Tatsächlich 

haben mehr als zwei Millionen Menschen zwi-

schen 20 und 34 Jahren in der Bundesrepublik 

gar keinen Berufsabschluss, also weder Stu-

dium noch Ausbildung, und sind auch nicht 

auf dem Weg dahin, ihn zu erwerben.

Wenn wir das Glück hatten, einen der weni-

gen betrieblichen Ausbildungsplätze zu be-

kommen, sieht die Welt für uns trotzdem nicht 

rosig aus. Die Ausbildungsreporte der DGB-

Jugend zeigen: Überstunden, ausbildungs-
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fremde Tätigkeiten und Mangel an Ausbildern 

und Praxisanleitung gehören zum Normal-

zustand. Damit verstoßen die Unternehmen 

in vielen Fällen gegen das Berufsbildungs-

gesetz und die Ausbildungsrahmenpläne. 

Denn eine qualitativ hochwertige Ausbildung 

– inklusive ausreichend qualifizierter Ausbil-

der*innen, ausreichend Zeit für Praxisanlei-

tung, kostenloser Bereitstellung von Werk-

zeugen und Lehrmitteln, Lehrwerkstätten 

und Schulungszentren – kostet jedes Unter-

nehmen Geld. Geld, das sie zugunsten ihrer 

Profite lieber einsparen. Wo noch ausgebildet 

wird, werden wir oft als billige Arbeitskräfte 

ausgenutzt.

Die Ausbildungsvergütung reicht in den meis-

ten Fällen nicht für ein selbstständiges Leben. 

Viele von uns Auszubildenden können sich 

keine eigene Wohnung leisten, sind finanziell 

noch von ihren Eltern abhängig oder müs-

sen noch neben der Ausbildung einem oder 

mehreren Nebenjobs nachgehen. Besonders 

schlecht sieht es für Auszubildende in frau-

endominierten Berufen aus, wo sie im Schnitt 

100€ weniger als in anderen Ausbildungsbe-

rufen verdienen. Und schulische Ausbildun-

gen sind unbezahlt und kosten oft noch Geld.

Statt eine breite Grundausbildung zu bekom-

men, sollen wir in zweijährigen Schmalspur-

ausbildungen auf das Unternehmen zuge-

schnittene Tätigkeiten lernen. Dadurch sind 

wir abhängiger von unseren Ausbildungsun-

ternehmen als mit einer regulären drei- oder 

dreieinhalbjährigen Ausbildung.

Über 40% aller Auszubildenden sind unzufrie-

den mit der Qualität ihrer Berufsschule. Ne-

ben Problemen wie Lehrer*innenmangel und 

maroden Schulgebäuden sind auch die Lehr-

inhalte mehr und mehr direkt auf die Bedürf-

nisse der Betriebe zugeschnitten. Unterneh-

men sind mittlerweile – im Gegensatz zu uns 

– weitreichend an der Ausarbeitung der Lehr-

inhalte beteiligt. Zudem sitzen in den meis-

ten Bundesländern Unternehmensvertreter 

in den Schulkonferenzen der beruflichen 

Schulen. Für eine Ausbildung nach unseren 

Interessen müssen wir – in JAV, Schüler*in-

nenvertretung und der Gewerkschaft – über 

ihre Gestaltung und die Inhalte bestimmen 

können.

	

Auch wenn wir unsere Ausbildung schon bei-

nahe abgeschlossen haben, sind wir noch 

von Unsicherheit bedroht. Denn mehr als die 

Hälfte aller Auszubildenden wissen auch im 

letzten Ausbildungsjahr noch nicht, ob sie 

von ihrem Ausbildungsbetrieb übernommen 

werden. In vielen Fällen droht uns Befristung, 

Entlassung oder wir werden auf eine Stelle 

gesetzt, die gar nicht zu unserer Ausbildung 

passt. Das verstärkt für uns den ohnehin 

vorhandenen Leistungsdruck und gibt den 

Unternehmen auch ein enormes Druckmit-

tel in die Hand. Denn es ist leicht, jemanden 

loszuwerden, der sich über die Zustände be-

schwert, indem man ihn nach der Ausbildung 

einfach vor die Tür setzt. Das erschwert nicht 

nur Zukunftsplanungen massiv und führt zu 

Perspektiv- und Arbeitslosigkeit, sondern 

hemmt auch die Bereitschaft gegen Miss-

stände vorzugehen.

Wir kämpfen für ein Recht auf Ausbildung, 

das es jedem Jugendlichen ermöglicht, einen 

Ausbildungsplatz zu bekommen, der den ei-

genen Wünschen, Interessen und Fähigkeiten 

entspricht. Die Strafe für Unternehmen, die 

nicht ausbilden, muss so hoch sein, dass sie 

sich nicht freikaufen können. Wer nicht aus-

bildet, muss zahlen! Wer nicht zahlt, wird ent-

eignet! Die Qualität unserer Berufsausbildung 

muss sichergestellt werden. Daher brauchen 

wir eine konsequente Durchsetzung des Be-

rufsbildungsgesetzes und eine Ausweitung 

des Jugendarbeitsschutzes! Wir wollen den 

Unternehmen nicht freie Hand bei der Aus-

gestaltung der Ausbildungsinhalte geben 

und brauchen deswegen die Mitbestimmung 

von JAVen, SVen und Gewerkschaften bei 

der Ausarbeitung der Lehrinhalte. Wir for-

dern eine mindestens dreijährige qualifizierte 

duale Ausbildung mit einer Ausbildungsver-

gütung, die zum Leben reicht, in der wir nach 

neuestem Stand von Wissenschaft und Tech-

nik vollumfassend unseren Beruf erlernen 

DAS RECHT AUF AUSBILDUNG
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und nach der wir in der Lage sind, betriebli-

che, wirtschaftliche und politische Prozesse 

zu verstehen.

Unsere Forderungen:

	👉 Eine gesetzliche Garantie auf eine betrieb-

liche und wohnortnahe Ausbildung für alle 

Jugendlichen!

	👉 Unbefristete Übernahme im erlernten 

Beruf!

	👉 Konsequente Durchsetzung des Verbots 

ausbildungsfremder Tätigkeiten!

	👉 Mehr Zeit für Praxisanleitung durch mehr 

qualifizierte Ausbilder*innen!

	👉 Eine Mindestausbildungsvergütung, die 

für ein eigenständiges Leben ausreicht!

	👉 Verbot betrieblicher Arbeit an allen 

Berufsschultagen!

	👉 Mitbestimmung von Jugend- und Auszu-

bildendenvertretungen, Gewerkschaften 

und Schüler*innenvertretungen über die 

Ausbildungs- und Lerninhalte!

	👉 Uneingeschränkte Lehr- und Lernmittel-

freiheit! Sämtliche Kosten in Berufsschule 

und Betrieb müssen werden übernommen!

	👉 Hochschulzugang auch durch abge-

schlossene Ausbildung!

	👉 Lebenslanger Anspruch auf bezahlte Frei-

stellung zur Weiterbildung!

	👉

DAS RECHT AUF INTAKTE NATUR UND 
UMWELT
All unsere Grundrechte können nur auf dem 

Planeten verwirklicht werden, auf dem wir le-

ben – der Erde. Letztlich bedingt der Zustand 

der Erde, ob die Menschheit weiter existieren 

und sich entwickeln kann oder ob sie unter-

geht. Ähnlich wie das Recht auf ein Leben in 

Frieden ist dieses Grundrecht eine Bedingung 

für die Verwirklichung aller anderen Grund-

rechte.

Selbst im klimatisch gemäßigten Europa er-

leben wir die Auswirkungen der Umweltzer-

störung schon heute: Extremwettereignisse 

wie Überschwemmungen, Hitzewellen und 

Dürren werden immer häufiger und fordern 

auch in Deutschland sowie in Afrika, Asien 

und Südamerika jedes Jahr steigende Zahlen 

an Menschenleben. Das Schlimmste steht je-

doch noch aus: Auf der ganzen Welt, vor al-

lem aber in bevölkerungsreichen Regionen in 

Afrika und Südamerika, werden ganze Land-

striche in absehbarer Zeit schlicht nicht mehr 

bewohnbar sein. Millionen Menschen müssen 
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aus ihrer Heimat fliehen.

Der Grund für die anhaltende Umweltzerstö-

rung ist nicht „die Menschheit“ an sich. Es gibt 

auf der Welt mehr als ausreichend natürliche 

Ressourcen, um alle Menschen zu ernähren 

und ihnen ein Leben in Würde zu ermög-

lichen. Das Problem liegt darin, dass diese 

Ressourcen im Kapitalismus im Interesse der 

Profitmaximierung weniger Großunterneh-

men verschwendet werden. Diese unterlie-

gen nämlich systembedingt dem Zwang nach 

immer mehr Wachstum und Profiten, um in 

der Konkurrenz um die größten Marktantei-

le nicht unterzugehen. Unsere Gesellschaft 

ist auf ständigen Konsum ausgerichtet und 

muss dafür Nachfrage generieren. Dies ge-

schieht unter anderem durch die Schaffung 

künstlicher Bedürfnisse und durch Waren, die 

bewusst auf eine kurze Lebensdauer ausge-

legt werden. Dabei ist den Konzernen egal ob 

die Stoffe recyclebar sind (Beispiel: PFAS). Die 

profitorientierte Landwirtschaft dient in erster 

Linie den Interessen von Konzernen wie Bay-

er-Monsanto, die in unfassbaren Ausmaßen 

Agrarflächen, beispielsweise durch Monokul-

tur und durch den Verkauf von umweltschäd-

lichem Saatgut und Pestiziden, zerstören.

Die Großkonzerne und ihre Vertreter in der 

Politik vermitteln uns hingegen ein anderes 

Bild.   Die Bundesregierung lässt sich dafür 

feiern, dass die Treibhausgasemissionen in 

Deutschland im letzten Jahrzehnt verringert 

werden konnten. Dabei wird ausgeblendet, 

dass das nur möglich ist, weil besonders um-

weltschädliche Produktion schlicht ins Aus-

land verlagert wurde. Gleichzeitig wird gern 

betont, dass China, Indien oder Brasilien viel 

mehr Umweltzerstörung betreiben würden 

als Deutschland. Erstens ist das, pro Kopf für 

den aktuellen Jahresverbrauch und erst recht 

in Anbetracht des historischen CO2-Aussto-

ßes sowie anderer Umweltzerstörungen ge-

rechnet, völlig falsch. Zweitens wird dabei 

unterschlagen, dass in diesen Ländern Waren 

billig produziert werden, die hier verkauft wer-

den, und Ressourcen umweltschädlich ab-

gebaut werden, die hier verarbeitet werden. 

Der deutsche Staat trifft keine ausreichenden 

Maßnahmen, um internationale Klimaverein-

barungen wie das Pariser Klimaabkommen 

einzuhalten. Dabei sind diese selbst ein abso-

lutes Minimalziel. Stattdessen zählt der Pro-

fit der Monopolkonzerne mehr als der Erhalt 

unserer Lebensgrundlage. Im Interesse der 

Banken und Konzerne werden ganze Provin-

zen enteignet und umgesiedelt, um an die 

darunter verbogenen Rohstoffe zu gelangen 

und auf Gesetze verzichtet, die der Umwelt-

zerstörung vorbeugen.

Im Verkehrssektor, der für rund ein Fünftel 

der Treibhausgasemissionen verantwortlich 

ist, setzt der Staat weiterhin auf Individual-

verkehr – mit der Produktion von Autos lässt 

sich einfach mehr verdienen als mit gut aus-

gebauten und bezahlbaren öffentlichen Ver-

kehrsmitteln. Während Volkswagen, Merce-

des Benz und BMW kräftig gefördert werden, 

wurde die Bahn über Jahrzehnte hinweg sys-

tematisch kaputtgespart. Mit enorm verspäte-

ten und ausfallenden Zügen ist sie heute für 

kaum jemanden ein ernsthaft attraktives Ver-

kehrsmittel und oft sogar teurer als das Auto. 

Das E-Auto stellt keine umweltfreundliche Al-

ternative dar:  Statt Energie und Rohstoffe zu 

sparen, haben die Konzerne so nur einen Weg 

gefunden, den Individualverkehr aufrecht zu 

erhalten, um weiterhin möglichst viel verkau-

fen und Profit abschöpfen zu können. Ganz zu 

schweigen von dem umweltschädlichen Ab-

bau der Rohstoffe für die Auto-Batterien. Mit 

der deutlich energie- und ressourcensparen-

deren Produktion von öffentlichen Verkehrs-

mitteln lässt sich jedoch deutlich weniger 

Profit erwirtschaften. Dies gilt ebenso und 

in besonderem Maße für den Güterverkehr, 

welcher zu drei Vierteln über die Straße läuft, 

statt über die Schiene.

Es wurde und wird bei weitem nicht genug 

getan, um die Umstellung auf erneuerbare 

Energien zu ermöglichen. Stattdessen wur-

de jahrzehntelang weiter auf Atomkraft und 

wird weiterhin auf fossile Energieträger, also 

Erdöl, Kohle und Gas gesetzt. Atomkraft ist 

dabei nicht nur wegen der völlig unabseh-

DAS RECHT AUF INTAKTE NATUR UND 
UMWELT
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baren Folgen des Atommülls für die Umwelt 

ein Problem – jede zivile Atomanlage ist eine 

potenzielle Vorstufe für die Anreicherung waf-

fenfähigen Materials! So wird sich seitens der 

Herrschenden in Deutschland nicht vom mi-

litärischen Einsatz von Atomenergie distan-

ziert; dies findet seinen praktischen Ausdruck 

vor allem in Atomwaffen des NATO-Partners 

USA, die in Deutschland stationiert sind.

Von der staatlichen Energiepolitik profitieren 

die großen Energieversorger RWE, E.ON, Vat-

tenfall und EnBW, die sich 80% des deutschen 

Strommarktes teilen. Diese privaten Konzerne 

erwirtschaften Profite auf unsere Kosten und 

treten die Umwelt dabei täglich mit Füßen. 

Zugleich nutzen sie die Umstellung des Ener-

giesektors als Vorwand für den Abbau von 

Arbeitsplätzen, statt ihren Beschäftigten eine 

Weiterbildung in zukunftsfähigen Berufen zu 

ermöglichen. Besonders energie- und res-

sourcenintensiv sowie umweltschädlich sind 

auch die deutsche Rüstungsindustrie und die 

Bundeswehr. Mit der Aufrüstung dieser geht 

damit auch eine zusätzliche Schädigung un-

serer ökologischen Lebensgrundlage einher. 

Ein effektiver Kampf gegen Klimawandel und 

Umweltzerstörung muss sich also auch ge-

gen die Militarisierung stellen.

Die Voraussetzungen für eine weitgehende 

Umstellung auf erneuerbare Energien wären 

längst gegeben. Die Kapazitäten zur Ener-

giespeicherung könnten jetzt schon deutlich 

ausgebaut werden. In einer geplanten Wirt-

schaft kann das Energienetz nach unseren 

Bedürfnissen und umweltgerecht ausgebaut 

werden. So können Energieproduzent und 

Energieverbraucher intelligent miteinander 

kommunizieren, sodass unser Bedarf trotz 

Dunkelheit und Windflaute durch volle Spei-

cher gedeckt ist.

Durch CO2-Besteuerung und die Verteue-

rung von Konsumgütern, die vor allem die 

arbeitende Bevölkerung treffen, soll der Kon-

sum beeinflusst und dadurch angeblich eine 

umweltfreundlichere Gesellschaft geschaf-

fen werden. Uns wird vermittelt, jeder sei in-

dividuell dafür verantwortlich, die Umwelt 

zu retten, zum Beispiel durch die von dem 

Ölkonzern BP initiierte Marketingkampagne 

„CO2-Fußabdruck“. Das bedeutet nichts an-

deres, als dem Großteil der Gesellschaft die 

Verantwortung und deutlich höheren Kosten 

für die normale Lebensführung aufzuzwin-

gen, während Profite der wirklichen „Klima-

sünder“ geschont werden oder durch staat-

liche „grüne“ Subventionsprogramme in die 

Höhe schießen. Nicht wir sollten die Klimaret-

tung zahlen müssen. Wenn 100 Konzerne für 

70% der CO2-Emissionen verantwortlich sind, 

wird bewusster Konsum die Klimakatastrophe 

nicht lösen. Es gibt heute mehr vegane Pro-

dukte denn je und wirklich jeder Reiseanbie-

ter wirbt mit „CO2-Kompensation“ – dennoch 

steigt der weltweite Ausstoß an Treibhausga-

sen immer weiter.

Hoffnungen auf eine technische Lösung der 

Katastrophe haben zwar einen wahren Kern, 

denn technischer Fortschritt ist die Grundla-

ge für die Bewahrung unserer Lebensgrund-

lagen bei gleichzeitiger Verbesserung des 

Lebensstandards aller Menschen. Doch tech-

nische Neuerungen allein sind keine Lösung, 

solange Profitinteressen darüber entschei-

den, welche Techniken weiterentwickelt und 

wie sie eingesetzt werden.

 

Die Monopolkonzerne und ihre Regierun-

gen beweisen seit Jahrzehnten, dass sie zur 

Durchsetzung unseres Grundrechts auf intak-

te Natur und Umwelt nicht willens und sys-

tembedingt auch nicht in der Lage sind. Eine 

Produktionsweise, die sich an einer ökologi-

schen Umgestaltung unserer Lebensweise 

sowie der Anhebung der Lebensqualität aller 

Menschen orientiert, muss regenerative Roh-

stoffe und umweltverträgliche Energien nut-

zen. Unser Ziel ist die Schaffung einer Gesell-

schaft, in der international vernetzt, sinnvoll 

und schonend mit natürlichen Ressourcen 

umgegangen wird. Dafür brauchen wir eine 

geplante Energieerzeugung und Produktion. 

Die gesamte Gesellschaft muss in diesen Pla-

nungsprozess einbezogen werden und darü-

ber entscheiden, was, unter welchen Bedin-
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gungen und zu welchen Zwecken produziert 

wird!

Unsere Forderungen:

	👉 Einhaltung und Ausweitung der internatio-

nalen Klimavereinbarungen!

	👉 Schluss mit der Förderung fossiler Ener-

gien! 

	👉 Nein zu Atomkraftwerken!

	👉 Konsequente Nutzung, Entwicklung und 

Speicherung regenerativer und umwelt-

verträglicher Energieformen, bei Erhalt al-

ler Arbeitsplätze! Umweltkonventionen in 

allen klimaschädlichen Industrien!

	👉 Verpflichtung der Monopolkonzerne, den 

sogenannten Entwicklungs- oder Schwel-

lenländern umweltfreundliche Techno-

logien kostenlos zur Verfügung zu stellen 

und für die Auswirkungen des Klimawan-

dels Entschädigungen zu zahlen!

	👉 Verlagerung von Güter- und Personenver-

kehr auf die Schiene! Für einen flächen-

deckenden und kostenlosen öffentlichen 

Personenverkehr!

	👉 Schluss mit der Wegwerfgesellschaft – 

Verbot künstlich verkürzter Lebenszeit von 

Waren!

	👉 Produktion nachhaltig organisieren! Recy-

cling und Reproduktion müssen durch die 

Unternehmen übernommen werden!

	👉 Enteignung der Agrar-, Verkehrs- und 

Energiekonzerne und Überführung in de-

mokratische Kontrolle!

DAS RECHT AUF MOBILITÄT
Das Recht auf Mobilität bedeutet, dass jeder 

von uns – unabhängig davon, wo wir leben – 

die Möglichkeit haben muss, Arbeit, Freunde, 

Bildung, Kultur oder Erholung gut und kosten-

frei zu erreichen.

Doch der öffentliche Personenverkehr in der 

Bundesrepublik wird seit Jahrzehnten kaputt-

gespart, Kapazitäten werden abgebaut. Allein 

seit 1990 wurden über 6000 Schienenkilo-

meter und zahlreiche Busverbindungen, vor 

allem in ländlichen Regionen, stillgelegt. Seit 

der Bahnreform 1994 muss die bundeseige-

ne Deutsche Bahn wie ein privatwirtschaftli-

ches Unternehmen handeln. Sie gehört damit 

zwar noch dem Staat, ist aber auf die Erwirt-

schaftung von Profit ausgerichtet statt auf die 

Mobilität der Bevölkerung. Gleichzeitig wurde 

durch die Vermarktung des Schienennetzes 

immer mehr Konkurrenz zwischen verschie-

denen Eisenbahnverkehrsunternehmen zu-

gelassen. Statt einer einheitlich organisierten 

Bahn, die dem Allgemeinwohl dient, bestimmt 

nun also der Markt über diesen wichtigen Teil 

der öffentlichen Daseinsvorsorge. Die Priva-
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tisierung der profitablen Teile der Deutschen 

Bahn wird vorbereitet. Heute prägt eine ma-

rode Infrastruktur den öffentlichen Personen-

verkehr, es wird an Personal gespart. Das führt 

zu ständigen Verspätungen und Ausfällen, 

überlastet das Personal massiv und erhöht 

Sicherheitsrisiken. Es ist also kein Wunder, 

dass die öffentlichen Verkehrsträger, die für 

eine umweltfreundliche Verkehrswende un-

verzichtbar sind, für viele keine attraktive Al-

ternative zum Auto sind. Allerdings sind auch 

ein eigenes Auto sowie die Kosten für den 

Führerschein für die meisten Jugendlichen 

kaum eigenständig bezahlbar. Auch die Prei-

se für Bus- und Bahntickets steigen jährlich 

an, die Einnahmen versickern in den Taschen 

der Vorstände der Verkehrsunternehmen. Wer 

sich die Preise für Bus und Bahn nicht leisten 

kann und ohne Ticket fährt, dem drohen hohe 

Geld- oder sogar Freiheitsstrafen. Tausende 

Menschen werden jährlich ins Gefängnis ge-

sperrt, weil sie die Strafe fürs Schwarzfahren 

nicht zahlen konnten. Unsere Städte sind auf 

den Individualverkehr ausgerichtet. Dies führt 

neben lauten Innenstädten, hoher Unfallge-

fahr und einer hohen Umweltbelastung zu 

einer Ausgrenzung aller Menschen, die kein 

Auto besitzen.

Unsere Regierung macht Politik im Interes-

se der großen Automobilkonzerne wie VW, 

Mercedes Benz und BMW. Milliarden werden 

in den Bau neuer Autobahnen investiert, um 

die Profite der Konzerne zu sichern und weiter 

zu steigern, statt den maroden öffentlichen 

Personenverkehr instand zu halten und aus-

zubauen. Die Konzerne erhalten staatliche 

Subventionen für die sogenannte „Antriebs-

wende“ vom Verbrennungsmotor zum akku-

betriebenen Elektromotor. Das verlagert das 

Problem allerdings nur. Die Produktion von 

Elektromotoren bleibt weiterhin sehr umwelt-

schädlich und ist für Viele viel zu teuer. Der 

weiträumige Ausbau von ÖPNV, Radwegen 

und Flächen für Fußgänger*innen wird behin-

dert.

Wir wollen ein Recht auf Mobilität für Alle! 

Wir brauchen einen attraktiven öffentlichen 

Personenverkehr, damit jeder – unabhängig 

von seinem Wohnort und seinem Geldbeutel 

– schnell und pünktlich an sein Ziel kommt. 

Dazu müssen Bus und Bahn unter demokrati-

sche Kontrolle gestellt und der Profitlogik des 

Marktes entzogen werden. Es braucht massi-

ve Investitionen in Infrastruktur und Personal, 

damit das Angebot dem Bedarf aller Men-

schen nach ausgeweitet werden kann. Unser 

Ziel ist eine Gesellschaft, in der Mobilität kos-

tenlos, flächendeckend und umweltfreund-

lich für alle garantiert wird.

Unsere Forderungen:

	👉 Kostenloser öffentlicher Personenverkehr 

und Ausbau des Angebots! Investitionen in 

Infrastruktur und mehr Personal!

	👉 Öffentliche Radfahrinfrastruktur mit Rad-

wegen, Abstellplätzen und kostenlosen 

Leihfahrrädern ausbauen!

	👉 Kostenloser Führerschein für Alle!

	👉 Stopp der Privatisierung von Verkehrsun-

ternehmen und Überführung in demokra-

tisch kontrolliertes öffentliches Eigentum!
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DAS RECHT AUF GESUNDHEIT
Das Recht auf Gesundheit bedeutet nicht nur 

das Fehlen von Krankheit und Gebrechen, 

sondern vollständiges körperliches, geistiges 

und soziales Wohlergehen. Es ist keine per-

sönliche Angelegenheit, sondern setzt eine 

bedarfsgerechte, kostenfreie Gesundheits-

versorgung für alle voraus. Ein Recht auf Ge-

sundheit bedeutet, nicht in gesellschaftlichen 

Verhältnissen leben und arbeiten zu müssen, 

die uns krank machen.

Doch in Deutschland steigen die Zahlen chro-

nischer körperlicher und psychischer Erkran-

kungen seit Jahrzehnten. Das ist kein Zufall: 

Wir leben in einer Gesellschaft, in der Arbeits-

losigkeit, Arbeitshetze, schlechte Arbeitsbe-

dingungen, miese Wohnverhältnisse sowie 

Umweltverschmutzung Alltag sind und in der 

Ellenbogenmentalität und Konkurrenz jegli-

che Solidarität verdrängen. Auf die Gestaltung 

vieler Bereiche unseres Lebens haben wir 

keinen Einfluss, was unsere Handlungsmög-

lichkeiten einschränkt. Der Leistungsdruck in 

Schule, Betrieb und Hochschule führt schon 

ab frühester Kindheit zu einer permanent ho-

hen psychischen Belastung. Perspektivlosig-

keit und Ohnmachtsgefühle wirken sich ne-

gativ auf unsere psychische und körperliche 

Gesundheit aus. Auch schlechte Ernährung, 

schimmelige Wohnungen und Stress bedin-

gen eine enorme Zunahme von Krankheiten 

wie Stoffwechselerkrankungen und Essstö-

rungen. Viele Menschen nehmen Medika-

mente, um ihren (Arbeits-)Alltag überhaupt 

bewältigen zu können. Unser Leben in einer 

Welt, in der wir für die Profite der Konzerne 

arbeiten, in der Kriege geführt werden und die 

Umwelt immer weiter zerstört wird, belastet 

unsere Gesundheit. Kapitalismus macht krank 

und tötet.

Zwischen 1991 und 2017 wurden in Deutsch-

land über 500 Krankenhäuser und damit auch 

ca. 170.000 Krankenhausbetten geschlossen, 

die Tendenz geht seitdem unter allen Regie-

rungskonstellationen ungebrochen in diesel-

be Richtung. Die Verweildauer hat sich fast 

halbiert. Die Zahl der Pflegekräfte in deut-

schen Krankenhäusern ist zwischen 1995 und 

2017 um 22.000 gefallen. Zeitgleich werden 

die Menschen älter und kränker. Dass diese 

Gemengelage zu verschlechterter Versor-

gungsqualität führt, liegt auf der Hand. Kran-

kenhausbetreiber und Krankenkassen sind 
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bestrebt, die Ausgaben möglichst gering zu 

halten. Die Kapitalisten wollen die sogenann-

ten Lohnnebenkosten, aus denen die Kran-

ken- und Pflegeversicherungsbeiträge ge-

zahlt werden, so niedrig wie möglich halten. 

Es geht also um die Profite der Krankenhaus-

betreiber und der gesamten Kapitalistenklas-

se.

Das Gesundheitssystem wird immer weiter 

kaputtgespart. Seit der Einführung des sog. 

„Fallpauschalensystems“ (DRG) erhält jedes 

Krankenhaus nach festgelegten Diagnosen 

eine Pauschale für den Behandlungsfall, un-

abhängig von dem tatsächlichen Aufwand 

und den tatsächlichen Kosten. Damit lässt 

sich Gewinn machen, wenn man beispielswei-

se an notwendigem Personal spart. 

Dazu bestehen auch deshalb 

Anreize, weil die Bundes-

länder ihrer Verantwortung 

für Investitionen in den 

Gesundheitsbereich, zum 

Beispiel in notwendige 

Neubauten, nicht nach-

kommen. Aufgrund die-

ses Finanzierungssystems 

werden verstärkt wohnortnahe 

Kliniken zur Grundversorgung ge-

schlossen; es erfolgt eine Spezialisierung auf 

lukrative Behandlungen. Der massive Anstieg 

von Knie-, Hüft- und Rückenoperationen oder 

Kaiserschnitten zeigt, dass hier nicht mehr al-

lein nach medizinischer Indikation gearbeitet 

wird, sondern dass finanzielle Anreize eine 

wichtige Rolle spielen, was gleichzeitig zu 

Über- und Unterversorgung von Patienten 

führt. Weil mit diesem Finanzierungsprinzip 

verstärkt Gewinn gemacht werden kann, wer-

den immer mehr Krankenhäuser privatisiert.

 

Geringerer Personaleinsatz bedeutet nicht 

nur mehr Stress und Arbeit für die Beschäftig-

ten. Er führt auch zu einer schlechteren Ver-

sorgung, unnötigen Schmerzen und vermeid-

baren Todesfällen. Der Fachkräftemangel ist 

hausgemacht: Die Arbeitsbedingungen in der 

Pflege, aber auch in anderen Berufsgruppen 

– von Fachärzt*innen über Techniker*innen 

bis hin zu Reinigungskräften – sind katastro-

phal. Durch Ausgliederungen ganzer Berufs-

gruppen in Subunternehmen und Einsatz von 

Leiharbeiter*innen wird die Belegschaft ge-

spalten, Löhne werden gedrückt.

Wer in Deutschland einen Termin beim Fach-

arzt sucht, wartet meist mehrere Monate. Be-

sonders schlecht ist die psychiatrische und 

psychotherapeutische Versorgung. Damit 

wird Betroffenen Hilfe oftmals verwehrt. Wer 

einen Platz bekommt, soll durch Medikamen-

te oder verhaltenstherapeutische Ansätze 

möglichst schnell wieder fit für den Arbeits-

markt gemacht werden.

Die Kosten für eine angemessene Gesund-

heitsversorgung müssen immer öf-

ter aus eigener Tasche gezahlt 

werden. Wer gesetzlich ver-

sichert ist und sich eine pri-

vate Zuzahlung nicht leis-

ten kann, wartet ewig auf 

einen (Fach-)Arzttermin 

und bekommt dann oft 

nur die Basis-Behandlung. 

In Deutschland gibt es eine 

Zwei-Klassen-Medizin. Zudem 

ist die Versorgung wie die Länge 

der Wartezeiten in ländlichen Regionen oft 

noch schlimmer als in Metropolregionen. Im-

mer mehr Leute können sich auch die Pflege 

nicht mehr leisten, weswegen das zuneh-

mend unentgeltlich Angehörige übernehmen 

müssen.

Wir sagen: Schluss mit der Ökonomisierung 

des Gesundheitswesens! Wir dürfen die Pla-

nung und Organisation nicht denen überlas-

sen, die an unserer Krankheit verdienen. Es 

braucht eine Entlastung durch einen höhe-

ren Personalschlüssel mittels einer gesetz-

lich verbindlichen Personalbemessung für 

alle Bereiche des Gesundheitswesens. Die-

se muss sich an den Bedarfen und Bedürf-

nissen eines jeden einzelnen Patient*innen 

ausrichten und menschenwürdige Arbeitsbe-

dingungen gewährleisten. Für ein Recht auf 

Gesundheit braucht es gesunde gesellschaft-
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liche Verhältnisse, in denen nicht mit unseren 

Grundbedürfnissen Profit gemacht wird. Die 

gesellschaftlichen Ursachen von Krankheit 

müssen bekämpft werden. Wir wollen eine 

Gesellschaft, in der die Gesunderhaltung, die 

Prävention, im Vordergrund steht. Denn Ge-

sundheit ist mehr als nur die Abwesenheit von 

Krankheit.

Unsere Forderungen:

	👉 Profitlogik raus dem Gesundheitssystem, 

Stopp aller Privatisierungen im Gesund-

heitsbereich! Weg mit dem System der 

Fallpauschalen! 

	👉 Finanzierung nach Bedarf! Gesundheit 

darf keine Ware sein!

	👉 Weg mit der Zwei-Klassen-Medizin: Ge-

sundheitsversorgung für alle und kosten-

frei!

	👉 Nein zur Schließung von Krankenhäusern 

und Gesundheitseinrichtungen! Gesund-

heitsversorgung und Krankenhauspla-

nung vergesellschaften und unter demo-

kratische Kontrolle stellen!

	👉 Her mit einem präventiven Gesundheits-

system: Für eine flächendeckende Ge-

sundheitsversorgung in wohnortnahen 

Polikliniken mit gut ausgebildetem Perso-

nal entsprechend einer verbindlichen be-

darfsorientierten Personalbemessung!

	👉 Für eine Gesundheitsforschung, die am 

Patientenwohl statt an Konzerninteressen 

orientiert ist!

DAS RECHT AUF MITBESTIMMUNG UND 
DEMOKRATIE
Mitbestimmung und Demokratie bedeuten 

für uns, dass wir die Gesellschaft in allen Be-

reichen – überall dort, wo wir arbeiten, lernen 

und leben – in unserem Interesse als arbei-

tende und lernende Jugend gestalten kön-

nen. Erst dann, wenn die Menschen selbst 

entscheiden, was und wie produziert wird, 

wofür wir als Gesellschaft unsere Zeit und un-

sere Ressourcen aufwenden wollen und wie 

das menschliche Zusammenleben gestaltet 

ist, können wir von einer demokratischen Ge-

sellschaft in unserem Sinne sprechen.

Im Gegensatz dazu haben wir in der Realität 

bei den meisten wichtigen Fragen nicht mit-

zureden. Viele Entscheidungen werden direkt 

von den Banken und Konzernen getroffen, 

zum Beispiel was produziert wird und unter 

welchen Bedingungen wir arbeiten müssen. 

Die Regierung handelt nicht in unserem In-

teresse, sondern im Interesse der Monopol-

kapitalisten. Formal leben wir in einer Demo-

kratie – aber alle paar Jahre parlamentarische 
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Vertreter zu wählen, die nur ihrem Gewissen 

verpflichtet und nicht an den Wählerwillen 

gebunden sind, reicht eben nicht aus, um eine 

Demokratie („Volksherrschaft“) umzusetzen.

Ganz direkt nehmen die Kapitalisten Einfluss 

auf den Staat durch Beraterverträge zwischen 

Großkonzernen und Parlamentariern, durch 

Politiker, die Posten in Aufsichtsräten von 

Großunternehmen übernehmen oder durch 

die Tätigkeit von Lobbyorganisationen oder 

Stiftungen wie der Bertelsmann-Stiftung, die 

Gesetzesvorlagen schreiben. Der Einfluss der 

großen Banken und Konzerne hat aber noch 

eine tiefere Ebene: Aus dem Privateigentum 

an Produktionsmitteln, an den Unternehmen, 

folgt der Zwang, dass die Entscheidungen 

darüber, was, wie und wofür produziert wird, 

letztlich immer nach der Logik der Kapital-

verwertung getroffen werden. Für eine demo-

kratisch getroffene Entscheidung der Gesell-

schaft bleibt dabei kein Platz. Wir sollen nicht 

darüber entscheiden, ob Waffen produziert 

werden oder mehr Pflegepersonal eingestellt 

wird. Oder ob wir Arbeitszeitverkürzung bei 

vollem Lohn- und Personalausgleich wollen, 

damit die Arbeitszeit so verteilt ist, dass es 

nicht Burn-Out auf der einen und Arbeitslo-

sigkeit auf der anderen Seite gibt. Selbst wenn 

wir eine Regierung hätten, die eine Verbes-

serung unserer Lebensbedingungen durch-

setzen will, würde diese auf Grenzen stoßen. 

Wenn beispielsweise soziale oder umwelt-

freundliche Reformen die Profitinteressen der 

großen Konzerne zu sehr belasten, dann kön-

nen diese damit drohen, das Land zu verlas-

sen und für Massenarbeitslosigkeit zu sorgen.

Ein großes Hindernis für wirkliche Mitbestim-

mung ist das Privateigentum an Medien. Auch 

Medien werden in Deutschland nach dem Pro-

fitprinzip betrieben. Sie verdienen daran, dass 

Großkonzerne dort Werbung schalten und in 

Aufsichtsräten sitzen. Zwar hat laut Grund-

gesetz jeder das Recht, eine Zeitung heraus-

zugeben. Aber es hat eben nicht jeder das 

Geld, diese zu finanzieren und zu verbreiten. 

Die Medienlandschaft ist stark monopolisiert, 

so gehören allein zum Springerkonzern alle 

„BILD“- und „Welt“-Formate 

sowie etliche Regionalzei-

tungen und Portale. Auch 

die sozialen Medien spie-

len eine Rolle, da durch 

Zensur und Algorithmen 

herrschaftskonforme Inhalte 

weiterverbreitet werden. Die 

Klassenherrschaft der Banken 

und Konzerne schlägt sich auch in 

den Medien nieder. Entsprechend dienlich 

sind sie ihnen dabei, gegen gewerkschaftli-

che und soziale Forderungen zu hetzen und 

die hinter Kriegseinsätzen und Aufrüstung 

stehenden Interessen zu verschleiern. We-

sentliche Voraussetzung für Demokratie und 

Mitbestimmung ist aber die Einsicht in die 

eigenen Interessen und wie man sich für sie 

einsetzen kann. Dazu braucht es für alle zu-

gängliche Medien unter demokratischer Kon-

trolle.

Die bestehenden demokratischen Rechte 

werden immer weiter eingeschränkt. In den 

letzten Jahren passierte das oft unter dem 

Vorwand, damit gegen rechts zu kämpfen, 

richtet sich aber tatsächlich gegen demo-

kratische und soziale Bewegungen. Neue 

Polizeigesetze ermöglichen Präventivhaft 

für sogenannte „Gefährder“, ohne dass eine 

Straftat begangen wurde. Zunehmend wer-

den auch fortschrittliche politische Meinun-

gen diffamiert und justiziabel gemacht. Damit 

wird – bspw. bei antimilitaristischen und anti-

faschistischen Positionen – die Meinungsfrei-

heit eingeschränkt. Gesetze und Erlasse, die 

die Überprüfung der Verfassungstreue von 

Bewerber*innen im öffentlichen Dienst durch 

den Verfassungsschutz und Berufsverbote 

ermöglichen, werden ausgebaut. Das heißt: 

Die Behörde, die in die NSU-Morde verstrickt 

war, soll entscheiden, wer für den öffentlichen 

Dienst geeignet ist. Neue Versammlungs-

gesetze erhöhen die Hürden zur Anmeldung 

von Demonstrationen immer weiter, schaffen 

mehr Vorwände zur Auflösung von Demonst-

rationen und stellen den Aufruf beispielswei-

se zu Blockaden von Naziaufmärschen unter 
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höhere Strafen. Gegen fortschrittliche Demos 

und Blockaden wird immer öfter hart durch-

gegriffen – mit Polizeigewalt und Justizwillkür. 

Fortschrittliche Organisationen und Parteien 

werden immer häufiger Ziel der staatlichen 

Repressionen, bis hin zu Verboten. Auf dem 

Papier bestehende, erkämpfte Rechte kom-

men nicht zur Anwendung, etwa wenn die oh-

nehin schon sehr selten zustande kommen-

den Volksbegehren und Volksentscheide mit 

formalen Scheinbegründungen abgeschmet-

tert werden. Dieser Demokratieabbau liegt 

darin begründet, dass die Unzufriedenheit 

und damit das Protestpotenzial wächst. Das 

ist Potenzial, das möglicherweise in Zukunft 

die uneingeschränkte Durchsetzung der Pro-

fitinteressen der Herrschenden in Frage stel-

len könnte. Darauf bereitet sich dieser Staat 

vor. Wir nennen diesen Prozess reaktionärer 

Staatsumbau. Wir sehen es als unsere Auf-

gabe, die bestehende Unzufriedenheit aufzu-

greifen und in die richtige Richtung zu lenken. 

Demokratische Rechte können wir nutzen, um 

für unsere Interessen aktiv zu werden. Des-

wegen kämpfen wir für mehr demokratische 

Rechte und Einflussmöglichkeiten und vertei-

digen die bestehenden.

Ein wichtiges Feld für die Ausweitung demo-

kratischer Rechte sind Interessenvertretun-

gen in Schulen, Betrieben und Hochschulen. 

Diese können aktuell zu wenig entscheiden 

und stoßen schnell an Grenzen – spätestens, 

wenn es um Verbesserungen geht, die Geld 

kosten und grundsätzliche Arbeits- oder Lern-

inhalte verändern wollen. Wir brauchen auch 

hier mehr ernsthafte Mitbestimmung. Diese 

Gremien müssen das Recht haben, sich zu 

allgemeinpolitischen Fragen zu äußern, denn 

auch Themen wie Umwelt oder Frieden be-

treffen uns Jugendliche. Deshalb fordern wir 

ein allgemeinpolitisches Mandat. Wir müs-

sen die bestehenden Strukturen nutzen, um 

in Schule, Betrieb und Hochschule möglichst 

viele Leute in die Auseinandersetzung für ihre 

Interessen zu bringen. Denn nur so können 

Mitbestimmung erweitert und Verbesserun-

gen erkämpft werden. Besonders wichtig ist 

die Ausweitung des Streikrechts über unmit-

telbar betriebliche Anliegen hinaus. Die Arbei-

tenden müssen das Recht haben, z.B. gegen 

Gesetze zu streiken, die ihre Interessen verlet-

zen. Wir brauchen also ein politisches Streik-

recht.

In vielen Bewegungen wird die Forderung 

nach Enteignung und demokratischer Kon-

trolle wieder lauter, sei es in der Mieter*in-

nen- oder der Krankenhausbewegung. Diese 

Forderung weist in die richtige Richtung. Erst 

in einer Gesellschaft, in der alle Lebensbe-

reiche demokratisch gestaltet werden, kann 

das Grundrecht auf Mitbestimmung und De-

mokratie verwirklicht werden. Der Kampf um 

demokratische Rechte ermöglicht es uns 

zugleich bessere Ausgangsbedingungen im 

Klassenkampf und zur Durchsetzung unserer 

anderen Grundrechte zu erlangen.

Unsere Forderungen:

	👉 Weg mit dem Verbot politischer Betäti-

gung in Schulen und Betrieben!

	👉 Weg mit Berufsverboten!

	👉 Abschaffung der Präventivhaft und des 

Gefährder-Konstrukts!

	👉 Uneingeschränktes Demonstrationsrecht!

	👉 Allgemeinpolitisches Mandat für Schü-

ler*innen- und Studierendenvertretungen!

	👉 Herstellung des vollen Streikrechts ein-

schließlich des politischen Streikrechts!

	👉 Verbot von Aussperrungen!

	👉 Drittelparität in Schulkonferenzen und an 

Hochschulen jetzt – hin zu 50 % Stimmen-

anteil für Schüler*innen und Studierende 

bei allen bildungspolitischen Entschei-

dungen!

	👉 Senkung der Hürden für Volksentscheide! 

	👉 Demokratische Kontrolle der Medien-

konzerne und des Öffentlich-Rechtlichen 

Rundfunks!

	👉 Ausweitung der Mitbestimmungsrechte für 

Betriebsräte sowie für Jugend- und Auszu-

bildendenvertretungen!“

	👉 Nein zur Repression gegen fortschrittliche 

Medien!
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DAS RECHT AUF EIN LEBEN OHNE 
RASSISMUS UND FASCHISMUS
Wir wollen in einer Gesellschaft leben, in der 

sich jeder und jede frei entfalten kann. Kein 

Mensch soll aufgrund von Herkunft, Hautfar-

be, religiöser Anschauung, sexueller Orientie-

rung, Geschlecht, geistiger oder körperlicher 

Einschränkung diskriminiert werden.

Im Kapitalismus ziehen sich Rassismus und 

Diskriminierung jedoch durch die ganze Ge-

sellschaft. Die Menschen stehen im Kapita-

lismus in Konkurrenz zueinander: Sie kon-

kurrieren um Arbeitsplätze, Wohnungen, 

Studienplätze usw. Mithilfe von Rassismus 

können die Herrschenden die wahren Ursa-

chen von Konkurrenz und Perspektivlosigkeit 

verschleiern: Es seien „die Ausländer“, die uns 

all das streitig machen – und nicht das kapi-

talistische System. Damit wird von unseren 

gemeinsamen Interessen abgelenkt und wir 

werden gespalten.

Immer mehr Menschen fliehen vor impe-

rialistischen Kriegen, Umweltzerstörung und 

neokolonialer Ausbeutung in ihrer Heimat. 

Die Festung Europa wird kontinuierlich aus-

gebaut. Geflüchtete werden bei dem Ver-

such nach Europa zu kommen von der mili-

tärischen EU-Grenzsicherungsorganisation 

FRONTEX getötet oder illegal zurückgescho-

ben. Kommen Geflüchtete in Deutschland an, 

sind sie von behördlichem Rassismus, einer 

reaktionären Asylgesetzgebung und von Ab-

schiebungen in Kriegs- und Krisengebiete be-

troffen. Statt das Recht, hier zu arbeiten und 

zu leben, für alle Geflüchteten zu garantieren, 

werden Rechtsstatus und Einbürgerung von 

der Verwertbarkeit für Unternehmen abhän-

gig gemacht. Geflüchtete und Migrant*innen 

sollen in Deutschland vor allem als billige 

Arbeitskräfte und Lohndrücker fungieren und 

übernehmen dabei körperlich und psychisch 

besonders

belastende Jobs. Der Staat wirbt ausländische 

Fachkräfte ab, die in ihren Ursprungsländern 

dringend benötigt werden, um sich und den 

Unternehmen Ausbildungskosten zu sparen.

Faschismus ist nicht, wie wir es in der Schule 

oder den Medien hören, eine Diktatur eines 

verrückten oder besonders bösen Macht-

habers. Er ist eine Form monopolkapitalisti-

scher Herrschaft. Faschismus an der Macht 

ist die mit offener Gewalt betriebene Durch-

setzung der Interessen des Monopolkapitals, 

wenn dies nicht mehr durch Einbindung der 

Bevölkerung im bürgerlich-demokratischen 

Rahmen gelingt. Das heißt: Wenn entschei-
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dende Teile der Herrschenden beispielsweise 

zur Durchsetzung ihrer Profitinteressen un-

bedingt einen Krieg führen wollen, sich aber 

nicht der dafür notwendige Bevölkerungs-

rückhalt gewinnen lässt, können sie als Mit-

tel zur Durchsetzung ihrer Interessen zu einer 

faschistischen Herrschaftsform greifen. Ka-

pitalismus führt nicht automatisch in den Fa-

schismus, doch es gab und gibt Situationen, 

in denen Teile des Monopolkapitals ein Inter-

esse daran haben.

Auch heute erfüllen faschistische Bewegun-

gen gewisse Funktionen für die Herrschen-

den: Sie greifen berechtigtes Protestpotential 

der Bevölkerung auf und lenken es in für das 

Kapital ungefährliche Bahnen, zum Beispiel, 

wenn „faule Arbeitslose“ oder „kriminelle 

Migranten“ statt dem Kapitalismus als Ursa-

chen unserer alltäglichen Probleme genannt 

werden. Faschistische Bewegungen geben 

das Stichwort, wenn es um weitere Rechts-

entwicklung geht, etwa bei der Verschärfung 

der Asylgesetze und der Unterschei-

dung zwischen Geflüchteten je 

nach Verwertbarkeit am Ar-

beitsmarkt. Faschistischer 

Terror dient als offizielle Be-

gründung für den weiteren 

Demokratieabbau, wie die 

Änderungen von Versamm-

lungsgesetzen, die vorgeblich 

„der Nazis wegen“ eingebracht 

wurden – in Wirklichkeit richten 

sich diese Verschärfungen aber gegen fort-

schrittliche Kräfte.

Rechte Parteien wie die AfD sind nicht die 

Hauptverursacher der allgemeinen Rechts-

entwicklung. Die aktuelle reaktionäre Politik 

ist Politik im Interesse der Großkonzerne, um-

gesetzt von „Parteien der Mitte“ wie CDU und 

Grünen. In einem gesellschaftlichen Klima, 

in dem alle etablierten Parteien Sozialabbau 

betreiben und sich ihre Sündenböcke dafür 

suchen, in dem Geflüchtete nicht als gleich-

wertige Menschen gelten, können Parteien 

wie die AfD wachsen und gedeihen. Die AfD 

trägt zur Verschärfung der Hetze gegen Mi-

grant*innen, Arbeitslose und Linke bei, und 

CDU, SPD, Grüne und FDP gießen dies in Ge-

setzesform. Offen faschistische Gruppen wie 

„Die Heimat“, der Dritte Weg oder die Identitä-

re Bewegung terrorisieren Migrant*innen und 

linke Bewegungen. Auch wenn sich AfD und 

faschistische Gruppierungen als Organisatio-

nen gegen „die Eliten“ darstellen, setzen sie 

tatsächlich deren Interessen um. Im Gegen-

satz zu den fortschrittlichen Kräften sind sie 

für die Unternehmen und ihre herrschende 

Ordnung nicht gefährlich, da sie kein ande-

res gesellschaftliches System, kein Ende der 

Herrschaft der Monopolkonzerne wollen.

Der Abbau unserer demokratischen Rechte 

verschärft sich seit Jahren. So werden reaktio-

näre Polizei- und Versammlungsgesetze ver-

abschiedet. Sie hindern uns daran demokra-

tisch für unsere Interessen aktiv zu werden. 

Beispielsweise darf die Polizei jetzt sogenann-

te „Gefährder“ für den bloßen Verdacht eines 

zukünftigen Verbrechens verhaften, also 

ohne vorausgegangenen Gesetzes-

verstoß. Der Repressionsapparat 

wird weiter ausgebaut und 

ausgetestet. In diesem Zuge 

wird die Polizei ausgerüstet 

und bewaffnet, um Protes-

te gewaltsam beenden zu 

können – ein Mittel, das ver-

mehrt zum Einsatz kommt. 

Die Präsenz der Bundeswehr im 

Inneren nimmt zu, immer häufiger 

werden Bundeswehreinsätze im Inneren 

gefordert. Damit soll die Grundlage geschaf-

fen werden, fortschrittlichen Bewegungen 

– wenn nötig – auch mit militärischen Mitteln 

entgegenzutreten. Immer wieder werden ge-

wichtige Entscheidungen an Parlamenten 

vorbei getroffen, zum Beispiel wurde während 

der Corona-Pandemie mit Notstandsverord-

nungen über die Parlamente hinweg regiert. 

Mit neuen Geheimdienstgesetzen erhalten 

BND und Verfassungsschutz mehr Befugnis-

se. Datenschutzrechte werden umgangen, 

technische Geräte, die wir für unsere eigene 

Information und für soziale Kontakte nutzen 

DAS RECHT AUF EIN LEBEN OHNE 
RASSISMUS UND FASCHISMUS
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wollen, werden als Spionagewerkzeuge ge-

gen uns missbraucht. Immer wieder fordern 

die Arbeitgeberverbände weitere Angriffe auf 

unsere Grundrechte, wie beispielsweise eine 

weitere Einschränkung des Streikrechts. An-

griffe gegen fortschrittliche Organisationen 

und Medien durch Verbote, öffentliche Diskre-

ditierung und den Entzug der Gemeinnützig-

keit nehmen zu. Mit Gesetzen wie dem §129a 

und b des StGB (Bildung krimineller Vereini-

gungen) werden fortschrittliche Organisa-

tionen unter Druck gesetzt oder gleich ganz 

verboten.

Gleichzeitig werden in den Geheimdiens-

ten, in Polizei und Bundeswehr immer mehr 

rechte Netzwerke aufgedeckt. Das ist kein 

Zeichen für gute Aufklärung, sondern ein Zei-

chen dafür, dass der Sicherheitsapparat die-

ses Staates von faschistischen Netzwerken 

durchzogen ist. Wenn es zu rechten Anschlä-

gen oder Attentaten kommt, verschleiern die 

Sicherheitsbehörden ihre eigene Mitschuld 

oder behindern die Aufklärung. Die faschisti-

sche Terrororganisation NSU wurde durch die 

Finanzierung des Verfassungsschutzes auf-

gebaut. Der Verfassungsschutz hielt Informa-

tionen zurück und unterstützte das Schmug-

geln von Waffen, mit denen mindestens zehn 

Menschen getötet wurden. Die entsprechen-

den Akten des Verfassungsschutzes wurden 

geschreddert oder unterschlagen. Und auch 

Morde durch die Polizei, vor allem an Mig-

rant*innen, häufen sich. Statt eine Aufklärung 

zu betreiben und Konsequenzen zu ziehen, 

wird genau wie bei den rechten Netzwerken 

von angeblichen Fehlern in Einzelfällen gere-

det. Konsequenzen gibt es nicht.

Die Geschichte des deutschen Faschismus 

wird im Sinne der Herrschenden umgeschrie-

ben. Förderer und Profiteure des Systems, 

dem über 50 Millionen Menschen in KZs und 

Vernichtungskrieg zum Opfer fielen, werden 

nicht genannt. Die größten Gewinner und 

Unterstützer des Zweiten Weltkriegs und der 

faschistischen Diktatur waren die deutschen 

Banken und Konzerne wie Thyssen, Krupp, 

IG Farben und die Deutsche Bank. Der Wi-

derstandskampf der Arbeiterbewegung, ins-

besondere der Kommunist*innen, wird heute 

verschwiegen. Zahlreiche deutsche Kommu-

nist*innen fanden sich später in Folge des KPD- 

und FDJ-Verbots in den Knästen der Bundes-

republik wieder – oft verurteilt von denselben 

Richtern, die im Hitlerfaschismus Urteile ver-

hängten. Diese widerliche Tradition der Krimi-

nalisierung von Widerstand hält bis heute an. 

Die Vergangenheit wird weiter umgedichtet 

und zunehmend die „Totalitarismusdoktrin“ 

vermittelt, die Kommunist*innen und Faschis-

ten als zwei Seiten derselben Medaille dar-

stellt. Die Errungenschaften der DDR wer-

den geleugnet, die DDR wird stattdessen als 

„zweite deutsche Diktatur“ nach dem Hitlerfa-

schismus dargestellt. Mit dem EU-Beschluss 

zum Beginn des Zweiten Weltkriegs gilt nicht 

länger der Überfall auf Polen durch das fa-

schistische Deutschland als Kriegsbeginn, 

sondern der Molotow-Ribbentrop-Vertrag. So 

soll der Sowjetunion, dem Staat, der Deutsch-

land unter gigantischen Opfern vom Faschis-

mus befreit hat, die Mitschuld am Zweiten 

Weltkrieg gegeben werden.

Wir müssen unsere erkämpften Rechte ver-

teidigen und gegen den weiteren Abbau von 

Grundrechten kämpfen. Die Verschärfungen 

der Polizei- und Versammlungsgesetze und 

die reaktionären Asylgesetze müssen rück-

gängig gemacht werden. Der Faschismus 

richtet sich nicht nur gegen die Arbeiterklas-

se, sondern steht dem Interesse großer Teile 

der Bevölkerung direkt gegenüber. Indem wir 

gemeinsam für unsere Interessen eintreten 

und die Unzufriedenheit der Bevölkerung auf-

greifen, statt sie faschistischen Bewegungen 

zu überlassen, kämpfen wir für die Durchset-

zung unserer Grundrechte und so auch gegen 

den Faschismus! Wir treten der Spaltung der 

Arbeiterklasse durch Rassismus, beispiels-

weise antimuslimischen, und Antisemitis-

mus, Sexismus und Homophobie und weitere 

Queerfeindlichkeit in gemeinsamen Kämpfen 

um unsere Rechte entgegen und zeigen auf, 

wer von dieser Spaltung profitiert. Wir wollen 

ein Leben ohne Faschismus und Rassismus. 
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Langfristig ist dies nur in einer Gesellschaft 

möglich, in der niemand mehr ein Interesse an 

Demokratieabbau, Diskriminierung und Spal-

tung der lernenden und arbeitenden Jugend 

hat, in einer Gesellschaft, in der wir uns frei 

entfalten können und in der Faschismus und 

Rassismus die ökonomische Grundlage ent-

zogen sind – eine Gesellschaft jenseits des 

Kapitalismus. Die Verwirklichung des Schwu-

res der Überlebenden des KZ Buchenwald ist 

unsere Verpflichtung: „Die Vernichtung des 

Nazismus mit seinen Wurzeln ist unsere Lo-

sung. Der Aufbau einer neuen Welt des Frie-

dens und der Freiheit ist unser Ziel.“

Unsere Forderungen:

	👉 Verbot und Zerschlagung von allen fa-

schistischen Organisationen und Parteien 

entsprechend Artikel 139 des Grundgeset-

zes!

	👉 Schluss mit der Geschichtsfälschung – für 

eine antifaschistische Schulbildung!

	👉 Der Tag der Befreiung vom Faschismus, 

der 8. Mai, muss ein gesetzlicher Gedenk- 

und Feiertag werden, der als Bekenntnis 

für den fortgesetzten und gemeinsamen 

Kampf gegen Faschismus begangen wird! 

	👉 Keine Kriminalisierung von fortschrittli-

chem Widerstand! Abschaffung des §129a 

und b!

	👉 Stoppt den Demokratieabbau – Rücknah-

me der Verschärfungen der Polizei-, Ver-

sammlungs- und Geheimdienstgesetze!

	👉 Verfassungsschutz auflösen!

	👉 Für die sofortige Wiederherstellung eines 

Grundrechts auf Asyl! Stopp aller Abschie-

bungen!

	👉 Weg mit der Festung Europa – FRONTEX 

abschaffen!

	👉 Gleiche Rechte für alle hier lebenden Men-

schen!

DAS RECHT AUF GLEICHSTELLUNG DER 
GESCHLECHTER
Gleichstellung bedeutet nicht nur die formale 

Gleichstellung von Männern und Frauen vor 

dem Gesetz, sondern eine Gesellschaft, an 

der tatsächlich alle Menschen gleichermaßen 

teilhaben können, eine Gesellschaft, in der 

das Geschlecht nicht länger als Grundlage für 

sexistische Rollenbilder, für Benachteiligung 

im Beruf oder gesellschaftliche Diskriminie-

rung dienen.

Für den Kapitalismus spielt die systematische 
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Unterdrückung von Frauen eine besonde-

re Rolle. Immer noch werden Mädchen und 

Frauen trotz formaler Gleichstellung diskrimi-

niert. Frauen bekommen geringere Löhne als 

ihre männlichen Kollegen und müssen häufig 

schlechtere Arbeitsbedingungen hinnehmen 

– sowohl in Berufen, die „klassischerweise“ 

von Frauen ausgeübt werden als auch für die-

selbe Arbeit. Durch die schlechtere Bezah-

lung dienen Frauen als billigere Arbeitskräfte 

und Lohndrückerinnen. Gleichzeitig überneh-

men Frauen mehrheitlich die Reproduktions-

arbeit in der Gesellschaft: Sie sind es, die den 

größten Teil an der Kindererziehung, der Pfle-

ge älterer Angehöriger und die Haushaltsar-

beit übernehmen.  

Die Großkonzerne und ihr Staat wollen die 

Kosten für gesellschaftliche Reproduktions-

arbeit so gering wie möglich halten und hier 

am besten noch Profit machen. Seit den 

Neunzigerjahren kommt es im sozialen Be-

reich immer stärker zu Privatisierungen; das 

heißt, dieser Bereich wird dem Gewinninter-

esse privater Unternehmen ausgeliefert. Es 

wird an Personal gespart, es gibt zu wenig 

Plätze und alles dreht sich um den zu erwirt-

schaftenden Profit oder die Einsparung von 

Kosten, statt um qualitativ hochwertige Pfle-

ge, Erziehung und Unterstützung. In den letz-

ten Jahren kam es zu weiterem Sozialabbau, 

auch um die steigenden Rüstungsausgaben 

zu finanzieren. Die Verschlechterungen füh-

ren zu einer höheren Belastung von Familien 

und dabei insbesondere von Frauen. Statt 

ausreichend KiTa-Plätzen, Ganztagsbetreu-

ung in Schulen oder günstige und qualitativ 

hochwertige Kantinen flächendeckend in der 

Schule, Hochschule und am Arbeitsplatz zu 

garantieren, sollen Frauen diese Aufgaben 

nach Feierabend übernehmen. Da Frauen we-

niger verdienen, arbeiten sie eher in Teilzeit 

als Männer, um diese Aufgaben übernehmen 

zu können. Ideologisch wird diese Arbeitstei-

lung durch vorherrschende Rollenbilder ge-

stärkt.

Die kapitalistische Gesellschaft, in der wir 

leben, ist eine Konkurrenzgesellschaft: Un-

sere Mitmenschen, egal, ob Kolleg*in, Mit-

schüler*in oder auch Partner*in treten uns 

als Konkurrent*in oder als „Mittel für unsere 

Zwecke“ gegenüber. Eine gleichberechtigte 

Beziehung, in der man sich gemeinsam ent-

wickeln kann, ist so massiv erschwert. Unsere 

Gesellschaft ist durchzogen von sexistischen 

Benachteiligungen, Verhaltensweisen und 

Ideologien über das „schwache Geschlecht“.  

Die Ursache hierfür sind nicht einfach sexisti-

sche Männer. Vielmehr sind auch sie in dieser 

Gesellschaft ebenfalls von Rollenbildern und 

Stereotypen betroffen, die sie an einer freien 

Entfaltung hindern. Sexismus dient den Herr-

schenden als Spaltungsinstrument, mit dem 

geringere Bezahlung gerechtfertigt und sich 

der gemeinsame Kampf von Männern und 

Frauen für ein besseres Leben behindert wer-

den können. Sexistische Ideologien, Stereoty-

pen und Schönheitsideale werden durch die 

Organisation unserer Gesellschaft und unse-

res alltäglichen Zusammenlebens aufrecht-

erhalten und bspw. auch von den Medien auf-

gegriffen und verbreitet.

Folgen dieser Situation können wir in Deutsch-

land jeden Tag sehen: Sexistische Sprüche auf 

der Straße und im Umfeld, sexuelle Übergriffe 

und Gewalt. Jede dritte Frau ist in Deutsch-

land mindestens einmal in ihrem Leben von 

Gewalt betroffen, fast jede siebte Frau von 

sexualisierter Gewalt. Jeden dritten Tag wird 

eine Frau in Deutschland durch ihren Partner 

ermordet. Oft sind die Betroffenen behörd-

licher Willkür unterworfen. Es fehlen Anlauf-
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stellen. Frauenhäuser sind unterfinanziert und 

haben zu wenig Plätze, sie müssen im Regel-

fall von den betroffenen Frauen selbst gezahlt 

werden. Aufgrund der schlechteren Löhne 

von Frauen besteht häufig eine ökonomische 

Abhängigkeit vom Partner, die ein Ausbre-

chen auch aus gewaltvollen Beziehungen er-

schwert.

Wer sich den „klassischen“ Rollenbildern nicht 

fügen kann oder möchte, sei es aufgrund sei-

ner sexuellen Orientierung, geschlechtlichen 

Zuordnung oder anderen Motiven, erlebt oft-

mals Diskriminierung. Das hat oft massives 

Leiden und psychische Erkrankungen zur Fol-

ge und führt zur Spaltung der Arbeiterklasse.

Ein Schwangerschaftsabbruch sollte allein 

die Entscheidung von Frauen sein. In Deutsch-

land werden Schwangerschaftsabbrüche 

jedoch in eine halbkriminelle Ecke gestellt 

und sind gesellschaftlich stigmatisiert. Bera-

tungen sind verpflichtend und aufgrund man-

gelnder unabhängiger Angebote muss teils 

auf kirchliche Träger zurückgegriffen werden. 

Gesetzlich festgelegt ist das Ziel dieser Bera-

tungsgespräche der „Schutz des ungebore-

nen Lebens“ und eine Ermutigung zur Weiter-

führung der Schwangerschaft. Das schränkt 

die Selbstbestimmung von Frauen ein und 

setzt sie unter Druck. Aktuell können einige 

Frauen die Kosten für Schwangerschaftsab-

brüche kaum tragen und müssen teilweise 

weite Strecken fahren, um eine entsprechen-

de Klinik zu finden.

Das Recht auf Gleichstellung der Geschlech-

ter ist erst durchsetzbar, wenn wir in einer 

Gesellschaft leben, die nicht mehr nach dem 

Profitprinzip organisiert ist, sondern in einer, 

in der wir beginnen können, unser Leben ge-

meinsam nach unser aller Bedürfnissen be-

wusst zu gestalten. Eine Gesellschaft mit 

gleichem Lohn für gleiche Arbeit und mit 

besseren Arbeitsbedingungen in „klassischen 

Frauenberufen“. Eine Gesellschaft, in der die 

Reproduktionsarbeit vergesellschaftet ist, 

in der dem Sexismus der Nährboden entzo-

gen wurde, in der eine gesellschaftliche Er-

ziehung ohne sexistische Geschlechterrollen 

möglich ist. Solche Rollenbilder können wir 

überwinden, indem wir Momente gemeinsa-

mer, gleichberechtigter Solidarität zwischen 

den Geschlechtern erfahrbar machen. Jede 

erkämpfte Verbesserung der Situation der 

Werktätigen in Deutschland trägt zu einer 

Verbesserung der Lage der Frau in unserer 

Gesellschaft bei. Gleichzeitig führt jede Ver-

besserung der Lage der Frauen der Arbeiter-

klasse zu besseren Kampfbedingungen der 

ganzen Klasse.

Unsere Forderungen:

	👉 Gleicher Lohn für gleiche Arbeit!

	👉 Bessere Bezahlung klassischer „Frauen-

berufe“!

	👉 Kostenlose Kita, Kindergartenplätze und 

Ganztagsschulen bei einem angemesse-

nen

	👉 Betreuungsschlüssel, welcher eine indivi-

duelle Förderung sicherstellt!

	👉 Verpflichtung der Unternehmen zur Schaf-

fung von Betriebskindergärten unter öf-

fentlicher Kontrolle!

	👉 Flächendeckende Schaffung von kosten-

losen Kantinen an Schule, Hochschule und 

Arbeitsplatz!

	👉 Verlängerung der möglichen Elternzeit! 

Keine Diskriminierung durch Schwanger-

schaft im Beruf!

	👉 Mein Körper, meine Entscheidung! 

Schwangerschaftsabbrüche raus aus 

dem Strafgesetzbuch! Schwangerschafts-

abbrüche müssen kostenlos werden und 

flächendeckend verfügbar sein! Freiwilli-

ges, informierendes Gespräch statt Über-

zeugungsberatung!

	👉 Ausfinanzierung und Ausbau von Bera-

tungsstellen für Frauen und kostenlosen 

Frauenhäusern!

	👉 Der 8. März muss als Internationaler Frau-

enkampftag gesetzlicher Feiertag sein!

	👉 Menstruationsprodukte und öffentliche 

Toiletten müssen frei verfügbar sein!
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DAS RECHT AUF FREIZEIT
Das Recht auf Freizeit bedeutet nicht nur, dass 

wir neben Arbeit, Schule, Hochschule, Haus-

arbeit und anderen notwendigen Tätigkeiten 

ausreichend Zeit haben, um uns zu erholen. 

Wir wollen die freie Zeit auch nach unseren 

Bedürfnissen gestalten können. Sie soll unse-

ren geistig-kulturellen, sozialen und sportli-

chen Interessen dienen, damit wir unsere Per-

sönlichkeit entwickeln können.

Im Kapitalismus dient arbeitsfreie Zeit aber 

vor allem der Wiederherstellung unserer Ar-

beitskraft. Wir sollen also möglichst nur so viel 

Zeit haben, wie wir brauchen, um am nächs-

ten Tag wieder arbeiten gehen zu können. 

Überstunden und Lernstress in der (Hoch-)

Schule begrenzen die freie Zeit immer weiter. 

Die Verlagerung von immer mehr Sorge- und 

Hausarbeit ins Private verkürzt die Zeit zur Er-

holung zusätzlich. Selbst die wenige Freizeit, 

die wir haben, können wir meist nicht nach 

unseren Interessen gestalten. Denn dafür 

bräuchte es entsprechende Räume, kosten-

lose Kultur-, Sport- und Unterhaltungsange-

bote sowie einen gut ausgebauten und kos-

tenlosen ÖPNV, um diese Angebote erreichen 

zu können.

Stattdessen wird die Freizeitgestaltung wie 

jeder andere gesellschaftliche Bereich im-

mer weiter der Profitmacherei unterworfen. 

Wer sich diese meist teuren Angebote nicht 

leisten kann, bleibt auf der Strecke. Aber nicht 

nur die hohen Preise für Kino, Konzerte, Sta-

dioneintritte oder Sportverein stehen unse-

rem Recht auf Freizeit im Weg. In den letzten 

Jahren werden Jugendliche verstärkt aus öf-

fentlichen Räumen wie Parks und anderen 

öffentlichen Plätzen vertrieben, wenn sie dort 

Bier trinken und feiern wollen, weil das eige-

ne Zimmer zu klein und die Kneipe zu teuer 

ist. Sport wird kommerzialisiert: Sportvereine 

werden wie Unternehmen geführt und auf 

Kosten der Fankultur und Mitgliedermitbe-

stimmung nach der Maximierung des Profits 

ausgerichtet. Vorhandene unkommerzielle 

und selbstorganisierte Freizeiteinrichtungen 

und Vereine müssen vermehrt schließen. Ju-

gendkultur wird verdrängt. Räume, um selbst 

Musik zu machen und sich künstlerisch zu be-

tätigen, gibt es kaum.  

Social-Media, Musik und Filme sowie die 

gesamte Kulturindustrie haben Einfluss auf 

Jugendliche – oft im Sinne der Herrschen-

den. Hier wird uns immer wieder deutlich ge-

macht, dass wir auf uns selbst gestellt sind, 

und noch viel wichtiger: Dass wir allein dafür 

verantwortlich sind, uns ein besseres Leben 

aufzubauen. Die Individualisierung und Ver-

einsamung schlagen sich auch in der Frei-
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zeitgestaltung nieder. Das führt dazu, dass 

wir uns schlechter mit anderen Jugendlichen 

zusammenschließen können und schlechter 

unsere gemeinsamen Interessen erkennen. 

So wird oft allein im Fitnessstudio Sport ge-

trieben statt gemeinsam im Verein, im Fokus 

steht nicht mehr die gemeinsame sportliche 

Betätigung, sondern das Erreichen von propa-

gierten Schönheitsidealen. Stress und psychi-

sche Erkrankungen führen dazu, dass wir in 

unserer Freizeit kaum noch Energie für sinn-

volle Betätigung haben. Unter solchen Um-

ständen wird vermehrt zu Videospielen, So-

cial-Media oder Streamingdiensten gegriffen. 

Sie sind leicht zugänglich und dienen häufig 

der Flucht aus der Realität. Das kapitalistische 

System selbst bringt den Wunsch nach einer 

Flucht aus der Realität immer wieder hervor. 

Auch deshalb greifen viele Menschen in ihrer 

Freizeit zu Drogen und werden nicht selten 

süchtig, also krank. Infolgedessen verändert 

sich das Bewusstsein – nicht nur im Rausch – 

und beeinträchtigt die Fähigkeiten, die gesell-

schaftlichen Verhältnisse zu verstehen und zu 

verändern. Statt strafrechtlicher Verfolgung 

braucht es also Prävention, Aufklärung und 

Therapie.   

Für uns ist klar: Sinnentleerte und einsame 

Freizeitgestaltung ist keine Dauerlösung. Zu-

gang zu Theatern, Museen, Kinos und an-

deren kulturellen Einrichtungen muss allen 

kostenlos zur Verfügung stehen. Es braucht 

neben mehr Geld für Kultur und Freizeit auch 

die Möglichkeit für Jugendliche, selbst und 

gemeinsam über die Inhalte und Gestaltung 

der Angebote mitzuentscheiden und dadurch 

Ansätze von Gegenkultur zu entwickeln. Wir 

wollen selbst kulturell und sportlich aktiv 

werden, anstatt in eine reine, einsame Konsu-

mentenrolle gedrängt zu werden. Freizeit darf 

keine Ware, sondern muss unser Recht als 

Jugendliche sein. Deshalb muss sie dem Ein-

fluss der Herrschenden und der Kommerzia-

lisierung entzogen werden.

Theater, Museum, Musik, Literatur und Film 

und Serien sollten der Auseinandersetzung 

mit der Gesellschaft und unserer Rolle in ihr 

dienen. Dafür müssen Kinder und wir Jugend-

liche an Kunst und Kultur herangeführt wer-

den, um diese auch genießen, interpretieren 

und selbst produzieren zu können.

Erst, wenn wir all dies durchgesetzt haben 

und der Feierabend nicht mehr der bloßen 

Regeneration für den nächsten Arbeitstag 

dient, sondern wir uns in unserer Freizeit uns 

sozial und kulturell betätigen, mitbestimmen 

und gemäß unseren Bedürfnis-

sen und Interessen unsere 

Persönlichkeit entwickeln 

können, dient unse-

re Freizeit nicht mehr 

den Herrschenden, 

sondern uns selbst 

als Teil der arbeiten-

den und lernenden 

Jugend.

Unsere Forderungen:

	👉 Mehr Zeit für Freizeit! Arbeitszeit verkürzen 

und Leistungsdruck im Bildungssystem 

beenden!

	👉 Umfassende Kultur- und Freizeitangebote 

an (Hoch-) Schulen und Betrieben schaf-

fen!

	👉 Stopp des Sparkurses bei (Jugend-)Kultur, 

Sport und Jugendzentren sowie Vereinen! 

Ausbau statt Schließung von Schwimm-

bädern und Sportplätzen!

	👉 Konzerne und Investoren raus aus dem 

Sport! Verbände und Vereine in die Hände 

der Mitglieder!

	👉 Kostenloser Zugang zu Kultureinrichtun-

gen wie Museen, Theatern und Kinos!

	👉 Entkriminalisierung von Drogen – Aufklä-

rung und Prävention statt Repression!

	👉 Schluss mit der Kommerzialisierung und 

Profitmacherei mit unserer Freizeit – statt-

dessen demokratische Mitbestimmung 

über Freizeitangebote!
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DAS RECHT AUF SEXUELLE 
SELBSTBESTIMMUNG
Eine selbstbestimmte Gestaltung des eige-

nen Lebens umfasst auch sexuelle Selbst-

bestimmung. Sie ist Teil der allseitigen Ent-

wicklung der Persönlichkeit und der freien 

Entfaltung des Menschen.

Im Kapitalismus wird jedoch alles zur Ware; 

sogar Intimität, Aussehen und Sex. Alles wird 

den Mechanismen und Gesetzmäßigkeiten 

des Kapitalismus unterworfen. Das deutlichs-

te Beispiel dafür ist Prostitution bis hin zum 

Menschenhandel: Menschen sind gezwungen 

ihren Körper zu verkaufen, um zu überleben. 

Sie müssen diese Erniedrigung auf Grund von 

finanzieller Notlage über sich ergehen lassen. 

Die meisten Erleben in den dadurch entste-

henden Abhängigkeitsverhältnissen zusätz-

liche körperliche Gewalt durch Zuhälter und 

Freier. Und auch unsere Beziehungen, unsere 

Körper und unsere Sexualität geraten ins Vi-

sier der Profitgier: Porno- und Werbeindust-

rie machen Geld damit uns zu sagen, welche 

Performance wir beim Sex hinlegen müssten 

und wie unsere Körper auszusehen und zu 

funktionieren hätten. Es wird vermittelt, Frau-

en müssten ihre sexuellen Interessen denen 

eines Mannes unterwerfen. Das macht Druck 

und steht einer selbstbestimmten Sexuali-

tät entgegen. In diesem Klima denken im-

mer mehr junge Menschen, vor allem Frauen, 

über Schönheits-OPs nach oder lassen sich 

gar operieren. Unser Körper wird zunehmend 

zum Objekt erklärt, das es zu optimieren und 

anzupassen gilt. Leistungsfähigkeit und Ver-

fügbarkeit sind Eckpfeiler des vorherrschen-

den Ideals. Das schlägt sich auch auf unser 

Verständnis von Sexualität nieder. Vor diesem 

Hintergrund sind besonders junge Frauen 

weiterhin häufig von sexualisierter Gewalt be-

troffen.

Auch in freiwilligen Beziehungen können wir 

uns gezwungen sehen unsere eigenen Gren-

zen und Wünsche zu verletzen, um die relati-

ve finanzielle und emotionale Sicherheit nicht 

zu gefährden, die wir uns von ihnen erhoffen. 

Denn durch die Perspektivlosigkeit, unsere 

prekäre Stellung und die Krisenhaftigkeit des 

Kapitalismus ist unsere Sicherheit ständig be-

droht.  

Verhütungsmittel sind teuer und somit enorm 

profitabel für die Gesundheits- und Pharma-

industrie. Eine flächendeckende Versorgung 

mit Ärzt*innen, die Schwangerschaftsabbrü-

che durchführen, gibt es nicht. Die Hürden 

für einen Abbruch sind weiterhin enorm. Ins-
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besondere junge Frauen sind von all dem be-

sonders betroffen und werden damit allein 

gelassen.

Die Diskriminierung aller Liebes- und Lebens-

formen, die nicht dem traditionellen Familien-

bild von Mutter, Vater, Kind(ern) entsprechen, 

ist im angeblich modernen, aufgeklärten 

Deutschland weiterhin an der Tagesordnung, 

genauso wie Gewalt gegen queere Men-

schen. Eine umfassende Sexualerziehung, 

die Wissen darüber vermittelt, was wir für das 

Ausleben befriedigender Sexualität und die 

Gestaltung menschlicher Beziehungen benö-

tigen, ist die absolute Ausnahme. Fortschritt-

liche Bildungsangebote, die auch an Schulen, 

Berufsschulen oder Hochschulen andocken, 

werfen meist nur vereinzelte Schlaglichter auf 

und geraten ins Hintertreffen gegen Porno-, 

Unterhaltungs- und Werbeindustrie sowie fa-

miliäre Sozialisation. Außerdem greifen Kon-

zerne und Bundesregierung das Bedürfnis 

nach dem Recht auf sexuelle Selbstbestim-

mung auf und instrumentalisieren es in ihrem 

Interesse, indem sie Pinkwashing betreiben 

oder eine vermeintlich „feministische Außen-

politik“ betreiben.

Wir wollen eine Gesellschaft, in der keine Be-

ziehungsform bevor- oder benachteiligt wird, 

sondern in der vielfältige Formen des Zusam-

menlebens möglich sind. Eine Gesellschaft, 

in der wir einen humanistischen, gleichbe-

rechtigten und befriedigenden Umgang mit 

Sexualität praktizieren können. Eine Gesell-

schaft, in der unsere Sexualität frei ist von uns 

hemmenden Rollenbildern und dem Druck, 

sich ständig selbst zu optimieren und funktio-

nieren zu müssen. Wir treten ein gegen jede 

Form der sexualisierten Gewalt.

Unsere Forderungen:

	👉 Alle freiwilligen Beziehungen sind gleich-

berechtigt zu behandeln!

	👉 Für eine wissenschaftliche und humanisti-

sche Sexualerziehung!

	👉 Verhütung und Schwangerschaftsabbrü-

che müssen kostenlos und für jeden zu-

gänglich sein!

	👉 Einfache und risikofreie Meldemöglichkei-

ten und Hilfsangebote für Opfer von sexu-

alisierter Gewalt schaffen!

DAS RECHT AUF WOHNEN
Jeder Mensch hat das Recht auf eine men-

schenwürdige Unterkunft. Dabei geht es nicht 

einfach um irgendein Dach über dem Kopf, 

sondern um eine angemessene Wohnung, in 

der man sich gern aufhält, in der man sich das 

Heizen und den Strom leisten kann und die 

DAS RECHT AUF SEXUELLE 
SELBSTBESTIMMUNG
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genug Platz bietet, sich dort einen eigenen 

Rückzugs-, Lern- und Freizeitraum zu schaf-

fen. Für Jugendliche gehört zum Grundrecht 

auf Wohnen mindestens ein eigenes Zimmer. 

Von diesem Grundrecht darf niemand ausge-

schlossen werden!

Doch die Realität sieht anders aus. Besonders 

in größeren Städten zeigt sich die Unverein-

barkeit von Kapitalismus und menschen-

würdigen Lebensumständen unverblümt: 

Während selbst Vollzeitbeschäftigte sich ein 

Leben in Innenstädten kaum noch leisten 

können und hunderttausende Menschen von 

Wohnungslosigkeit betroffen sind, stehen 

zahlreiche Wohnungen als Spekulationsob-

jekte leer und die Mieten steigen ins Uner-

messliche. Zwischen 2011 und 2021 sind die 

Mieten in Deutschland im Schnitt um 14,3% 

gestiegen. Bei dieser Zahl sind jedoch noch 

ländliche Gegenden und Bestandsmieten 

eingerechnet. Die Preise für Neuvermietun-

gen in Großstädten sind im selben Zeitraum 

noch deutlich stärker gestiegen. Wer die Kos-

ten nicht tragen kann, wird zwangsgeräumt.

Mit einer Ausbildungsvergütung oder BAföG 

ist es so gut wie unmöglich, diese Mieten zu 

bezahlen. Auszubildende und Studierende 

müssen so immer öfter in einer unwürdigen 

Wohnsituation leben oder bei ihren Eltern 

bleiben, wo sie sich häufig ein Zimmer mit ih-

ren Geschwistern teilen müssen. Wohnheim-

plätze für Auszubildende oder Studierende 

gibt es viel zu wenige. Noch schlimmer ist die 

Situation für junge Menschen, die auf Sozial-

leistungen angewiesen sind – unter 25-Jäh-

rige, die Bürgergeld beziehen, werden ge-

zwungen weiter bei ihren Eltern zu leben.

Verschlimmert wird diese Situation dadurch, 

dass die Anzahl an Sozialwohnungen seit 

über 30 Jahren permanent sinkt! Denn die So-

zialbindung – also die Festlegung von nied-

rigeren Mieten – endet nach etwa 15 bis 25 

Jahren. Auch das Wohngeld bringt hier wenig 

Linderung. Wohngeld kann nur beantragen, 

wer nach Abzug der Miete unter dem Exis-

tenzminimum lebt. Für eine ernsthafte Entlas-

tung ist das viel zu niedrig. Außerdem treibt es 

die Mieten weiter in die Höhe, wenn der Staat 

überteuerte Mieten bezuschusst und damit 

die Vermieter subventioniert. Ein weiteres 

Problem sind oft undurchsichtige Umlagen 

von Sanierungs-, Betriebs- und Nebenkos-

ten auf die Mieter*innen und die sehr hohen 

und ständig steigenden Mietnebenkosten für 

Strom, Heizung und Warmwasser. Nicht sel-

ten wird Menschen die Energieversorgung 

oder die Heizung schlicht abgedreht, obwohl 

Energie und Wasser zur lebensnotwendigen 

Grundversorgung gehören.

In einer Großstadt eine Wohnung zu mie-

ten gleicht einer Mischung aus Lotterie und 

Bewerbungsgespräch. Vermieter können 

schamlos Lebensläufe, Bewerbungsschrei-

ben, Kontoauszüge, Schufa-Auskünfte, Bürg-

schaften und vieles mehr einfordern und fast 

alles in ihren Mietvertrag schreiben. Für das 

„Privileg“, jemandem für das Grundrecht auf 

ein Dach über dem Kopf Geld zahlen zu „dür-

fen“, muss man seine Privatsphäre oft kom-

plett über Bord werfen.

Wer eine Wohnung findet, kann sich in vielen 

Fällen dennoch nicht gerade glücklich schät-

zen. Im Gegenzug für die qualvolle Woh-

nungssuche und die überteuerte Miete erhal-

ten wir oft genug Wohnungen in schlechtem 

Zustand. Veraltete Sanitäranlagen, kaum 

vorhandene Isolierung, feuchte Wände und 

Schimmel sind gerade in Großstädten eher 

die Regel als die Ausnahme.

In ländlichen Gegenden ist der Wohnraum-

mangel zwar nicht so extrem wie in Großstäd-

ten, doch hier sind wir mit anderen Problemen 

konfrontiert: Der vorhandene Wohnraum steht 

oft nicht zur Miete, sondern nur zum Verkauf 

zur Verfügung. In den meisten Kleinstädten 

gibt es kaum noch Arbeitsplätze, Kultur- und 

Freizeitmöglichkeiten. Zudem fehlt es an In-

frastruktur wie öffentlichen Verkehrsmitteln, 

Gesundheitsversorgung und Schulen in der 

Nähe. Gerade für junge Menschen ohne eige-

nes Auto ist ein Leben außerhalb großer Städ-

te daher häufig keine Option.

Die Profitmacherei mit unseren elementars-

ten Grundbedürfnissen muss endlich ein 
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Ende haben. Die Spekulation mit Wohnraum 

muss beendet und die Kosten für Miete und 

Wohnungsbetrieb, also für Strom, Heizung, 

Wasser und Internet, müssen drastisch re-

duziert werden. Niemandem darf Strom und 

Wasser abgestellt werden.

Um das Recht auf menschenwürdiges Woh-

nen dauerhaft umsetzen zu können, braucht 

es die Enteignung von Immobilienkonzernen 

und Versorgungsbetrieben (Wasser, Strom, 

Heizen, etc.) und ihre Überführung in demo-

kratische Kontrolle sowie den massiven Aus-

bau des öffentlichen Wohnungsbaus. Nur ein 

gesellschaftlich geplanter Wohnungsbau, der 

nicht profitorientiert ist, bietet uns eine Pers-

pektive!

Unsere Forderungen:

	👉 Menschenwürdige Wohnungen auch für 

junge Erwachsene unter 25! Für ein Recht 

auf ein eigenes Zimmer für Jugendliche, 

die noch bei ihren Eltern wohnen!

	👉 Sofortiges Verbot von Mietsteigerungen!

	👉 Deckelung von Nebenkosten!

	👉 Recht auf bezahlbare und hochwertige 

Wohnheime für alle Auszubildenden und 

Studierenden! Garantierte Wohnung am 

Ausbildungs- und Arbeitsort!

	👉 Verbot von Spekulation mit Wohnraum – 

leerstehende Wohnungen sofort enteig-

nen!

	👉 Stopp der weiteren Privatisierung von Bo-

den! Vergesellschaftung von Großgrund-

stücken in Privatbesitz!

	👉 Massiver Ausbau des öffentlichen und so-

zialen Wohnungsbaus! Kein Ende der So-

zialbindung mehr!

	👉 Enteignung aller Wohnungskonzerne und 

Überführung in demokratische Kontrolle!
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3. DER SOZIALISMUS – UNSERE 
ZUKUNFTSPERSPEKTIVE

DEM KAPITALISMUS DAS ENDE BEREITEN!
Die Verwirklichung unserer Grundrechte steht 

vor einer Hürde: Dem kapitalistischen System. 

Sein Grundprinzip, die Schaffung und Ver-

größerung des Profits durch Ausbeutung der 

Lohnarbeiter*innen und die Unterwerfung 

aller gesellschaftlicher Bereiche unter seine 

Profitinteressen, steht den Grundrechten der 

Jugend entgegen.

Die großen Konzerne und Banken, die Mono-

pole, sind die herrschende gesellschaftliche 

Kraft in unserem Land. Sie bestimmen die 

Arbeits- und Lebensbedingungen, das Bil-

dungssystem und die Anschauungen unserer 

Zeit. All ihr Wirken ist auf die Vergrößerung 

des Profits, auf die Ausbeutung und Unter-

ordnung der übergroßen Mehrheit der Bevöl-

kerung, der Arbeiterklasse, gerichtet. Bildung, 

ob in Schule oder Hochschule, wird nach den 

Bedürfnissen des Großkapitals gestaltet. Bil-

dung hat für die Konzerne nur den Zweck, 

Nachwuchs an profitablen und gehorsamen 

Arbeitskräften zu schaffen. Auch die Arbeits-

welt der Gegenwart sieht für uns trotz ihrer 

Veränderungen nur eine Aufgabe vor: Den 

Profit zu erhöhen. In Ausbildung und Arbeit 

werden wir zu Werkzeugen der Kapitalver-
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mehrung. Der erzielte Profit der Banken und 

Konzerne dient nicht zur Bedürfnisbefriedi-

gung der arbeitenden Bevölkerung, sondern 

wird von einer kleinen Zahl von Kapitalisten 

angeeignet. Die oberen Zehntausend ver-

fügen über den erarbeiteten Reichtum von 

Millionen Menschen. Auf das Engste mit ih-

nen verflochten ist der Staat, der politisch die 

Interessen der Monopole vertritt – viele Poli-

tiker sitzen in Aufsichtsräten von Banken und 

Konzernen. Mit Recht und Gesetz, mit Polizei 

und Militär, mit kapitalistischer Ideologie, mit 

Sexismus und Rassismus als Spaltungsideo-

logie in Medien, Zurschaustellung von sozia-

ler Verwahrlosung im TV, in der Öffentlichkeit, 

an Schulen und anderen Bildungseinrichtun-

gen sichert der Staat die Herrschaft der Bour-

geoisie.

Die Überwindung des Imperialismus ist die 

Grundvoraussetzung für die vollständige 

Durchsetzung unserer Grundrechte. Die Herr-

schaft des Monopolkapitals ist die Ursache 

für Krieg und Krise, für Umweltzerstörung, 

Unterentwicklung und Ausbeutung in aller 

Welt. Sie garantiert den Reichen ihren Reich-

tum und hält die Armen in Armut. Seuchen, 

Flüchtlingselend, Hungersnöte – all das geht 

seit über hundert Jahren auf das Konto des 

Imperialismus. Die Konkurrenz der imperia-

listischen Staaten untereinander, ihre Kriege 

und Interventionen bedrohen die Völker auf 

der ganzen Welt.

 

Mit der Oktoberrevolution 1917 gelang es, in 

Russland unter schwierigen Bedingungen aus 

dem Kapitalismus auszubrechen und eine so-

zialistische Gesellschaft aufzubauen. Jahr-

zehntelang konnte ein Sechstel der Erde dem 

Imperialismus entzogen werden. In dieser 

Zeit gelang es trotz permanenter Aggression 

der imperialistischen Staaten, ein System jen-

seits von Ausbeutung und Profitlogik zu ent-

wickeln. In ihm konnten wesentliche Grund-

rechte Jugendlicher durchgesetzt werden, 

trotz innerer Widersprüche und ideologischer 

wie ökonomischer Fehlentscheidungen. Dazu 

gehörten die Rückentwicklung sozialistischer 

Ökonomie, Verarmung der Theorie, Auswei-

tung der Bürokratie sowie Schwächung der 

sozialistischen Demokratie. Diese entstanden 

vielfach aus den gegebenen Kräfteverhältnis-

sen und historischen Bedingungen. Erschwert 

wurde die Entwicklung des Sozialismus durch 

den Zweiten Weltkrieg, Sabotage-Akte, Wirt-

schaftskrieg, Kriegsdrohungen, ideologische 

Angriffe und die Systemkonkurrenz mit den 

kapitalistischen Ländern, aber auch durch die 

historischen Ausgangsbedingungen wie An-

alphabetismus und wirtschaftliche Rückstän-

digkeit.

Dennoch gelang der Aufbau eines Bildungs-

systems, das auf allumfassende Bildung für 

Arbeiter*innenkinder statt auf sozia-

le Auslese setzte. Ein Berufsbil-

dungssystem ohne jegliche 

Ausbeutung und sogar das 

Recht auf Arbeit konnten 

errungen werden. Soziale 

Versorgung und Sicher-

heit standen nicht unter 

dem Sparzwang der Pro-

fitlogik und deshalb der 
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wirtschaftlichen Entwicklung nicht im Weg. 

Die Sowjetunion und andere sozialistische 

Länder waren Bündnispartner*innen der Ar-

beiterklasse in den kapitalistischen Ländern 

und der antikolonialen und antiimperialisti-

schen Befreiungsbewegungen. Ihre Existenz 

stärkte Klassenkämpfe in aller Welt, nicht 

zuletzt in der Bundesrepublik Deutschland, 

deren herrschende Klasse verstärkt Zuge-

ständnisse wie höhere Lohnzahlungen an die 

Arbeiterklasse machen musste. Die Sowjet-

union hatte den entscheidenden Anteil an der 

Befreiung Deutschlands vom Faschismus und 

dem Zügeln westdeutscher Kriegsambitionen 

nach 1945.

Die Niederlage des ersten sozialistischen 

deutschen Staates, der DDR, hatte verheeren-

de Folgen für Jugendliche in Ost und West. 

Errungenschaften wie das einheitliche, poly-

technische Bildungssystem und das Recht 

auf einen Ausbildungsplatz wurden beseitigt, 

genauso wie die großen Fortschritte bei der 

Gleichstellung von Frauen. Für über 40 Jahre 

war kein Angriffskrieg von deutschem Boden 

ausgegangen, in der DDR wurden Faschisten 

tatsächlich ihrer Ämter enthoben und eine 

antifaschistische, humanistische Bildung ga-

rantiert. Seit der Konterrevolution 1990 prä-

gen Massenerwerbslosigkeit, Ausbildungs-

mangel, Sozialabbau, die Einschränkung von 

nicht-kommerziellen Freizeitmöglichkeiten, 

der Vormarsch von Faschisten und Militaristen 

und soziale Verelendung in ganz Deutschland 

den Alltag.

EINE GESELLSCHAFT NACH UNSEREN 
BEDÜRFNISSEN
Trotz seiner Niederlage in den Jahren 1989-91 

hat der Sozialismus bewiesen, dass er in der 

Lage ist, die kapitalistische Produktionsweise 

zu überwinden und bedeutende Errungen-

schaften für die Arbeiterklasse zu gewähr-

leisten. Er ist die gesellschaftliche Alternative 

zum Kapitalismus, weil er dessen Grundlage 

aufhebt: Das private Eigentum an den Pro-

duktionsmitteln.

Bestimmende Merkmale des Sozialismus sind 

die Herrschaft der Arbeiterklasse und ihrer 

Verbündeten, die Vergesellschaftung der Pro-

duktionsmittel und das Organisieren der Pro-

duktion nach einem gesellschaftlichen Plan.

Die Enteignung der Kapitalistenklasse und 

die Überführung der Fabriken und Büros, der 

Verkehrs- und Energiesysteme und des Lan-

des in gesellschaftliches Eigentum sind die 

wirtschaftliche Grundlage des Sozialismus. Er 

schafft damit die Voraussetzung, um die jahr-

tausendealte Klassenspaltung der Mensch-

heit in Besitzende und Besitzlose, in Ausbeu-

tende und Ausgebeutete, in Herrschende und 

Beherrschte zu beenden. 

Die Erzeugung aller Produkte findet längst ge-

meinschaftlich zwischen den Arbeiter*innen 

verschiedenster Unternehmen und Branchen 

statt, oft über Ländergrenzen hinweg. Ange-

eignet werden die geschaffenen Werte jedoch 

privat. Den Großteil eignen sich die Eigentü-

mer der Banken und Konzerne, die somit nicht 
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nur über die Produktionsmittel, sondern auch 

über die gesellschaftlich geschaffenen Werte 

privat verfügen können. Im Sozialismus wird 

dieser Widerspruch dadurch aufgelöst, dass 

die Produktionsmittel und damit auch die Ar-

beitsprodukte vergesellschaftet werden. Im 

Sozialismus gilt die Losung: „Jeder nach sei-

nen Fähigkeiten, jedem nach seiner Leistung.“ 

Der Sozialismus öffnet damit als niedere Stufe 

der kommunistischen Gesellschaft zugleich 

den Weg zu einer entwickelteren, kommunis-

tischen Gesellschaft, in der dann jeder nach 

seinen Fähigkeiten tätig sein und nach seinen 

Bedürfnissen leben kann.

Der heutige monopolistische Kapitalismus ist 

zu einem Hemmnis für die Entwicklung der 

Produktivkräfte geworden. Zwar bringt er im-

mer neue Technologien und wissenschaftli-

che Erkenntnisse hervor, ihre Entwicklung und 

Anwendung beschränkt sich jedoch auf das, 

was unmittelbar Profit hervorbringt. Längst 

wäre es möglich, den technischen Fortschritt 

zum Nutzen aller einzusetzen. Unterentwick-

lung könnte beseitigt, Umweltzerstörungen 

könnten verhindert, Krankheiten und Hunger 

könnten überwunden werden. Stattdessen 

werden Millionen Menschen aus dem Arbeits-

prozess ausgeschlossen. Gleichzeitig wird Ar-

beitskraft für die Herstellung überschüssiger 

Waren als Folge der dem Kapitalismus we-

senseigenen Überproduktion und Rüstungs-

produktion verschwendet. Die Abschaffung 

dieser Verschwendung und das Einbeziehen 

aller in den Arbeitsprozess machen eine we-

sentliche Arbeitszeitverkürzung und die An-

hebung des Lebensstandards möglich.

Im Sozialismus können Produktionsmittel, Ar-

beitskraft, Wissenschaft und Technik erstmals 

zum Nutzen der ganzen Gesellschaft einge-

setzt werden. Die gemeinschaftliche Verfü-

gung darüber erlaubt es, nach den Bedürf-

nissen der Menschen zu produzieren. Das ist 

nur machbar, wenn eine Planung der Produk-

tion stattfindet. Schon heute wird in der Groß-

industrie der Produktionsprozess in riesigem 

Maßstab geplant. Anstelle des Marktes im frü-

hen Kapitalismus, dem Markt der freien Kon-

kurrenz, weist der heutige Imperialismus eine 

enorme Konzentration und Zentralisation von 

Kapital und Produktion auf. Damit bereitet der 

Kapitalismus den Sozialismus materiell vor. 

Wegen des Diktats der Konkurrenz der Unter-

nehmen untereinander bleiben dennoch jede 

gesamtgesellschaftliche Planung und Vertei-

lung der Ressourcen nach den Bedürfnissen 

aller Menschen unmöglich. Die Anhäufung 

von Kapital und Produktion in immer weniger 

Händen und die Herausbildung von Mono-

polen ließ den Kapitalismus in sein höchstes, 

letztes und faulendes Stadium treten. Diese 

enorme Konzentration und Zentralisation bie-

ten die Grundlage für eine sozialistische Plan-

wirtschaft. Organisiert wird diese dann aber 

nach den Bedürfnissen der Mehrheit. Sie ist 

aufgrund der wissenschaftlich-technischen 

Revolution, aufgrund heutiger elektronischer 

Rechenkapazität und Vernetzung einfacher 

möglich als jemals zuvor. Die Selbstbestim-

mung der arbeitenden Menschen darüber, 

wie und was produziert wird, schafft das Kom-

mando der Banken und Konzerne über die 

ganze Gesellschaft ab. Der Arbeitsprozess, 

die Länge der Arbeitszeit, die Verteilung der 

Arbeit – all das unterliegt nicht mehr dem Dik-

tat der Besitzenden. In Kampf und Aufbau des 
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Sozialismus können wir uns auf das Erbe und 

die Erfahrungen der vorangegangenen An-

läufe zum Sozialismus stützen.

Die revolutionäre Umgestaltung der Gesell-

schaft ist nicht im Einverständnis oder im 

Kompromiss mit den Gegnern unserer Grund-

rechte, den Kapitalisten und ihrem Staat mög-

lich. Bereits kleine Veränderungen, die gegen 

ihre Interessen laufen, werden von ihnen 

hartnäckig verweigert und bekämpft. Jedes 

Zugeständnis, das wir ihnen abringen kön-

nen, wird bei der nächstbesten Gelegenheit 

zurückgenommen. Unsere Grundrechte ver-

tragen sich nicht mit ihrer Ordnung und ihrem 

Staat. Der Sozialismus braucht die Überwin-

dung des kapitalistischen Staates, die 

Eroberung der politischen Macht 

durch die Arbeiterklasse und 

ihre Verbündeten.

Dieser Bruch mit den kapi-

talistischen Eigentums- und 

Machtverhältnissen benötigt 

die aktive Unterstützung und 

Einbeziehung breiter Teile der 

Bevölkerung. Der Hauptstoß 

muss gegen das Monopolkapi-

tal gerichtet werden.

Die konkrete Ausgestaltung dieser 

revolutionären Macht ist nicht vorherzuse-

hen. Sie hängt von den Umständen ab, unter 

denen sie erkämpft wird, genauso wie von 

den Besonderheiten jedes Landes. Die Ge-

schichte sozialistischer Revolutionen zeigt 

aber, dass die enteigneten Kapitalisten und 

ihre politischen Interessenvertreter sich nicht 

geschlagen geben, sondern ihren Widerstand 

gegen den Aufbau des Sozialismus im In- und 

Ausland mit allen Mitteln fortsetzen. Stets 

versuchten sie mit ihren materiellen und geis-

tigen Waffen die Zeit zurückzudrehen.

Der Sozialismus ist keine widerspruchsfreie 

Gesellschaft. Er ist kein idealer Zustand, der 

sich automatisch nach dem Ende des Kapi-

talismus einstellt. Er ist angewiesen auf die 

Ideen und den Aufbauwillen aller arbeitenden 

und lernenden Menschen. Dennoch räumt er 

von Beginn an die entscheidenden Hinder-

nisse zur Durchsetzung unserer Grundrechte 

aus dem Weg. Das Privileg auf umfassende 

Bildung wird gebrochen – sie wird für alle zu-

gänglich gemacht.

Das Recht auf qualifizierte Ausbildung und 

Arbeit für alle wird garantiert und beendet die 

jahrhundertealte Konkurrenz zwischen den 

Arbeiter*innen. Damit wird der Spaltung der 

Arbeiterklasse durch Diskriminierung, Rassis-

mus und Sexismus die ökonomische Grund-

lage entzogen. Denn dann gibt es niemanden 

mehr, der von der Spaltung der Arbeiterklasse 

profitiert. Die Verwirklichung eines solidari-

schen Miteinanders wird angestrebt. Faschis-

tische Organisationen, die mit diesen Waffen 

immer schon die Solidarität der Menschen 

zu untergraben versuchten, werden verboten 

und zerschlagen. Die sozialistische Demokra-

tie sichert das Recht auf gemeinsame Gestal-

tung des gesamten gesellschaftlichen Le-

bens. Mehr noch: Die Befähigung eines jeden 

zur aktiven Mitgestaltung bildet eine wichtige 

Grundlage für die Entwicklung der sozialis-

tischen Gesellschaft. Die gesellschaftliche 

Planung des Produktions- und Reproduk-

tionsprozesses ermöglicht einen bewussten 

Umgang mit der Natur und einen nachhalti-

gen Umgang mit Ressourcen. Er schafft die 

Voraussetzung zur Erhaltung der menschli-

chen Lebensgrundlagen.

Der Sozialismus ist für uns keine unerfüllbare 

Zukunftsträumerei. Er ist die Gesellschaft, in 

der wir unsere Interessen als arbeitende und 

lernende Jugendliche durchsetzen können, 

in der unsere Bildung, Ausbildung und Arbeit 

nicht von der Verwertungslogik bestimmt 

werden, in der wir unsere Freizeit solidarisch 

nach unseren Interessen gestalten können, 

ohne Konkurrenz und Ellenbogenmentalität. 

Der Sozialismus ist dabei nicht nur die Gesell-

schaftsform, in der wir Jugendliche und jun-

ge Erwachsene unsere Lebensbedingungen 

ständig verbessern können. Er ist der erste 

und entscheidende Schritt zur Befreiung aller 

arbeitenden Menschen von Ausbeutung, Per-

spektivlosigkeit und Unterdrückung. Diesen 

Schritt zu erreichen ist das Ziel der SDAJ.
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UNSER WEG ZUM SOZIALISMUS
Die Zusammensetzung der Arbeiterklasse, 

ihre Arbeits- und Lebensbedingungen ändern 

sich fortwährend, genauso wie das Bewusst-

sein über ihre eigene Lage. Trotzdem bleibt 

sie die gesellschaftliche Kraft, die perspek-

tivisch in der Lage ist den Sozialismus zu er-

kämpfen.

Heute zählt die immer größer werdende 

Mehrheit der Bevölkerung zur Arbeiterklas-

se. Sie ist die Menschengruppe, die ihren 

Lebensunterhalt nur durch den Verkauf ihrer 

Arbeitskraft bestreiten kann. In Fabriken und 

Büros, in Handwerk und Handel, im öffent-

lichen und privaten Dienstleistungssektor 

kommt ihr nur eine Aufgabe zu: Durch ihre 

Arbeit den Profit zu vermehren. Dabei steht 

sie am unteren Ende der Befehlskette. Sie ist 

im Arbeitsprozess fast völlig entmündigt. Die 

Lage der Lohnarbeiter*innen ist heute äu-

ßerst uneinheitlich. Nicht nur der Lohn, auch 

Arbeitsverhältnisse und -bedingungen unter-

scheiden sich stark. Dennoch eint sie mehr, 

als sie voneinander trennt: Das Interesse, sich 

gegenüber den Kapitalisten zu behaupten 

und gegen sie eine Gesellschaft ohne Aus-

beutung, Arbeits- und Perspektivlosigkeit zu 

erkämpfen. Die Arbeiterklasse hat in der Ge-

schichte gezeigt, dass sie Bewusstsein über 

ihre Lage und ihre Kämpfe erlangen kann. Die 

Aufgabe sozialistischer Kräfte ist es dies zu 

fördern und damit die Arbeiterklasse zu be-

fähigen den Kapitalismus zu überwinden.

Die SDAJ ist die Organisation der lernenden 

und arbeitenden Jugend. Sie sieht es als ihre 

wesentliche Aufgabe an, Klassenbewusstsein 

und Klassenorganisation unter der Arbeiter-

jugend zu schaffen mit dem Ziel der Erkämp-

fung einer sozialistischen Gesellschaft. Mit der 

Deutschen Kommunistischen Partei verbindet 

sie dieses gemeinsame Ziel sowie die sozia-

listische Weltanschauung, die auf Grundlage 

der Ideen von Marx, Engels und Lenin begrün-

det wurde.

Die entscheidende Bedeutung von Klassen-

bewusstsein und einer Klassenorganisation 

ergibt sich aus der Erkenntnis darüber, dass 

die gesellschaftlichen Bewusstseinsinhal-

te, die sich innerhalb der Arbeiterklasse auf 

der Basis ihrer sozialen Lage spontan her-

ausbilden, einem (wenn überhaupt) rein ge-
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werkschaftlichen Bewusstsein entsprechen. 

Das bedeutet, dass zwar Bewusstsein über 

gegensätzliche Interessen von Arbeiter*innen 

und Kapitalist oder bürgerlichem Staat und 

über die Notwendigkeit des gemeinsamen 

Kampfs spontan entstehen kann, nicht aber 

über die Funktionsweise des Kapitalismus 

und die Möglichkeiten seiner Überwindung. 

Aus der Eingeschränktheit dieses spontanen 

Bewusstseins ergibt sich die Notwendigkeit 

einer organisierten, bewusstseinsbildenden 

Kraft in der Arbeiterklasse. Nur eine kom-

munistische Partei kann dafür sorgen, dass 

Opportunismus, Reformismus und ideologi-

sche Einflüsse des Kapitals auf die gesamte 

Arbeiterklasse zurückgedrängt werden. Zur 

Erkämpfung des Sozialismus bedarf es also 

einer kommunistischen Partei, die die gene-

rationenübergreifende Vorhut der Arbeiter-

klasse ist.

Besonders unter der arbeitenden und ler-

nenden Jugend fehlen oft Erfahrungen in 

Klassenkämpfen und die Bereitschaft sich zu 

organisieren. Die Konkurrenz auf dem Arbeits-

markt und in der Schule führt zu Vereinzelung 

und wirkt gegen ein gemeinsames solidari-

sches Handeln. Die Herrschenden versuchen 

unentwegt den Klassenwiderspruch in der 

Wahrnehmung zu verschleiern. Jahrelang 

haben sie uns eingehämmert, dass wir selbst 

schuld sind, wenn wir erwerbslos sind oder 

ein zu geringes Einkommen zum Leben ha-

ben. Statt gesellschaftlicher Lösungen gegen 

Klimawandel werden individuelle Konsum-

entscheidungen als vermeintliche Lösung 

gepredigt und für Krieg und Aufrüstung sol-

len „wir alle“ den Gürtel enger schnallen. Zu 

den irrationalen Erklärungsangeboten gehö-

ren neben religiösen und esoterischen Heils-

versprechen, individualistischen Lebensent-

würfen und Selbstoptimierung als Ausweg 

aus der eigenen, elenden Situation auch die 

Verleugnung des Klassengegensatzes oder 

sogar der vorsätzliche Verzicht auf jedwede 

Erklärung überhaupt. Diese erschweren das 

Bewusstwerden über die grundlegenden 

gesellschaftlichen Widersprüche. Durch die 

Verbreitung von Antikommunismus in Schule 

und Medien soll der Sozialismus als Alternati-

ve verteufelt und jeder positive Gedanke dar-

an erstickt werden.

Die Attacke auf das Klassenbewusstsein der 

Arbeiterjugend ist die Begleitmusik der an-

haltenden Offensive des Kapitals. Stück für 

Stück wurden in den vergangenen Jahren 

von der Arbeiterklasse erkämpfte Rechte und 

Standards angegriffen und abgebaut. Sozial-

kassen werden geplündert, das Gesundheits-

system privatisiert, Reallöhne auf breiter Ebe-

ne gesenkt. Von den Kürzungen an Schulen, 

Hochschulen, Schwimmbädern und Co. wer-

den Großkonzerne und Banken subventio-

niert, Rüstungsausgaben getätigt und Kriege 

geführt.
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Die SDAJ sieht ihre Aufgabe darin, politische, 

ökonomische und ideologische Klassen-

kämpfe zur Abwehr der Offensive des Kapi-

tals zu initiieren und zu führen. In Kämpfen 

gegen die Verschlechterung von Lern-, Aus-

bildungs- und Lebensbedingungen wollen 

wir Bewusstsein über die eigene Stärke und 

die Notwendigkeit von Organisation schaffen, 

genauso aber über die begrenzten Erfolgs-

aussichten von Kämpfen innerhalb des Ka-

pitalismus aufklären. Erkämpfte Reformen 

verbessern unsere Bedingungen im Klassen-

kampf. Gelingt es darin Klassenbewusstsein 

und -organisation zu bilden, eröffnen sie zu-

gleich die Perspektive für grundlegende Ver-

änderungen. Reformen können jedoch auch 

einen integrierenden Charakter haben.

Die ständige Verschlechterung der Zukunfts-

aussichten kann zu Protest und Widerstand 

führen. In Betrieben, Schulen, Hochschulen 

und in der eigenen Stadt wehren sich Jugend-

liche gegen die alltäglichen Zumutungen. In 

diesen Abwehrkämpfen ist es möglich, die 

Verursacher der Ausbildungskrise und die 

Profiteure des Bildungsabbaus sichtbar zu 

machen. Klassenbewusstsein kann dort ent-

stehen, wo solche Auseinandersetzungen 

vorangetrieben werden, wo in ihnen der Inte-

ressengegensatz zwischen Kapital und Arbeit 

sichtbar gemacht wird. Die Schaffung von 

Kampferfahrung, die solidarische Diskussion 

von weitergehenden Forderungen und neu-

en Kampfformen sind nötig, um den Klassen-

kampf zu intensivieren und Resignation und 

Passivität zu bekämpfen. Das Verknüpfen von 

unmittelbaren Forderungen mit einer sozialis-

tischen Perspektive und die Gewinnung und 

Organisierung arbeitender und lernender Ju-

gendlicher dafür ist eine Notwendigkeit.

Eines der wichtigsten Felder ist die Interes-

senvertretungspolitik in Schule und Betrieb. 

Hier lernt und arbeitet die Arbeiterjugend und 

kommt zusammen. An diesen Orten sind die 

Auswirkungen der Kapitaloffensive unmittel-

bar zu spüren. Hier wird die Erfahrung gemacht, 

dass eine bessere Bildung und Ausbildung 

oder Verbesserungen der Arbeitssituation 

kein Geschenk von Unternehmern und Staat 

sind, sondern ständig erkämpft werden müs-

sen. In Schule, Betrieb und Hochschule lässt 

sich aufzeigen, dass Mitbestimmung und Ein-

mischung die Lern- und Arbeitsbedingungen 

verbessern können. Vor allem aber ist erfahr-

bar, dass das gemeinsame Einstehen für die 

gleichen Interessen eine Waffe zur Verbes-

serung der Situation jedes Einzelnen ist. Ge-

meinsame Aktivität, gemeinsame Kämpfe, 

gemeinsam reflektierte Kampferfahrungen 

bilden die beste Voraussetzung für das Ent-

stehen von Klassenbewusstsein.

Der Arbeit in Schüler*innenvertretungen, 

in Jugend- und Auszubildendenvertretun-

gen und auch in Studierendenvertretungen 

kommt dabei eine besondere Aufgabe zu. 

Mit ihrer Hilfe können Schüler*innen, Azubis, 

junge Arbeiter*innen und Studierende über 

ihre Lage aufgeklärt und in Auseinanderset-

zungen mobilisiert werden. In Interessenver-

tretungen ist es nötig, Stellvertreterdenken zu 

überwinden und Mitschüler*innen, Kolleg*in-

nen und Kommiliton*innen selbst einzubezie-

hen. Genauso nötig ist es, für eine kämpferi-

sche Linie zu streiten, gegen die Versöhnung 

mit den Unternehmern und damit gegen die 

Verbreitung von Illusionen über den Kapitalis-
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mus. Mit Massendemonstrationen, Besetzun-

gen und Schul- und Klimastreiks ist es in der 

jüngeren Vergangenheit gelungen, größere 

Teile der Schüler*innen für ihre Interessen zu 

mobilisieren. Die Verbindung solcher Aktio-

nen mit einer dauerhaften Interessenvertre-

tungspolitik ist nötig, um langfristig einen Auf-

schwung von Massenkämpfen zu erreichen.

Gegenwärtig befindet sich die Arbeiterklas-

se und mit ihr die arbeitende und lernende 

Jugend in einer Defensivposition. Dennoch 

gelingt es immer wieder, Kämpfe voranzu-

treiben und darin Erfolge zu erzielen. Hierzu 

zählen kämpferische Tarifrunden, die Beleg-

schaftskämpfe gegen Standortschließungen, 

Demonstrationen gegen Sozialabbau, gegen 

die Unterfinanzierung von Schulen und Hoch-

schulen, den Klimawandel und kapitalistische 

Krisen. Solche Kämpfe, die demokratische 

Rechte erweitern und verteidigen, sind zu-

gleich wichtiger Bestandteil unseres Kamp-

fes gegen Demokratieabbau und Faschismus. 

Im gemeinsamen Kampf Jugendlicher ver-

schiedener Herkunft entziehen wir der sozia-

len Demagogie der Faschisten, die sich nicht 

nur gegen Minderheiten, sondern gegen die 

arbeitende und lernende Jugend, gegen die 

Werktätigen und ihre Grundrechte insgesamt 

richten, den Boden. Besondere Bedeutung 

hat auch der Kampf gegen die weltweiten 

Kriegseinsätze der Bundeswehr und die Auf-

rüstungspolitik der deutschen Militaristen. Die 

zunehmende Weltmachtrolle des deutschen 

Staates ist ebenso wie die massive Umwelt-

zerstörung eine Bedrohung für die Zukunfts-

perspektive Jugendlicher.

Die SDAJ ist Teil demokratischer Bewegungen 

wie zum Beispiel für Frieden, für ein Leben 

ohne Faschismus und Rassismus und für eine 

intakte Natur und Umwelt. In diesen Bewe-

gungen wird für die Durchsetzung der Grund-

rechte der Jugend gekämpft. Grundlage für 

all diese Bewegungen ist die Tatsache, dass 

die Interessen der Bevölkerungsmehrheit 

ständig und dauerhaft vom Monopolkapital 

verletzt werden, weil sie mit der Wahrung der 

Fortexistenz der Herrschaft der Banken und 

Konzerne nicht mehr vereinbar sind. Demo-

kratische Bewegungen haben das Potenzial, 

breite Teile der Bevölkerung über die Arbei-

terklasse hinaus gegen die Monopole und 

ihren Staat zu vereinen. In all diesen Kämpfen 

ist die Zusammenführung von Jugendlichen 

verschiedener Herkunft, Weltanschauung 

und politischer Orientierung unsere Aufgabe. 

Wir setzen uns für die Bildung und Stärkung 
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von Jugendbündnissen gegen die herrschen-

de Politik ein. Ohne unterschiedliche Auffas-

sungen auszublenden, zählt für uns darin vor 

allem das Bündeln der Kräfte in der gemein-

samen Aktion für unsere Interessen. Denn nur 

im gemeinsamen Kampf können wir unse-

re Interessen durchsetzen. Das Anliegen der 

SDAJ ist die Stärkung der konsequenten Kräf-

te, die sich für Interessen und Rechte Jugend-

licher einsetzen. Sie setzt sich dabei gegen 

Spaltungsversuche und Instrumentalisierung 

durch die Herrschenden, für eine gemeinsa-

me solidarische Diskussion ein. Immer orien-

tiert sie auf die kämpferische Auseinanderset-

zung mit den Verweigerern der Grundrechte 

Jugendlicher: dem Kapital, den deutschen 

Banken und Konzernen und ihrem Staat.

Für diese Auseinandersetzungen spielen die 

Gewerkschaften und ihre Jugendabteilungen 

als größte Organisationen der Arbeiterklas-

se eine wichtige Rolle. Der DGB und seine 

Mitgliedsgewerkschaften sind die breiteste 

und größte Klassenorganisation der Arbei-

ter*innen, Angestellten und Beamt*innen, der 

organisierte Ausdruck ihrer gemeinsamen 

Klasseninteressen. Die Einheitsgewerkschaf-

ten, an deren Schaffung die Kommunist*in-

nen nach der Befreiung vom Faschismus 

wesentlich beteiligt waren und in denen sie 

stets aktiv mitarbeiten, stellen eine der größ-

ten Errungenschaften der Arbeiterbewegung 

Deutschlands dar. Ihre Existenz und ihr Wir-

ken waren eine wesentliche Voraussetzung 

dafür, dass die Arbeiterklasse unseres Landes 

bedeutende soziale und demokratische Er-

rungenschaften durchsetzen und behaupten 

konnte. Starke, an den Interessen der Arbei-

terklasse orientierte und ihnen verpflichtete 

Gewerkschaften sind unentbehrlich. Mit dem 

Mittel des Streiks verfügen sie über großes 

ökonomisches und politisches Druckpoten-

zial. Sie bilden potenziell ein Kraftzentrum 

für die Verteidigung und die Erweiterung so-

zialer und demokratischer Rechte und für die 

Sicherung des Friedens. Die Mitarbeit in den 

Gewerkschaften und ihre Stärkung gegen-

über den Unternehmerorganisationen ist eine 

Grundvoraussetzung, um dem Klassenkampf 

in unserem Land Auftrieb zu verleihen.

Der Kampf um höhere Löhne, Arbeitszeitver-
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kürzung, Verbesserung der Arbeitsbedingun-

gen und Abwehr sozialpolitischer Angriffe der 

Bundesregierung – all das ist heute nötiger 

denn je. Diese Aufgaben werden von den Ge-

werkschaften zu wenig und zu selten wahr-

genommen. Die Zahl der Gewerkschaftsmit-

glieder nimmt seit 1990 ebenso ab wie die 

Aktivität der Gewerkschaften in den Betrie-

ben. Der Interessensgegensatz nimmt in der 

gewerkschaftlichen Bildungsarbeit eine im-

mer geringere Rolle ein. Gibt es kämpferische 

Initiativen, dann werden diese häufig aus Be-

legschaften und Gewerkschaftsgliederungen 

ausgegrenzt. Dort, wo hohe Organisations-

grade und Kampfbereitschaft bestehen, wird 

die Stärke nicht in die Waagschale geworfen, 

um das Erreichen der Forderungen zu erzwin-

gen. Immer wieder werden Ergebnisse weit 

unterhalb der Belegschaftsforderungen ab-

geschlossen. Bei dieser Politik stützen sich 

Tarifkommissionen und Gewerkschaftsfüh-

rung auf auch in der Gewerkschaftsbasis ver-

ankerte sozialpartnerschaftliche Illusionen, 

also auf die Vorstellung, dass der Klassen-

gegensatz zwischen Unternehmerseite und 

Arbeiter*innen durch Kompromisse aufgelöst 

werden könnte. Diese Politik schwächt die 

Gewerkschaften und ermöglicht dem Kapital 

ständig neue Angriffe. Sie liegt im Interesse 

derjenigen, die die Gewerkschaften zur Integ-

ration der Arbeiterklasse in das kapitalistische 

System nutzen wollen. Daher stellen wir uns 

die Aufgabe, die Gewerkschaften zu stärken, 

in den Gewerkschaften Klassenbewusstsein 

zu schaffen und den Kolleg*innen den Rü-

cken zu stärken, die sich gegen diesen An-

passungskurs wenden. Immer wieder gelingt 

es Belegschaften von Betrieben oder ganzen 

Branchen, den Weg der Klassenzusammenar-

beit zu verlassen und offensiv ihre Rechte zu 

verteidigen, so zum Beispiel im Gesundheits-

sektor und im sozialen Bereich, wo immer 

wieder größere konsequente Kämpfe statt-

fanden. Besondere Bedeutung innerhalb der 

Gewerkschaftsarbeit haben Jugendliche, die 

in den industriellen Großbetrieben, vor allem 

in denen der materiellen Produktion, arbeiten. 

Sie erzeugen einen Großteil des gesellschaft-

lichen Reichtums und spielen daher eine 

Schlüsselrolle für das Lohnniveau im ganzen 

Land. Unter ihnen ist der Organisationsgrad 

am höchsten. Sie verfügen oft über große, 

arbeitende Interessensvertretungsstrukturen 

und Erfahrung in der betrieblichen Auseinan-

dersetzung. Die Einbeziehung breiter Teile der 

arbeitenden Jugend und die branchenüber-

greifende Solidarität in Tarifkonflikten und da-

rüber hinaus ist eine wichtige Aufgabe.

Die Hauptaufgabe von Gewerkschaften ist der 

Zusammenschluss aller Lohnarbeiter*innen 

zur Überwindung ihrer Konkurrenz unterein-

ander, zu ihrer Selbstbehauptung gegenüber 

dem Kapital. Je mehr dies auf bundeswei-

ter Ebene gelingt, desto größer werden die 

Möglichkeiten, das gegenseitige Ausspielen 

der Arbeiter*innen auch auf internationaler 

Ebene z.B. durch Standortverlagerungen zu 

verhindern. Dazu braucht es die Schaffung 

internationaler Solidarität innerhalb der Ge-

werkschaften und Interessenvertretungen. 

Der proletarische Internationalismus ist für 

die SDAJ eine Verpflichtung. Obwohl die un-

terschiedliche Entwicklung jedes einzelnen 

Landes eine verschiedene Aufgabenstellung 

im Klassenkampf hervorbringt, ist der Gegner 

aller ausgebeuteten und unterdrückten Men-

schen weltweit der gleiche. Daher sucht die 

SDAJ den Austausch und die enge Zusam-

menarbeit mit fortschrittlichen, antiimperialis-

tischen und sozialistischen Jugendverbänden. 

Der Weltbund der Demokratischen Jugend 

(WBDJ) als ihr wichtigster Zusammenschluss 

ist für uns das Dach, unter dem wir unseren 

weltweiten Kampf gegen den Imperialismus 

gemeinsam führen. Ein Höhepunkt sind für 

uns die vom WBDJ seit 1947 ausgerichteten 

Weltfestspiele der Jugend und Studierenden. 

Die enge Zusammenarbeit, die gemeinsame 

Diskussion und Aktion besonders mit den eu-

ropäischen kommunistischen Jugendorgani-

sationen ist angesichts der Krisenabwälzung 

auf die Bevölkerung, des zunehmenden Anti-

kommunismus in der EU und der steigenden 

Kriegsgefahr auch innerhalb Europas wich-
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tig, um den gemeinsamen Widerstand und 

Kampf für die Grundrechte der Jugend zu or-

ganisieren.

Das Beispiel kämpfender Jugendlicher in an-

deren Ländern motiviert und inspiriert uns in 

unserem Kampf in Deutschland. Der wich-

tigste Bezugspunkt unserer internationalen 

Solidarität ist für uns dabei das sozialistische 

Kuba, das seit 1959 allen Angriffen des Impe-

rialismus widersteht. Trotz völkerrechtswid-

riger US-Blockade hält das kubanische Volk 

am revolutionären Prozess fest. Sein Gesund-

heits- und Bildungssystem, seine sozialen Er-

rungenschaften und die demokratische Or-

ganisation der kubanischen Gesellschaft sind 

weltweit beispielgebend. Seine Verteidigung 

des Sozialismus gegen alle Widrigkeiten 

straft die Herrschenden Lügen: Der Kapitalis-

mus ist trotz der Niederlage des Sozialismus 

in Osteuropa nicht das Ende der Geschichte. 

Er zeigt mit seinen ständig wiederkehrenden 

Krisen seine Instabilität und seine Unfähigkeit, 

die Probleme der arbeitenden und lernen-

den Jugend zu lösen. Alle Versuche der herr-

schenden Klasse, ihre Krisen zu lösen, berei-

ten schon die nächsten vor. Nach jeder Krise 

strebt das Kapital danach, neue Profitquellen 

zu erschließen. Dazu werden imperialistische 

Kriege geführt, soziale und demokratische 

Rechte abgebaut. Dazu wird die Bevölkerung 

eingeschüchtert und kontrolliert, Protest und 

Widerstand entschärft und unterdrückt. Der 

Kapitalismus muss weltweit überwunden 

werden. Die Geschichte zeigt, dass dieser 

Prozess lang andauern kann, dass wir dabei 

Siege und Erfolge erringen, aber auch Rück-

schläge und Niederlagen erleiden werden.

Unser Weg zum Sozialismus ist der Kampf zur 

Überwindung des Imperialismus in Deutsch-

land!



Finde die SDAJ-Gruppe 

in deiner Nähe:
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